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Priufungszeugnisse vom
Thuringer Innenminister
personlich uberreicht

An diese Feierstunde werden sich die Beam-
tenanwaérterinnen und -anwérter des mittleren
Dienstes noch lange erinnern. Thiiringens In-

.. . . g .. . Personalmana
nenminister Jérg Geibert persénlich iiberreichte R
die Priifungszeugnisse. B
- Ausbildung di
- Verkehrsuber

(db) Am Donnerstag, dem 31. Juli 2014, schlossen
32 Absolventen mit Aushandigung der Prifungszeug-
nisse ihren Vorbereitungsdienst fur die Laufbahn des

mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes er- . " " ; : T

fol ich ab und diirfen sich nun Verwaltunaswirte Thiringens Innenminister J6rg Geibert betonte die Wichtigkeit einer guten
olgreic g Ausbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der offentlichen Verwal-
nennen. tung fiir den Freistaat Thiiringen.

Innenminister Jorg Geibert nutzte in diesem Jahr zum ersten Mal die Gelegenheit, den neuen Beamtennachwuchs
fur die Thiringer Verwaltung durch die Uberreichung der Priifungszeugnisse persénlich kennenzulernen. Zudem
hatte er die Urkunden zur Beamtenernennung
auf Probe fur eine Tatigkeit in der Landesver-
waltung gleich mit im Gepack. Fur die Anwar-
terinnen und Anwarter bedeutete dies einen
nahtlosen Ubergang vom Vorbereitungsdienst
in ein Beamtenverhaltnis auf Probe.

Bei seiner Rede betonte Thiringens Innen-
minister, dass die Bedeutung einer gut funk-
tionierenden Verwaltung nicht unterschatzt
werden durfe, der Dienst am Burger sei obers-
tes Gebot. Nicht zuletzt Iage es auch an der
Qualitat der Verwaltungsarbeit, wie das Land
Tharingen im Konkurrenzkampf um Wirt-
schaftsstandorte bestehe. Eine leistungsfahi-
ge Verwaltung sei der Rickhalt eines Staates.
Deshalb musse er die notwendigen Inhalte
einer qualifizierten Ausbildung selbst definie-

Foto: Marcus Scheidel
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ren und ausfihren. Die Ausbildung der Thiringer Beamtenanwarter habe sich in den letzten 20 Jahren bewahrt.
Eine qualifizierte Ausbildung diirfe nicht zur Disposition stehen. Mit der Uberreichung der Zeugnisse wiirden die
Anwarterinnen und Anwarter nun fur ihren Flei® und ihre Bemihungen belohnt. Sie stiinden jetzt am Beginn ihres
Berufslebens — und hier warten viele spannende Aufgaben — jeder Einzelne werde gebraucht!

Zu der Festveranstaltung hatte die Thu-
ringer Verwaltungsschule, vertreten durch
die Vorsitzende des Verwaltungsrates,
Frau Ministerialdirigentin Rita Hartmann,
und den stellvertretenden Direktor der
Schule, Herrn Erich Bruckner, geladen.
Mit grof3er Freude konnten die Gastgeber
den Thiringer Innenminister in Weimar
begriflen, auch deshalb, weil Jorg Gei-
bert bereits in friheren Jahren als Mitglied
des Verwaltungsrates der Thuringer Ver-
waltungsschule die Belange der Einrich-
tung mit diplomatischem Geschick und
ausgezeichnetem Fachwissen vertrat, wie
Erich Bruckner besonders unterstrich.

Der stellvertretende Direktor betonte in
seiner Eingangsrede unter anderem auch
die Bedeutung einer guten Ausbildung.
Der Rechtsstaat stehe nicht nur im Grund-
gesetz und in der Thiringer Verfassung,
sondern finde sich gerade auch in seiner
praktischen Umsetzung dann im Arbeits-
einsatz als wichtige Grundlage fur die kon-
sequente und richtige Rechtsanwendung
wieder. Erich Bruckner erinnerte sich un-
ter anderem auch an die erste Zeugnisfei-
er der Beamten des mittleren Dienstes im

H Oben Regina Bliithner, Sachbearbeiterin Prufungsangelegenhe/ten und stellv. Di-
rektor Erich Bruckner zusammen mit der Verwaltungsratsvorsitzenden der TVS, Frau
Ministerialdirigentin Rita Hartmann. Links: Das Musikduo Sophie de Vries, das die
Veranstaltung mit flotten Songs musikalisch umrahmte.

Jahre 1993,
bei der eben- - 4
falls der Thu-
ringer Innen-
minister an-
wesend war.

Auch der Vi-
zeprasident des Thiringer Landesverwaltungsamtes, Dr.
Klaus Bar, der Leiter der Abteilung 3 der Landespolizeidi-
rektion, Rudolf-Hermann Huhn, sowie Axel Apel-Gelner
von der Stadtverwaltung Erfurt waren neben weiteren Ver-
tretern der Ausbildungsbehdrden erschienen, um den 28
staatlichen und 4 kommunalen Beamtenanwarterinnen und
-anwartern zum erfolgreichen Abschluss der Ausbildung zu |
gratulieren.
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So erhielten 21 junge Frauen und Manner im Anschluss an die Zeugnistberreichung ihre Ernennungsurkunden fur
die kiinftige Tatigkeit beim Thiringer Landesverwaltungsamt bzw. bei der Landespolizeidirektion. Auch die Stadt-
verwaltung Erfurt nutzte die Gelegenheit und Uberreichte ihren drei Anwarterinnen im Rahmen der Festveranstal-
tung die Ernennungsurkunden.

Die besten Ergebnisse bei der
. diesjahrigen Laufbahnprifung er-
. Senl zielten:

m Silke Hartmann, Thiiringer
Landesverwaltungsamt, Jo-
sefin Miiller, Saale-Orla-Kreis,
Sebastian Ratsch, Antje Linz,
Christian Bergmann und Tim
Liebergesell, alle Thiringer
L Landesverwaltungsamt.

Die Thuringer Verwaltungsschu-
le bereitete seit 1992 insgesamt
831 Anwarter des mittleren nicht-
technischen Dienstes auf die
Laufbahnprifung vor. Der Vorbe-

b= = ;. : ; - reitungsdienst dauert zwei Jahre,
Im.‘lenmm/ste'r Jorg Geibert gratulierte zusammen wobei der Unterricht an der TVS

mit der Vorsitzenden des Verwaltungsrates der TVS, .

Frau Ministerialdirigentin Rita Hartmann, und dem von praX|s_erfahrenen h_aUpt' und

stellv. Direktor der Schule, Erich Bruckner, zu den nebenamtlichen Dozentinnen und

guten Prifungsergebnissen. Dozenten tibernommen wird.

Neben der praktischen Ausbildung in den Behdrden werden die theoretischen Kenntnisse Uber insgesamt 1.500
Unterrichtsstunden in vier Fachlehrgangen vermittelt. Schwerpunkt der Ausbildung sind staatsrechtliche Grundla-
gen, das allgemeine und besondere Verwaltungsrecht, das Burgerliche Recht sowie die Grundlagen der offentli-
chen Finanzwirtschaft und der Verwaltungsbetriebswirtschaft.

; -
Verwaltungsschule R

Foto: Marcus Scheidel

Das Zeugnis direkt aus den Handen des Innenministers - die kiinftigen Beamten des Freistaates freuten sich (ber diesen wiirdigen Abschluss
ihres zweijéhrigen Vorbreitungsdienstes. Neben zwélf Lehrgangsarbeiten an der TVS waren auch noch Belegarbeiten wahrend der Beh6rden-
praktika und sechs schriftliche und eine praktische Priifungsaufgabe zu bewéltigen. So wurden aus den Beamtenanwaértern Verwaltungswirte.
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Die Lehrgangssprecher der beiden Gruppen blickten auf die vergangenen zwei Jahre zu- [ '
rick. Schnell verging die Zeit von der ,Einschulung® am 20. August 2012 bis zum Tag der
Zeugnisuberreichung, so Christian Gast, Gruppe mD 41. ,Die Zeit war gepragt von Héhen

und Tiefen, aber wir hatten das eine oder andere Mal auch machtig Spal!“. AulRerdem
machte er darauf aufmerksam, dass die Prifung wahrend der gewonnenen Fulball-Welt-
meisterschaft stattfand, so wirde sie wohl fur alle Zeit im Gedachtnis bleiben. Sein Dank |
galt den Dozentinnen und Dozenten sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der TVS [§
fur die gute Betreuung. T
Auch Dennis Ruthenberg, Gruppe mD 42, blickte kurzweilig und amisant auf die Zeit vor
der ,langersehnten Erldsung“ am Tag der Zeugnistberreichung zuriick. Sie seien ein ,ein- =
gespieltes und gut funktionierendes Team® geworden. Und selbst der sportliche Aspekt kam ,.,.,- )
nicht zu kurz, so der Lehrgangssprecher, denn die nie endende Treppe unter der Last der Christian Gast,

VSV in den Unterrichtsraum zu bewéltigen, sei jeden Morgen eine groRe Herausforderung QR o ocher MR 47

=
—
- =
—

Dennis Ruthenberg, i
Foto: Marcus Scheidel Lehrgangssprecher mD&

Der Freistaat Thuiringen (ibernahm 21 seiner 28 Anwérter in den Verwaltungsdienst. Die Ernennung erfolgte zusammen mit dem Vizeprésiden-
ten des Landesverwaltungsamtes, Dr. Klaus Bér, und dem Leiter der Abteilung 3 der Landespolizeidirektion, Rudolf-Hermann Huhn, gleich im
Anschluss an die Zeugnisiiberreichung.

— L emi—
. Thiiringsd Verwaftungsschube

Strahlende Gesichter - die Verwaltungssekretére und -sekretérinnen freuen
sich auf ihre kiinftige Tétigkeit im Dienste des Freistaates Thiiringen.
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Auch die drei Beamtinnen der Stadtverwaltung Erfurt erhielten ihre Ernennungsurkunden. Ordnungsamtsleiter Axel Apel-Gel3ner und Frau Géb-
ler vom Personalamt der Stadt nutzen die Gelegenheit und (ibernahmen ihre kiinftigen Aul3endienstkréfte unter den Augen des Thiringer Innen-
ministers Jorg Geibert gleich an Ort und Stelle in den Dienst. Foto: Marcus Scheidel

*in das
Gesamtpriifungs
ergebnis fl eRt das
Lehrgangs
ergebnis zu 15 %
ein
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Lehrbuch Tarifrecht im offentlichen Dienst druckfrisch ge-

Ilefert 3 I I‘ s Thiringer
Verwaltungsschule

(db) Das Lehrbuch der Thiringer Verwaltungsschule ,Tarifrecht im 6ffentli-
chen Dienst einschlielich Arbeitsrecht®, L15, ist neu erschienen. Mit dem
Rechtsstand Mai 2014 bietet es auf insgesamt 259 Seiten in bewahrter Weise
einen ausfuhrlichen und praxistauglichen Einblick in das allgemeine Arbeits-
recht und die tarifrechtlichen Vorgaben des TV6D und TV-L.

Die beiden Autoren Heinz-Peter Bergauer und Steffen Linnert behandeln ein-
pragsam und verstandlich das Individualarbeitsrecht von der Anbahnung und
Begrindung des Arbeitsverhaltnisses bis hin zu dessen Beendigung, das Ar-
beitsschutzrecht, das kollektive Arbeitsrecht sowie die Arbeitsgerichtsbarkeit.
An den Bedurfnissen der Praxis orientiert, nimmt das individuelle Arbeitsrecht
in Kapitel zwei den groRten Anteil ein, allein das Thema Entgelt erstreckt sich
Uber gut 50 Seiten.

Zahlreiche Beispiele, Zusammenfassungen und Kontrollfragen runden das
Werk ab und veranschaulichen den Inhalt sehr praxisnah. Das Lehrbuch ist
bei Langzeitlehrgdngen Teil des zur Verflgung gestellten Unterrichtsmateri-
als, kann jedoch auch bei der TVS, Frau Gerhardt, Tel. 03643 207-134, zu
einem Preis von 20,-- Euro bestellt werden.

Neue Kurzseminare (auswani) (

Grundlagen und Durchfiihrung der Geblihrenkalkulation fiir Kindertages-
einrichtungen
23.10.2014

Kosten- und Leistungsrechnung in gemeindlichen Bauhéfen
23. - 24.09.2014

Personalressourcen erkennen und entwickeln - Aufbauseminar
16.09.2014

Wie fiihre ich als Ausbilder/in Auszubildende an die Gespréchsflihrung mit dem Blirger her-
an? Methodenseminar fiir Ausbilder/innen

I
29.09.2014 rore Anmeyq,

. . . - de" 03643 2052 Mimm¢ £,
Ja, ich will - Karrieretraining fiir Frauen . eSamba/e@v: ~13g, fau SaMba/e
17. - 18.11.2014 g e"tgeger:v CImar. thuey;

Biirgerbeteiligung auf kommunaler Ebene
13.11.2014

MS PowerPoint 2010 fiir Kommunen - Prdsentationen im Sitzungsdienst,
in Burgerversammlungen und sonstigen Veranstaltungen
01.10.2014

Workshop: Zuverldssige und vertrauliche Kommunikation mit De-Mail
20.10.2014
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[C] Fachliches

Die Rechtsprechung (Judikative)-wer entscheidet bei Rechtsstreitigkeiten?

Aufsatz von Erich Bruckner, stellvertretender Direktor und hauptamtlicher Dozent der Thiiringer Ver-
waltungsschule’

1. Nationale Gerichte

Das Grundgesetz bestimmt dazu in Art. 92, dass die rechtsprechende Gewalt den Richtern anvertraut ist und dass
sie durch das Bundesverfassungsgericht durch die im Grundgesetz vorgesehenen Bundesgerichte und durch die
Gerichte der Lander ausgelibt wird. Art. 95 Abs. 1 GG zahlt die fiinf Gerichtszweige auf, die es neben der Ver-
fassungsgerichtsbarkeit gibt und bestimmt, welcher oberste Gerichtshof des Bundes an der Spitze der jeweiligen
Gerichtsbarkeit steht.

Nach Art. 20 Abs. 3 GG ist die Rechtsprechung (nur) an Gesetz und Recht gebunden (vgl. auch Art. 97 Abs. 1 GG,
Art. 86 Abs. 2 Thiringer Verfassung, wonach die Richter unabhangig und nur dem Gesetz unterworfen sind). Ge-
richte sind keine "Behdrden” im Sinne der Verwaltungsverfahrensgesetze und Richter sind keine "Beamte®, sondern
eben ,Richter”.

Um sicherzustellen, dass Bundesrecht in der Bundesrepublik Deutschland einheitlich ausgelegt wird, hat sich der
Bund die Einrichtung der Bundesgerichte vorbehalten. In der Regel befassen sich diese Gerichte mit dem Rechts-
mittel der Revision.

Ordentliche Gerichtsbarkeit: Bundesgerichtshof Sitz: Karlsruhe (§ 123 GVG)
Verwaltungsgerichtsbarkeit: Bundesverwaltungsgericht Sitz: Leipzig (§ 2 VwWGO)

Finanzgerichtsbarkeit: Bundesfinanzhof Sitz: Munchen (§ 2 FGO)
Arbeitsgerichtsbarkeit: Bundesarbeitsgericht Sitz: Erfurt (§ 40 Abs. 1 ArbGG)
Sozialgerichtsbarkeit: Bundessozialgericht Sitz: Kassel (§ 38 Abs. 1 SGG)

Die Lander sind zustandig fiir die Einrichtung der ers- (ONGESE Do s I RS

ten Instanz (K|ageinstanz) und zweiten Instanz (Be- (1) Fiir die Gebiete der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der Ar-

. .. beits- und der Sozialgerichtsbarkeit errichtet der Bund als oberste Gerichtshéfe
rUfUngS|nStanZ), (Vgl Art. 47 Abs. 3, 86 Abs. 1 Thar- den Bundesgerichtshof, das Bundesverwaltungsgericht, den Bundesfinanzhof,

Verf) Die Organisation der Gerichte erglbt sich im das Bundesarbeitsgericht und das Bundessozialgericht.
. ) . (2) Uber die Berufung der Richter dieser Gerichte entscheidet der fir das
Einzelnen aus dem Gerichtsve r'fassungSgesetZ, den jeweilige Sachgebiet zustindige Bundesminister gemeinsam mit einem Richter-

. . wahlausschuB, der aus den fiir das jeweilige Sachgebiet zustiindigen Ministern
elnzelnerl Prozessordnungen Unfj den dazu ergange der Linder und einer gleichen Anzahl von Mitgliedern besteht, die vom Bundes-
nen Ausfuhrungsgesetzen der Lander. tage gewahlt werden.

(3) 'Zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung ist ein Gemeinsa-
mer Senat der in Absatz 1 genannten Gerichte zu bilden. ?Das Nihere regelt ein
. Bundesgesetz.

2. Ordentliche Gerichtsbarkeit

§ 12 GVG schreibt vor, dass die ordentliche Gerichtsbarkeit durch Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandesgerichte
und durch den Bundesgerichtshof (den obersten Gerichtshof des Bundes fiir das Gebiet der ordentlichen Gerichts-
barkeit) ausgelbt wird. Nach § 13 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) gehéren vor die ordentlichen Gerichte
vorbehaltlich der Zustandigkeit anderer Gerichte die Zivilsachen und die Strafsachen. Zivilsachen sind, wie sich aus
§ 13 GVG ergibt:

« die burgerlichen Rechtsstreitigkeiten,

« die Familiensachen und

« die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

Beispiele fir ,burgerliche Rechtsstreitigkeiten” findet man in § 23 GVG und § 2 ArbGG. Was zu den ,Familiensachen®
gehort, ergibt sich aus §§ 111 und 112 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). Das Amtsgericht erledigt diese in ausschliel3licher Zustandigkeit als
Familiengericht (§ 23a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 GVG). Familiensachen sind z. B. Ehesachen, Adoptionssachen
und Unterhaltssachen. In § 23 a Abs. 2 GVG sind die ,Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit” aufgezahlt.

siehe Lehrbuch Bruckner/Linhart, Einfiihrung in das Recht, Stand Januar 2013
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Dazu gehdren u. a. Betreuungssachen, Nachlasssachen, Registersachen und Grundbuchsachen. Diese Sachen
erledigt das Amtsgericht als Betreuungsgericht, Nachlassgericht, Registergericht und Grundbuchamt. In Familien-
sachen und den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gibt es keine ,Parteien®, sondern ,Beteiligte®. Das
Verfahren wird entweder auf Antrag oder von Amts wegen eingeleitet (§§ 23, 24 FamFG). Nach § 26 FamFG hat das
Gericht von Amts wegen die zur Feststellung der entscheidungserheblichen Tatsachen erforderlichen Ermittlungen
durchzufliihren (Untersuchungsgrundsatz im Unterschied zu dem im Zivilprozess geltenden Beibringungsgrundsatz;
siehe aber auch § 127 FamFG) .

3. Verwaltungsgerichtsbarkeit
In §§ 1, 2 VwGO wird bestimmt,

« dass die Verwaltungsgerichtsbarkeit durch unabhangige, von den Verwaltungsbehérden getrennte Gerichte
ausgeulbt wird,

* dass die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit in den Landern die Verwaltungsgerichte und je ein Oberverwal-
tungsgericht sind,

* dass das Gericht der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Bund das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig ist.

Nach § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO ist der Verwaltungsrechtsweg in allen offentlich-rechtlichen Streitigkeiten nicht-
verfassungsrechtlicher Art gegeben, soweit die Streitigkeiten nicht durch Bundesgesetz einem anderen Gericht
ausdricklich zugewiesen sind. Unter den ..“soweit® -Satz fallt insbesondere die Zuweisung o6ffentlich-rechtlicher
Streitigkeiten an die ,besonderen Verwaltungsgerichte* (Finanzgerichte, Sozialgerichte).

4. Finanzgerichtsbarkeit

Nach §§ 1, 2 FGO wird die Finanzgerichtsbarkeit durch unabhangige, von den Verwaltungsbehorden getrennte, be-
sondere Verwaltungsgerichte ausgelibt; Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit sind in den Landern die Finanzgerichte
als obere Landesgerichte und im Bund der Bundesfinanzhof mit dem Sitz in Miinchen.

In § 33 der FGO sind verschiedene Streitigkeiten aufgezahlt, in denen der Finanzrechtsweg gegeben ist. Die grofite
praktische Bedeutung hat § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO; danach ist der Finanzrechtsweg gegeben in 6ffentlich-rechtlichen
Streitigkeiten Gber Abgabenangelegenheiten, soweit die Abgaben der Gesetzgebung des Bundes unterliegen und
durch Bundesfinanzbehdérden oder Landesfinanzbehérden verwaltet werden.

5. Arbeitsgerichtsbarkeit

Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen wird durch die Arbeitsgerichte, die Landesarbeitsgerichte und das Bundesar-
beitsgericht ausgeubt (§ 1 ArbGG). Nach § 14 Abs. 1, § 33 ArbGG werden die Arbeitsgerichte und die Landesar-
beitsgerichte in den Landern errichtet. Das Bundesarbeitsgericht hat seinen Sitz in Erfurt (§ 40 Abs. 1 ArbGG, s. auch
Steckbrief auf Seite 28, Anm. d. Red.).

In § 2 und § 2a ArbGG sind verschiedene Rechtsstreitigkeiten aufgezahlt, in denen der Weg zu den Gerichten fur
Arbeitssachen gegeben ist. Die grofite praktische Bedeutung haben die Nummern 1 und 3 des § 2 Abs. 1 ArbGG so-
wie die Nummer 1 des § 2a Abs. 1 ArbGG; danach sind die Gerichte flr Arbeitssachen ausschlieRlich zustandig fur

* burgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien oder zwischen diesen und Dritten aus
Tarifvertragen oder Uber das Bestehen oder Nichtbestehen von Tarifvertragen;

* burgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern
- aus dem Arbeitsverhaltnis,
- Uber das Bestehen oder Nichtbestehen eines Arbeitsverhaltnisses,
- aus Verhandlungen Uber die Eingehung eines Arbeitsverhaltnisses und aus dessen Nachwirkungen,
- aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeitsverhaltnis im Zusammenhang stehen,

* Angelegenheiten aus dem Betriebsverfassungsgesetz.

TVS-INFO 2/2014
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0. Sozialgerichtsharkeit

Nach §§ 1, 2 SGG wird die Sozialgerichtsbarkeit durch unabhangige, von den Verwaltungsbehoérden getrennte. be-
sondere Verwaltungsgerichte ausgetibt; Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit sind in den Landern die Sozialgerichte
und die Landessozialgerichte, im Bund ist es das Bundessozialgericht, das nach § 38 Abs. 1 SGG seinen Sitz in
Kassel hat.

In § 51 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) sind enumerativ verschiedene Streitigkeiten aufgezahlt, in denen der
Weg zu den Sozialgerichten gegeben ist. Die groRte praktische Bedeutung hat Absatz 1 der Vorschrift; danach
entscheiden die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit tiber 6ffentlich-rechtliche Streitigkeiten u. a.

* in Angelegenheiten der gesetzlichen Rentenversicherung (SGB VI),

* in Angelegenheiten der gesetzlichen Krankenversicherung (SGB V), der sozialen Pflegeversicherung (SGB Xl)
und der privaten Pflegeversicherung,

* in Angelegenheiten der gesetzlichen Unfallversicherung (SGB VII),

* in Angelegenheiten der Arbeitsférderung (SGB Ill) einschlief3lich der Gbrigen Aufgaben der Bundesagentur fur
Arbeit,

* in sonstigen Angelegenheiten der Sozialversicherung,

* in Angelegenheiten der Grundsicherung fir Arbeitsuchende (SGB Il), der Sozialhilfe (SGB XIll) und des Asylbe-
werberleistungsgesetzes,

* bei der Feststellung von Behinderungen und ihrem Grad sowie weiterer gesundheitlicher Merkmale, ferner der
Ausstellung, Verlangerung, Berichtigung und Einziehung von Ausweisen nach § 69 SGB IX.

7. Verfassungsgerichtsbarkeit

7.1 Verfassungsgerichtsbarkeit des Bundes

Zu den die rechtsprechende Gewalt ausiibenden Gerichten des Bundes gehdrt nach Art. 92 GG in erster Linie das
Bundesverfassungsgericht. Es ist nach § 1 Abs. 1 und 2, § 2 Abs. 1 BVerfGG ein allen Gbrigen Verfassungsorganen
gegenlber selbststandiger und unabhangiger Gerichtshof des Bundes mit Sitz in Karlsruhe und besteht aus zwei
Senaten.

In Art. 93 GG und § 13 BVerfGG sind die Falle aufgezahlt, in denen das Bundesverfassungsgericht entscheidet. Die
groRte praktische Bedeutung haben die in Art. 93 Abs. 1 Nrn. 2 und 4a GG genannten Félle; danach entscheidet
das Bundesverfassungsgericht

* bei Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln Gber die formliche und sachliche Vereinbarkeit von Bundesrecht
oder Landesrecht mit dem Grundgesetz oder die Vereinbarkeit von Landesrecht mit sonstlgem Bundesrecht auf
Antrag der Bundesregierung, einer Landesregierung oder eines : £
Drittels der Mitglieder des Bundestages (sog. ,abstrakte Nor-
menkontrolle®),

* Uber Verfassungsbeschwerden, die von jedermann mit der Be- |
hauptung erhoben werden kénnen, durch die 6ffentliche Gewalt | E
in einem seiner Grundrechte oder in einem seiner in Artikel 20 =
Abs. 4, Art. 33, 38, 101, 103 und 104 GG enthaltenen Recht
verletzt zu sein.

7.2 Verfassungsgerichtsbarkeit des Freistaats Thiiringen

In Art. 80 Thuringer Verfassung und § 11 ThirVerfGHG sind die Falle aufgezahlt, in denen der Thiringer Verfas-
sungsrichtshof entscheidet. Die grofte praktische Bedeutung haben die in Art. 80 Abs. 1 Nr. 1 und Art. 80 Abs. 1
Nr. 4 und Nr. 5 Thiringer Verfassung genannten Falle; danach entscheidet der Thiringer Verfassungsgerichtshof

* Uber die Verfassungsmafigkeit von Gesetzen nach Art. 80 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 Thiringer Verfassung,
* Uber die Verfassungsbeschwerde von jedermann nach Art. 80 Abs. 1 Nr. 1 Thiringer Verfassung.

10
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8. Gerichtshof der Europiischen Union

Zu denin Art. 13 Abs. 1 Satz 2 EUV? aufgezahlten Organen der Europaischen Union gehdrt als rechtsprechendes
Organ der Gerichtshof der Europaischen Union. Er hat seinen Sitz in Luxemburg (vgl. Art. 341 AEUV?) und umfasst
nach Art. 19 Abs. 1 Satz 1 EUV

« den Gerichtshof, der nach Absatz 2 Satz 1 der Vorschrift aus einem Richter je Mitgliedstaat besteht,
« das Gericht, das nach Absatz 2 Satz 3 der Vorschrift aus mindestens einem Richter je Mitgliedstaat besteht,
» die Fachgerichte.

Nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2 EUV sichert der Gerichtshof der Europaischen Union die Wahrung des Rechts bei der
Auslegung und Anwendung der Vertrage. Er entscheidet nach MalRgabe der Vertrage Uber Klagen eines Mitglied-
staats, eines Organs oder natirlicher oder juristischer Personen und au3erdem im Wege der Vorabentscheidung
auf Antrag der einzelstaatlichen Gerichte ber die Auslegung des Unionsrechts oder ber die Gultigkeit der Hand-
lungen der Organe (Art. 19 Abs. 3 EUV).

Das Nahere Uber den Gerichtshof der Europaischen Union regeln Art. 251 bis 281 AEUV. Von den dort vorgese-
henen Verfahrensarten haben das Vertragsverletzungsverfahren und das Vorabentscheidungsverfahren (vgl. Art.
258 ff. und Art. 267 AEUV) besondere praktische Bedeutung. Zu einem Vertragsverletzungsverfahren nach Art.
258 AEUV kann es kommen, wenn ein Unionsbirger der Kommission seine Auffassung mitteilt, dass sein Heimat-
staat gegen eine Verpflichtung aus den Vertragen verstof3en habe. Falls sich die Kommission dieser Auffassung
anschliefdt, gibt sie nach Anhérung des Heimatstaates eine mit Griinden versehene Stellungnahme zu der von ihr
angenommenen Vertragsverletzung ab. Kommt der Heimatstaat dieser Stellungnahme innerhalb der ihm von der
Kommission gesetzten Frist nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der Europaischen Union anrufen.

In einem Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 267 AEUV geht es um die verbindliche Antwort auf Auslegungs-
fragen, die ein Gericht eines Mitgliedstaates an den Gerichtshof der Europaischen Union stellt.

9. Europdischer Gerichtshof fiar Menschenrechte

Der vorstehend behandelte Gerichtshof der Europaischen Union (EuGH) wird haufig mit dem Europaischen Ge-
richtshof fur Menschenrechte (EGMR) verwechselt. Der Letztere ist kein Organ der EU, sondern eine vom Europa-
rat ins Leben gerufene Institution mit dem Sitz in StralRburg.

Der Kreis der Mitgliedstaaten der EU ist nicht deckungsgleich mit dem Kreis der Mitgliedstaaten des Europarats.
Anders als der EU gehoren dem Europarat z. B. auch die Schweiz, die Russische Foderation, die Ukraine und
die Turkei an. Am 4. November 1950 haben die damaligen Mitglieder des Europarats die Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) unterzeichnet. Nach Art. 19 Satz 1 EMRK wurde der Europai-
sche Gerichtshof fir Menschenrechte errichtet, ,um die Einhaltung der von den Vertragsparteien in der Konventi-
on Ubernommenen Verpflichtungen sicherzustellen®, also die Verpflichtung zur Achtung der Menschenrechte nach
MaRgabe von Art. 2 bis 18 der Konvention. Nach Art. 20 EMRK entspricht die Zahl der Richter des Gerichtshofes
derjenigen der Vertragsparteien. Die Wahl der Richter ist in Art. 22 EMRK geregelt. Der Gerichtshof tagt nach Art. 27
Abs. 1 EMRK in Ausschiissen mit drei Richtern, in Kammern mit sieben Richtern (den sog ,Kleinen Kammern*) und
in einer Grolken Kammer mit siebzehn Richtern. Die Urteile der "Kleinen Kammern*® sind zunachst nicht endguiltig,
kdénnen es aber nach Maligabe des Art. 44 Abs. 2 EMRK werden. Das Urteil der Grof3en Kammer ist endglltig (Art.
44 Abs. 1 EMRK). Die Zustandigkeit des Gerichtshofes umfasst nach Art. 32 EMRK alle die Auslegung und An-
wendung der Konvention betreffenden Angelegenheiten, mit denen er nach Art. 33 (Staatenbeschwerden), Art. 34
(Individualbeschwerden) oder Art. 47 EMRK (Gutachten) befasst wird. Der Gerichtshof kann erst nach Erschopfung
des innerstaatlichen Rechtsweges in zulassiger Weise angerufen werden (Art. 35 EMRK). In Art. 46 Abs. 1 EMRK
haben sich die Vertragsparteien verpflichtet, in allen Rechtssachen, in denen sie Partei sind, das endgliltige Urteil
des Gerichtshofes (Art. 44 EMRK) zu befolgen.

2Vertrag iber die Européische Union

3VerTrag iber die Arbeitsweise der Europaischen Union
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Die Thuringer Bauordnung 2014 — waS|stneu’?

Ein Uberblick von Doris Bruckner, hauptamtliche Dozentin éh';dé.f__ftzﬂringer Verwaltur

e @AY
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Nach zehn Jahren hat der Thiringer Gesetzgeber die
ThirBO neu erlassen. Damit 16st die ThirBO in der Fas- |
sung 2014 die ThirBO 2004 ab. Die damals grundlegen-
den Anderungen haben sich in der Praxis grundsatzlich
bewahrt, allerdings wurden nun bestimmte Vorschriften
konkretisiert, an die Erfahrungen der Praxis angepasst
und einige weitere Erleichterungen aufgenommen. Nach
der Begriindung zum Gesetzentwurf’ sah man vom Erlass [—
eines Anderungsgesetzes ab, da die im Jahr 2004 einge- =\ N = i
leiteten Anderungen des Systems bauaufsichtlicher Ver- |~ ° B O\ e e
fahren vorbehaltlich neuerer Anforderungen mittlerweile - "~ % '
zu einem gewissen Abschluss gekommen sind und daher | -
die ThirBO auch im Aufbau starker an die Musterbau-
ordnungen angeglichen werden sollte. Die ThiurBO 2014
enthalt damit auch keine unbesetzten Paragrafen mehr, L~ _ S A P — |
im Laufe der Jahre eingefligte Vorschriften wurden nume- @ : -
risch fortlaufend integriert.

Die ,neue” TharBO vom 13. Marz 2014 ist nach ihrer Veréffentlichung im Gesetz- und
Verordnungsblatt?, bis auf wenige Ausnahmen am 29. Marz 2014 in Kraft getreten.
Auch die Vollzugsbekanntmachung zur ThirBO (VollzBekThirBO) wurde neu ge-
fasst® und neue Formblatter fiir das bauaufsichtliche Verfahren eingefiihrt.

Diese Ubersicht soll die wichtigsten Anderungen gegeniiber den bisherigen Regelungen im Uberblick darstellen.
Einige fur die Aus- und Fortbildung weniger relevante Punkte werden zugunsten der Ubersichtlichkeit weggelassen.
Die Abkulrzung ThirBO bezieht sich jeweils auf die Thuringer Bauordnung in der Fassung vom 13. Marz 2014, zi-
tierte Vorschriften der ThiirBO 2004 sind entsprechend gekennzeichnet.

1. Materiell-rechtliche Neuerungen
1.1 Einordnung in Gebaudeklassen (§ 2 Abs. 3 ThiirBO)

Die fur die Einordnung von Gebauden in Gebaudeklassen mafigebliche Hohe ist jetzt das Mal der Fulibodeno-
berkante des hochstgelegenen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum moglich und zuldssig ist, Gber der Gelan-
deoberflache im Mittel (§ 2 Abs. 3 Satz 2 ThirBO). Damit passt die Regelung gegenuber des bisherigen § 2 Abs.
3 Satz 2 ThirBO 2004 auch fir Gebaude, bei denen ein Anleitern durch die Feuerwehr nicht vorgesehen ist. Eine
Anderung der Gebaudeklasse kann auch nicht durch punktuelle Aufschiittung erreicht werden. Entscheidend ist die
Gelandeoberflache im Mittel nach Fertigstellung des Bauvorhabens®. MaRgeblich fiir die Ermittlung der relevanten
FulRbodenoberkante ist, ob nach den Bauvorlagen eine Nutzung als Aufenthaltsraum im hochst gelegenen Ge-
schoss nach Rechtsvorschrift zuldssig und nach Bauvorlagen vorgesehen ist. Ist eine Nutzung als Aufenthaltsraum
dort nicht vorgesehen, ist auch keine solche Nutzung zulassig®.

1.2 Sonderbauten (§ 2 Abs. 4 ThiirBO)

In § 2 Abs. 4 Nr. 3 ThirBO werden jetzt neben Wohngebauden auch Garagen mit mehr als 1.600 m? Grundflache
des Geschosses der grofiten Ausdehnung von der Einordnung als Sonderbau ausgenommen.

In § 2 Abs. 4 Nr. 7 b ThiirBO werden Tribiinen, die keine fliegenden Bauten sind und insgesamt mehr als 1.000 Be-
sucher fassen, neu als Sonderbauten eingestuft, ebenso wie Gaststatten mit mehr als 1.000 Gastplatzen im Freien
(§ 2 Abs. 4 Nr. 8 ThurBO).

1 LT-Drucksache 5/5768

2 Nr.3,S.49

3 Bekanntmachung des Ministeriums fiir Bau, Landesentwicklung und Verkehr zum Vollzug der Thirringer Bauordnung vom 3.4.2014 (ThirStAnz Nr. 17/2014 S. 475-505)

4 Bekanntmachung tber den Vollzug der Thiringer Bauordnung und der Verordnung iber bautechnische Priifungen; Einfiilhrung von Formblattern fiir das bauaufsichtliche Verfahren vom
3.4.2014 (ThurStAnz Nr. 17/2014 S. 452-474)

5 s. Ziff. 2.3.6 VollzBekThiirBO

6 s. Ziff. 2.3.4 VollzBekThiirBO
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Eine wesentliche Anderung des Katalogs der Sonderbauten stellt die Aufnahme des ,Pflegewohnens” in § 2 Abs. 4
Nr. 9 ThirBO dar. Dabei handelt es sich um Gebaude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreu-
ung von Personen mit Pflegebedurftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfahigkeit eingeschrankt ist, wenn
die Nutzungseinheiten

m einzeln fir mehr als sechs Personen oder

m flr Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt sind oder

m einen gemeinsamen Rettungsweg haben und fur insgesamt mehr als zwolf Personen bestimmt sind.
Bei den Nutzungseinheiten im Sinne des § 2 Abs. 4 Nr. 9 ThiarBO handelt es sich um solche, die von Anfang an
fur eine solche Nutzung geschaffen werden. So wird z. B. eine Wohnung, in der ein pflegebedurftig gewordener
Ehepartner weiter lebt, nicht zum Sonderbau, auch nicht, wenn zur Aufnahme des Pflegebedurftigen besondere
Einrichtungen geschaffen werden. Pflegeheime in der herkdmmlichen Form fallen unter § 2 Abs. 4 Nr. 11 TharBO.

1.3 Begriff der ,,Barrierefreiheit” (§ 2 Abs. 9 ThiirBO)

Der Begriff ,barrierefrei“ wurde in die Liste der Legaldefinitionen in § 2 Abs. 9 ThirBO aufgenommen. Demnach sind
bauliche Anlagen barrierefrei, soweit sie fir Menschen mit Behinderung in der allgemein tblichen Weise, ohne be-
sondere Erschwernis und grundsatzlich ohne fremde Hilfe zuganglich und nutzbar sind. Der Begriff wurde aus dem
Behindertengleichstellungsgesetz’ ibernommen. Er geht tiber die Rollstuhlgeeignetheit hinaus.

1.4 Barrierefreie Wohngebaude (§ 50 ThiirBO)

Y § 50 Abs. 1 TharBO ersetzt den bisherigen § 53 Abs. 1 TharBO 2004. Wie bisher missen
—= in Gebauden mit mehr als zwei Wohnungen die Wohnungen mindestens eines Geschosses
! barrierefrei erreichbar sein. Diese Verpflichtung kann jedoch jetzt auch durch eine entspre-
chende Zahl barrierefrei erreichbarer Wohnungen in mehreren Geschossen erfullt werden.

Die Barrierefreiheit fir bauliche Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, muss nur noch in
| den Teilen erfullt werden, die dem allgemeinen Besucher- und Benutzerverkehr (Benutzer
sind z. B. Schuler in Schulgebduden oder Studenten in der Universitat) dienen.

! Die Liste der offentlich zuganglichen baulichen Anlagen in § 50 Abs. 2 Satz 2 ThirBO ist in
, | der Nr. 5 um Gast- und Beherbergungsstatten erweitert. Flr die der zweckentsprechenden
Nutzung dienenden Raume und Anlagen genligt es, wenn sie in dem erforderlichen Umfang
barrierefrei sind (§ 50 Abs. 2 Satz 3 TharBO).

1.5 Sprachmodule in Aufziigen (§ 39 ThiirBO)

Die in den Gebauden mit einer Hohe von mehr als 13 m (Ermittlung der Hohe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 ThurBO) vor-
geschriebenen Aufziige missen nun mit Sprachmodulen ausgerustet sein.

1.6 Abstandsflachen (§ 6 ThiirBO)

a) Abstandsflachen vor den AuRenwanden von Gebauden richten sich im unbeplanten Innenbereich i. S. des § 34
Abs. 1 Satz 1 BauGB nun nach der umgebenden Bebauung (§ 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 ThiurBO). Es gilt also das
bauplanungsrechtliche Einfigegebot. Maligeblich ist somit grundsatzlich in diesem Fall die Grundstlicksflache, die
Uberbaut werden soll. Diese muss sich nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB in die ndhere Umgebung einfigen und
bestimmt damit auch die notwendige Abstandsflachentiefe. Die Grenze der Zulassigkeit von geringen bzw. fehlen-
den Abstandsflachen ergibt sich aus § 34 Abs. 1 Satz 2 BauGB, wonach gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
gewahrt werden missen®.

b) Die Tiefe der Abstandsflachen kann durch stadtebauliche Satzung oder értliche Bauvorschrift (s. § 88 ThirBO)
grélRer oder kleiner zugelassen oder vorgeschrieben werden, als nach § 6 Abs. 5 Satz 1, 2 oder 3 ThiurBO ermittelt.
In der Satzung kann jedoch auch die Geltung des § 6 Abs. 5 Satz 1 bis 3 ThiarBO angeordnet werden (§ 6 Abs. 5
Satz 4 ThurBO).

c) In § 6 Abs. 6 ThurBO wird nunmehr klarstellend geregelt, dass bei Gebauden an der Grundstiicksgrenze die Sei-
tenwande von Vorbauten und Dachaufbauten bei der Bemessung der Abstandsflache aufl3er Betracht bleiben, auch
wenn diese Vorbauten und Dachaufbauten nicht direkt an der Grundstlicksgrenze errichtet werden. Damit ist es bei

Grenzbauten ohne Bedeutung, wie weit diese Seitenwande von der Grundstiicksgrenze entfernt sind.
7 Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen v. 27. April 2002 (BGBI. I. S. 1467, 1468), zuletzt gedndert durch Art. 12 des Gesetzes v. 19. Dezember 2007 (BGBI. | S. 3024)
8 so in der Gesetzesbegriindung zu § 6 ThirBO, LT-Drucksache 5/5768
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d) In § 6 Abs. 7 ThurBO wird nunmehr die nachtragliche Warmedammung sowie die nachtragliche Anbringung
von Solaranlagen an Aulenwanden von Gebauden abstandsflachenrechtlich privilegiert, d. h. diese Mallnahmen
an bestehenden Gebduden bleiben aulier Betracht, wenn sie eine
Starke von nicht mehr 25 cm aufweisen und mindestens 2,50 m
von der Nachbargrenze zuruckbleiben. Bei der Neuerrichtung von
Gebduden mussen die ,regularen Abstandsflachen eingehalten
werden.

e) Die maximal zuldssige Gesamtlange der Grenzbebauung bzw. grenznahen Bebauung im Sinne des § 6 Abs. 8
TharBO durch Garagen, Nebengebaude und gebdudeunabhangige Solaranlagen unter den in § 6 Abs. 8 Nr. 1 und
2 TharBO genannten Voraussetzungen auf einem Grundstick wurde von 15 m auf 18 m angehoben.

1.7 Definition des Vollgeschosses (§ 92 Abs. 2 ThiirBO)

Die Definition des Vollgeschosses ist weiterhin als Ubergangsvorschrift geregelt, nun jedoch in § 92 Abs. 2 ThirBO.
Weggefallen ist die Sonderregelung fir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2, so dass nun (wieder) eine
einheitliche Definition des Vollgeschosses fur alle Gebaudearten gilt.

1.8 Ortliche Bauvorschriften (§ 88 ThiirBO)

Bei den Inhalten von értlichen Bauvorschriften haben sich einige kleine Anderungen ergeben. In § 88 Abs. 1 Nr.
4 TharBO (vormals § 83 Abs. 1 Nr. 4 ThirBO 2004) wurde die Moglichkeit, die Nutzung von Vorgarten als Stell-
platz fur Kraftfahrzeuge, Arbeits- oder Lagerflachen zu untersagen, gestrichen. Grund hierfur
ist eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts®, welches eine solche Regelung als
bodenrechtliche Vorschrift einstuft, die deshalb mit Instrumenten des Bauplanungsrechts zu
erfolgen hat.

In § 88 Abs. 1 Nr. 5 ThurBO (friiher § 83 Abs. 1 Nr. 5 ThirBO 2004) bezuglich der Regelung
von Abstandsflachen, die von § 6 ThirBO abweichen, wurden einige Textpassagen gestri-
chen, die sich z. T. bereits aus anderen Vorschriften der ThirBO ergeben, bzw. jetzt in § 6
ThurBO geregelt sind.

1.9 Brandschutzvorschriften

a) Zweiter Rettungsweg (§ 33 ThurBO)
Gemal § 33 Abs. 3 Satz 2 ThuarBO (bisher § 31a Abs. 3 ThurBO 2004) ist nunmehr geregelt, dass auch be| Re-
gelbauten und nicht nur bei Sonderbauten zu prifen ist, ob als zweiter Rettungsweg die Rettung Uber Gerate der
Feuerwehr moglich ist. Dies ist nur zulassig, wenn keine Bedenken wegen der Personenrettung bestehen. Kriterien
kdnnen insbesondere die Personenzahl oder die Art der Nutzer sein.

b) Rauchwarnmelderpflicht (§ 48 Abs. 4 ThirBO)

§ 48 Abs. 4 ThiirBO beinhaltet einige Anderungen zur Raumwarnmelderpflicht (bisher § 46 Abs. 4 ThirBO 2004).
Zum einen wurde klargestellt, dass die Pflicht zum Einbau von Rauchwarnmeldern dem Schutz von Leben und
Gesundheit, nicht dem Sachschutz dient, zum anderen handelt es sich bei dem laut Gesetz erforderlichen 1 Rauch-
warnmelder pro Schlafraum, Kinderzimmer und Flur, Uber den Rettungswege von Aufenthaltsrdumen fuhren, um
eine Mindestzahl.

Neu ist vor allem die Verpflichtung, alle Wohnungen, also auch die bestehenden, bis zum 31.12.2018 mit Rauch-
warnmeldern nachzuristen.

c) Weitere Vorschriften

Einige Anderungen zum Brandschutz enthalten auch die §§ 29, 30 und 34 ThiirBO, auf die an dieser Stelle nicht
naher eingegangen werden soll.

2. Verfahrensrechtliche Neuerungen

Die verfahrensrechtlichen Vorschriften sind in der ThurBO nun in den §§ 57 ff. geregelt.

2.1 Aufbau und Zusténdigkeit der Bauaufsichtsbehorden (§ 57 ThiirBO)

Beim Aufbau der Bauaufsichtsbehdrden hat sich materiell keine Anderung ergeben, jedoch ist der bisherige § 61
ThurBO 2004 nun in § 57 Abs. 2 und 3 ThurBO aufgegangen. So bestimmt nunmehr § 57 Abs. 2 TharBO grund-

9 v. 31. Mai 2005, Az. 4 B 14.05
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satzlich die untere Bauaufsichtsbehorde als
sachlich zustandige Behoérde, das Selbst-
eintrittsrecht der Fachaufsichtsbehdrde fin-|
det sich nun in § 57 Abs. 3 ThirBO.

2.2 Aufgaben und Befugnisse der Bauauf-
sichtsbehorden (§ 58 ThiirBO)

Der bisherige § 60 ThirBO 2004 wurde zu § 58 ThirBO, wobei der bereits
seit langerem aufgehobene § 60 Abs. 1 ThirBO 2004 jetzt ganz entfallen
ist und somit die bisherigen Absatze 2 bis 5 zu den Absatzen 1 bis 4 des
§ 58 ThiurBO wurden.

2.3 Genehmigungsfreiheit — Pflicht zur Einhaltung des materiellen
Rechts (§ 59 ThiirBO)

In § 59 Abs. 2 TharBO ist klargestellt, dass die Baugenehmigungsfreiheit
nach den §§ 60, 61, 75 oder 76 ThurBO nicht auch von der Verpflichtung
zur Einhaltung der Anforderungen, die durch o6ffentlich-rechtliche Vor-
schriften, insbesondere des Bauplanungsrechts, an Anlagen gestellt wer-
den, befreit. AuRerdem erfolgte eine Aktualisierung im Hinblick auf den
Verweis auf das Hochbaustatistikgesetz.

2.4 Verfahrensfreie Vorhaben (§ 60 ThiirBO)

Die Liste der verfahrensfreien Vorhaben (ehemals § 63 TharBO 2004)
wurde erweitert bzw. klargestellt. Hier sind die wichtigsten Neuerungen —
nicht abschlieRend — dargestellt.

a) Verfahrensfrei sind nun auch Gebaude und Gewachshauser, die einem
Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung i. S. des § 35 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
dienen, sofern die in § 60 Abs. 1 Nr. 1 c und d ThirBO genannten Voraus-
setzungen bezlglich Grole etc. eingehalten werden.

b) Ebenfalls verfahrensfrei sind weiterhin Terrasseniberdachungen - au-
Ber im AuBenbereich - mit einer Flache bis zu 30 m? und einer Tiefe (neu)
bis zu 4 m (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 g ThurBO).

¢) Neu verfahrensfrei sind vor der Aufienwand eines Gebaudes aus licht-
durchlassigen Baustoffen errichtete unbeheizte Wintergarten mit nicht
mehr als 20 m? Grundflache und 75 m® umbauten Raum (§ 60 Abs. 1 Nr.
1 h ThirBO). Die Privilegierung gilt nicht fur ,Wintergarten®, die Bestand-
teil der Wohnung sind, also als normale Aufenthaltsraume dienen. Der
Wintergarten im Sinne von § 60 Abs. 1 Nr. 1 h TharBO stellt somit einen
energetischen Puffer zwischen Wohnraumen und Auf3enluft dar. Zwischen
Wintergarten und Gebaude ist daher typischerweise eine geschlossene
Wand vorhanden, in der sich Glasflachen befinden. Ein ,Wohnzimmer mit
Glaswanden" ist deshalb kein Wintergarten im Sinne dieser Vorschrift'’.

d) Klargestellt wurde, dass Wochenendhauser in genehmigten Wochen-
endhausgebieten unter bestimmten Voraussetzungen verfahrensfrei sind
(§ 60 Abs. 1 Nr. 1j ThirBO).

e) Die Verfahrensfreiheit von kleinen Windenergieanlagen bis zu 10 m
Hohe in § 60 Abs. 1 Nr. 3 ¢ ThurBO ist jetzt im AuRenbereich nur insoweit
ausgeschlossen, als es sich um geschutzte Teile von Natur und Land-
schaft im Sinne des § 20 Abs. 2 BNatSchG' oder des § 26 Abs.2 Thiir-
NatG'? handelt.

10 Ziff. 60.1.1h VollzBekThiirBO

11 Gesetz liber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542),
zuletzt geandert durch Artikel 4 Absatz 100 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. | S. 3154)

12 Thiringer Gesetz fur Natur und Landschaft in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. August 2006 (GVBI. 2006
S. 421), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Oktober 2011 (GVBI. S. 273, 282)

Stichwort

Bauordnung

Das Bauordnungsrecht ist Teil des 6ffent-
lichen Baurechts. Es regelt - vereinfacht
ausgedruckt - wie gebaut werden darf und
befasst sich in erster Linie mit dem einzel-
nen Baugrundstlick und -vorhaben unter
sicherheitsrechtlichen Aspekten, wie z. B.
Fragen des Brandschutzes, der Stand-
sicherheit, des gesunden Wohnens, des
Nachbarschutzes und der ErschlieBung.
Zuséatzlich sind in den Bauordnungen die
Regelungen zum Baugenehmigungsver-
fahren enthalten.

Die Wurzeln des Bauordnungsrechts ge-
hen auf den mittelalterlichen Stadtebau
zurick. Dieser war gekennzeichnet durch
eine kommunal ausgelibte Bauaufsicht,
die zumeist in drtlichen Baustatuten ge-
regelt war. Sie beinhalteten die oft durch
Zunfte und Bauhutten Uberlieferten An-
forderungen an Bauwerke. Mit dem Be-
volkerungszuwachs in den Stadten und
der damit zunehmenden und verdichte-
ten Bebauung rickten Regelungen zum
Brandschutz immer mehr in den Vorder-
grund.

Im Zeitalter des Absolutismus kam es von
einer kommunalen zu einer staatlichen
Rechtsetzung. Mittelpunkt des Bauord-
nungsrechts war seit jeher grundsatzlich
der Gedanke der Gefahrenabwehr, die
Bauordnungen hatten also den Charakter
einer Polizeiverordnung, es gab jedoch
regional sehr groRe Unterschiede. Zu-
nehmend gewannen auch gestalterische
Aspekte Eingang in die Bauordnungen.
Nach dem Zweiten Weltkrieg stand der
Wiederaufbau der zerstorten Stadte im
Vordergrund, dies spiegelte sich auch in
den verschiedenen Landervorschriften
hierzu wieder. In einer gemeinschaftli-
chen Kommission des Bundes und der
Lander versuchte man Uber eine Mus-
terbauordnung das sehr zersplitterte und
unterschiedliche Bauordnungsrecht zu
vereinheitlichen, wenn es auch nach wie
vor zum klassischen Landesrecht gehort.
Die Bauministerkonferenz, eine Arbeits-
gemeinschaft der fir Stadtebau, Bau- und
Wohnungswesen zusténdigen Minister
und Senatoren der 16 Lander der Bun-
desrepublik Deutschland, sorgt auch heu-
te noch fiir die Aktualisierung und Uber-
arbeitung der Musterbauordnung. Da die
einzelnen Bundeslander diese zumindest
im Kern Ubernehmen, stimmen die Lan-
desbauordnungen in den Grundprinzipien
Uberein.
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f) Nach § 60 Abs. 1 Nr. 7 b ThirBO dirfen nun auch Betriebe der gartenbaulichen Erzeugung im Sinne des § 35
Abs. 1 Nr. 2 BauGB offene, sockellose Einfriedungen auf dem Betrieb dienenden Grundstlicken verfahrensfrei
errichten, sowie nach § 60 Abs. 1 Nr. 14 a verfahrensfrei unbefestigte Lager- und Abstellplatze fir solche Betriebe
errichten.

g) AuRenwandverkleidungen einschlieRBlich MaRnahmen der Warmedammung (ausgenom- [l 'l m m ’i
men bei Hochhausern), Verblendungen und Verputz baulicher Anlagen, sowie die Beda- | —
chung einschlief3lich MalRnahmen der Warmedammung (ausgenommen bei Hochhausern),
sind nunmehr nach § 60 Abs. 1 Nr. 11 e und f ThirBO verfahrensfrei. Zur Bedachung gehért | = F ! (W
jedoch nicht die Dachkonstruktion (Dachstuhl). 'l Ii Il Ji {l

h) Klarstellend wird in § 60 Abs. 1 Nr. 12 ThurBO bestimmt, dass die dort genannten Werbe-
anlagen, sowie, soweit diese in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet | —
werden, die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der duReren Gestalt der Anlage, 'l [l m m ‘l '
verfahrensfrei sind. In § 60 Abs. 1 Nr. 12 e ThurBO werden nunmehr Werbeanlagen in durch A
Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren Sondergebieten mit einer Hohe bis zu 10 m
verfahrensfrei gestellt, auch wenn sie nicht an der Statte der Leistung errichtet werden.

i) Verfahrensfrei sind nun auch nicht der Land- oder Forstwirtschaft oder einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeu-
gung dienende Lager- und Abstellplatze mit einer Flache bis zu 100 m?, allerdings nicht im AuRenbereich (§ 60 Abs.
1 Nr. 14 b ThirBO), sowie nicht Gberdachte Stellplatze mit einer Flache bis zu insgesamt 100 m? je Grundstiick (§
60 Abs. 1 Nr. 14 ¢ ThirBO).

j) § 60 Abs. 1 Nr. 15 a ThiurBO stellt jetzt auch nicht Uberdachte Fahrradabstellanlagen mit einer Flache bis zu ins-
gesamt 100 m? je Grundstiick und Uberdachte Fahrradabstellanlagen mit einer Flache bis zu insgesamt 40 m? je
Grundstuck einschlieRlich deren Zufahrten verfahrensfrei.

k) Die verfahrensfreie Nutzungsanderung ist in § 60 Abs. 2 TharBO geregelt. Neu aufgenommen ist lediglich die
Klarstellung, dass keine anderen 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen nach § 63 i. V. m. § 65 ThurBO in Betracht
kommen dirfen. Malstab ist also Bauplanungsrecht, Bauordnungsrecht, aufgedrangtes Fachrecht.

Auch solche Nutzungsanderungen sind verfahrenspflichtig, bei denen sich aus der neuen Nutzung Folgen fir
bautechnische Nachweispflichten nach § 65 ThirBO ergeben (z. B. durch andere Anforderungen an die Standsi-
cherheit).

2.5 Abbruch von Gebauden (§ 60 Abs. 3 ThiirBO)

Bei nicht freistehenden Gebduden muss die Standsicherheit des Gebaudes oder der Gebaude, an die das zu be-
seitigende Gebaude angebaut ist, durch einen qualifizierten Tragswerksplaner i. S. des § 65 ThurBO beurteilt und
im erforderlichen Umfang nachgewiesen werden; die Beseitigung ist durch den qualifizierten Tragwerksplaner nun
auch zu Uberwachen.

2.6 Genehm|gungsfrelstellungsverfahren (§ 61 ThurBO)

Bisher waren neben Sonderbauten grundsatzlich auch Parkplatze mit einer Grofie von mehr
als 0,5 ha vom Genehmigungsfreistellungsverfahren ausgeschlossen, auch wenn die sons-
tlgen Voraussetzungen des § 63a Abs. 1 und Abs. 2 ThurBO 2004 erfullt waren.

. | Der Gesetzgeber hat nunmehr in § 61 Abs. 1 ThirBO bestimmt, dass Sonder-
"\ﬂf"\ | bauten und alle Anlagen, die einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltver-

A\ | traglichkeitspriifung oder einer Vorpriifung nach dem UVPG'® oder ThirUPVG™
- | unterliegen, vom Genehmigungsfreistellungsverfahren ausgenommen sind,
—.—— | auch wenn die sonstigen Voraussetzungen hierfiir vorliegen wiirden.

2.7 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren (§ 62 ThiirBO)

Auch hier nimmt der Gesetzgeber von den in Nr. 1 bis 4 genannten Vorhaben nicht mehr — wie bisher in § 63 b
ThurBO 2004 - nur die Sonderbauten und Parkplatze Uber 0,5 ha aus, sondern jetzt in § 62 Abs. 1 Satz 1 HS 2
ThurBO die Sonderbauten und alle Anlagen, die einer Pflicht zur Durchflhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung
oder einer Vorprifung nach dem UVPG oder dem ThirUVPG unterliegen.

13 Gesetz lber die Umweltvertréglichkeitspriifung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI. | S. 2749)

14 Thiringer Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung v. 20. Juli 2007 (GVBI. 2007 S. 85), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 2. Dezember 2013 (GVBI. S. 321), berichtigt (GVBI. 2014
S.12)
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2.8 Umfassendes Baugenehmigungsverfahren (§ 63 ThiirBO)

Es wird klargestellt, dass der Prifumfang des § 63 TharBO
die Prifungspflichten bautechnischer Nachweise nach § 65
TharBO unberthrt lasst. Die durch eine Umweltpriifung er-
mittelten, beschriebenen und bewerteten Umweltauswirkun-
gen sind weiterhin nach den hierflr geltenden Vorschriften
zu bericksichtigen, allerdings ist diese Regelung aufgrund
der fehlenden materiell-rechtlichen Ausdehnung der Anfor-
derungen an Bauvorhaben in § 71 Abs. 1 Satz 2 ThirBO gewandert.

2.9 Nachbarbeteiligung (§ 69 ThiirBO)

Das Verfahren zur Nachbarbeteiligung wurde zum Teil neu geregelt. Eine Nachbarbeteiligung im Baugenehmi-
gungsverfahren soll vor Erteilung der Baugenehmigung weiterhin dann erfolgen, wenn Abweichungen oder Befrei-
ungen erteilt werden sollen, die erwarten lassen, dass 6ffentlich-rechtlich geschiitzte nachbarliche Belange berthrt
werden. Einwendungen kdnnen nach wie vor innerhalb von zwei Wochen vorgebracht werden. Diese Regelungen
sind nun in § 69 Abs. 1 ThurBO enthalten (friiher § 68 Abs. 2 ThirBO 2004).

Wie bisher ist den Nachbarn, die nicht zugestimmt haben, die Baugenehmigung zuzustellen. Neu ist allerdings,
dass bei mehr als 20 (bisher 50) Nachbarn, denen eine Baugenehmigung zuzustellen ist, eine Zustellung durch
offentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. Einzelheiten hierzu regelt § 69 Abs. 3 Satz 2 HS 2 ThurBO.

Mit § 69 Abs. 4 ThirBO wurde fir die Bauaufsichtsbehdérden die Mdéglichkeit geschaffen, bei baulichen Anlagen,
die augrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet sind, die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu
gefahrden, zu benachteiligen oder zu belastigen, auf Antrag des Bauherrn das Bauvorhaben in ihrem amtlichen
Veroffentlichungsblatt und auRerdem in 6rtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des Standortes der Anlage ver-
breitet sind, 6ffentlich bekannt zu machen. Aus dem Umstand, dass eine gréRere Zahl von Nachbarn zu beteiligen
ware, ergibt sich regelmafig, dass die geplante Anlage geeignet ist, die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu
belastigen’. Im Falle des Verfahrens nach § 69 Abs. 4 ThirBO entfallt das ,normale“ Beteiligungsverfahren der
Nachbarn nach § 69 Abs. 1 und 2 TharBO.

Nach Ablauf einer Frist von einem Monat ab der 6ffentlichen Bekanntmachung sind alle 6ffentlich-rechtlichen Ein-
wendungen gegen das Bauvorhaben ausgeschlossen (§ 69 Abs. 4 Satz 2 ThirBO).

In der 6ffentlichen Bekanntmachung ist gem. § 69 Abs. 4 Satz 4 ThirBO darauf hinzuweisen
= wo und wann die Akten des Verfahrens eingesehen werden kénnen,
= wo und wann Einwendungen gegen das Bauvorhaben vorgebracht werden kénnen,
m welche Rechtsfolgen mit Ablauf der Monatsfrist nach § 69 Abs. 4 Satz 2 ThiirBO eintreten und
m dass die Zustellung der Baugenehmigung, wie in § 69 Abs. 3 ThirBO vorgeschrieben, durch eine
offentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann (§ 69 Abs. 4 Satz 3 ThirBO).

§ 69 Abs. 4 ThiurBO tragt dem Umstand Rechnung, dass die Durchflihrung der Nachbarbeteiligung bei der Er-
richtung von Anlagen, deren Auswirkungen sich auf einen grofleren Umkreis erstrecken, fir den Bauherrn und
die Bauaufsichtsbehorde mit der Schwierigkeit verbunden ist, dass der Kreis der durch das Vorhaben eventuell in
ihren Rechten berlhrter Dritter (Nachbarn) im Vorfeld nur schwer Gberschaubar ist. Auch im Hinblick darauf, dass
eine Vielzahl solcher Vorhaben zwar nicht der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht unterliegt, aber
materielles Immissionsschutzrecht mit der Folge berihrt, dass der immissionsschutzrechtliche Nachbarbegriff zum
Tragen kommt, wurde mit der Vorschrift eine Regelung geschaffen, die eine rechtssichere Drittbeteiligung auch in
diesen Fallen ermoglicht und dem Bauherrn durch die Praklusionswirkung eine gewisse Investitionssicherheit ge-
wahrleistet’s. Sie ist deshalb vom Antrag des Bauherrn abhangig. Allerdings entscheidet die Bauaufsichtsbehdrde
im Rahmen der pflichtgemalen Ermessensausiibung, ob das Verfahren nach § 69 Abs. 4 ThiurBO durchgefiihrt
wird. Die Kosten des Verfahrens nach § 69 Abs. 4 ThirBO hat der Bauherr der Bauaufsichtsbehérde zu erstatten.

2.10 Zulassung von Abweichungen (§ 66 ThiirBO)

a) In § 66 Abs. 1 Satz 4 ThirBO wird nun klargestellt, dass es der gesonderten Zulassung einer Abweichung nicht
bedarf, soweit bautechnische Nachweise bauaufsichtlich geprift werden. Sind die Abweichungen also Inhalt eines

15 Ziff. 69.4.1 VollzBekThirBO
16 so die Begriindung zum Gesetzentwurf, LT-Drucksache 5/5768
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zu prufenden bautechnischen Nachweises (z. B. eines Brandschutzkonzeptes), sind diese Abweichungen ohne
gesonderten Antrag und ohne spezielle Verbescheidung mitgenehmigt.

b) Bei nicht verfahrensfreien Vorhaben entscheidet die Bauaufsichtsbehdrde Uber Abweichungen von drtlichen
Bauvorschriften nun im Einvernehmen mit der Gemeinde (§ 66 Abs. 3 Satz 2 ThirBO). § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB'”
gilt entsprechend, d. h. wenn die Gemeinde das Einvernehmen nicht innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach
Eingang des Ersuchens der Bauaufsichtsbehorde verweigert, tritt die Fiktion der Erteilung des gemeindlichen Ein-
vernehmens ein.

8B,
Tubog Chfef'bung

2.11 Baugenehmigung und Baubeginn (§ 71 ThiirBO) .

Wie bisher ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem o)

Bauvorhaben keine 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entge- | | «m,,o,_m )
genstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfah-| .~
ren zu prifen sind (§ 71 Abs. 1 Satz 1 HS 1 TharBO). Der |/ e Bezn s G T
Prifumfang ergibt sich aus § 62 bzw. § 63 ThurBO.

Neu ist allerdings, dass die Bauaufsichtsbehdrde den Bauantrag auch ab-
lehnen darf, wenn das Bauvorhaben gegen sonstige o6ffentlich-rechtliche
Vorschriften verstof3t, die also nicht im Prifumfang enthalten sind (§ 71 Abs. |
1 Satz 1 HS 2 ThirBO). Das betrifft vor allem die - nicht zwingend - zu pri- ‘,,
fenden bauordnungsrechtlichen Vorschriften im vereinfachten Baugeneh- [ -
migungsverfahren nach § 62 ThirBO. Die Bauaufsichtsbehérde hat damit .

allerdings keine Verpflichtung zur systematischen Gesamtpriifung, sie hat
jedoch die Mdglichkeit, aufgrund von z. B. durch ,Zufallsfund® erkannten
RechtsverstdlRen die Baugenehmigung abzulehnen und muss nicht — wie
bisher — sozusagen ,sehenden Auges” die Baugenehmigung erteilen, ob-
wohl das Vorhaben gegen bauordnungsrechtliche Vorschriften verstof3t, und
gleichzeitig bei Verwirklichung des Vorhabens die Baueinstellung androhen.

Strade iia

Die Neuregelung ist auch in den Fallen von Bedeutung, in denen bereits Nachbarbeschwerden vorliegen, denen
nunmehr auch dann im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachgegangen werden kann, wenn an sich
nicht zu prifende Vorschriften bertihrt werden’®.

Nach wie vor muss vor Baubeginn die Grundflache der baulichen Anlage abgesteckt und ihre Hohenlage festgelegt
sein. In § 71 Abs. 7 Satz 2 ThurBO ist klarstellend neu geregelt, dass die Bauaufsichtsbehdrde verlangen kann,
dass Absteckung und Hoéhenlage von ihr abgenommen oder die Einhaltung der festgelegten Grundflache und Ho6-
henlage nachgewiesen wird. Der Nachweis der Absteckung muss nicht durch einen o6ffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieur erfolgen, sondern kann durch jeden im Vermessungswesen Fachkundigen erbracht werden?.

2.12 Vorbescheid (§ 74 ThiirBO)

Im Bauvoranfrageverfahren kann nun auf Antrag des Bauherrn von einer Nachbarbeteiligung nach § 69 ThiurBO
abgesehen werden (§ 74 Satz 3 HS 2 ThurBO). Ein entsprechendes Interesse kann z. B. vorliegen, wenn der An-
tragsteller vor einem eventuellen Grundstuckserwerb Nutzungsmdglichkeiten prifen will. Werden Nachbarn nicht
beteiligt, hat der Vorbescheid im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren ihnen gegeniiber keine Wirkung?.

2.13 Fliegende Bauten (§ 75 ThiirBO)

Der Ausnahmekatalog von der Ausfuhrungsgenehmigungspflicht in § 75 Abs. 2 Satz 2 ThurBO wurde geandert
bzw. erweitert. Nunmehr sind erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstande, die Fliegende Bauten sind, mit
jeweils einer Grundflache bis 75 m? von der Ausflihrungsgenehmigung befreit.

AuRerdem sind neu auch aufblasbare Spielgerate (z. B. sog. Hipfburgen) mit einer Héhe des betretbaren Bereichs
von bis zu 5 m oder mit Uberdachten Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht mehr als 3 m, bzw.
sofern ein Absinken der Uberdachung konstruktiv verhindert wird, nicht mehr als 10 m betragt, von der Ausfiih-
rungsgenehmigung befreit.

17 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2014 (BGBI. | S. 954)

18 Begriindung zum Gesetzentwurf, LT-Drucksache 5/5768

19 Ziff. 71.7.1 VollzBekThirBO
20 Ziff. 74.4 VollzBekThirBO
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3. Neuerungen bei den bauaufsichtlichen MaBnahmen

3.1 Beseitigung von ,,Schrottimmobilien (§ 79 Abs. 2 ThiirBO)

Zusatzlich zur auch schon bisher bestehenden Mdglichkeit der Anordnung der Beseitigung von baulichen Anlagen,
die im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet wurden und bei denen auch auf andere Weise
keine rechtmaRigen Zustande hergestellt werden kdnnen (vormals § 77 Satz 1 ThirBO 2004, nun § 79 Abs. 1 Satz 1
TharBO), bietet jetzt § 79 Abs. 2 ThirBO eine Befugnis, die Beseitigung einer Anlage auch dann anzuordnen, wenn
diese nicht genutzt wird und zu verfallen droht und ein 6ffentliches Interesse oder schutzwiirdiges privates Interesse
an ihrem Erhalt nicht besteht (sog. Schrottimmobilien).

Die Vorschrift ermdglicht die Beseitigung von rechtmafig errichteten Anlagen, deren Zustand zwar noch nicht zu
Gefahren fur Dritte fuhrt (dann kdmen MalRnahmen nach § 58 Abs. 1 Satz 2 ThirBO in Betracht), die aber aufgrund
des fortschreitenden Verfalls einen Missstand darstellen. Offentliche Interessen am Erhalt der Anlage kénnen sich
insbesondere aus den Belangen des Denkmalschutzes oder aus stédtebaulichen Gesichtspunkten (Vermeidung
von Baullicken) ergeben. Ein privates Interesse kann gegeben sein, wenn eine spatere Nutzung beabsichtigt ist
und der Eigentiimer erkennbar entsprechende Vorbereitungen trifft?".

3.2 Bauiiberwachung (8§ 80, 81 ThiirBO)

Hier wurden kleinere Anderungen - i. d. R. Klar-
stellungen - vorgenommen, die jedoch an dieser
Stelle keiner ndheren Erlauterung bedurfen.

Betreten der
Baustelle
verboten!
3.3 Anordnungen fiir bestehende bauliche
Anlagen (§ 89 ThiirBO)

Entgegen der bisherigen Méglichkeit in § 84 Abs.
1 TharBO 2004, die Anpassung von bestehen-
den oder genehmigten und bereits begonnenen
baulichen Anlagen an Anforderungen aufgrund

/

e },_,I; fin

Wo finde ich was?
Synopse zu den wichtigsten Verfahrensregelungen und Regelungen zu
bauaufsichtlichen Malnahmen der Thiringer Bauordnung

neuer Rechtsvorschriften anordnen zu kénnen, | ThurBO 2004 ThurBO 2014
wenn dies zum Schutz des Strallen-, Orts- oder | § 59 Aufbau der Bauaufsichtsbehérden §57
Landschaftsbildes vor Verunstaltung notwendig | § 60 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehérden §58
|§t, sieht die Neuregglung in § 89 Abs. 1 ThurBO § 61 Sachliche Zustandigkeit S § 57 Abs. 2, 3
diesen Tatbestand nicht mehr vor. Nunmehr darf , —

. . . § 62 Genehmigungsbediirftige Vorhaben § 59
eine Anpassung einer solchen baulichen Anlage
an neue Rechtsvorschriften nur noch gefordert § 63 Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen | § 60
werden, wenn dies zur Abwehr von erheblichen | § 63a Genehmigungsfreistellungsverfahren § 61
Gefahren fir Leben und Gesundheit notwendig ist. | § 63b Vereinfachtes Bauenehmigungsverfahren §62
4. Ordnungswidrigkeiten (§ 86 ThiirBO) § 63¢ Baugenehmigungsverfahren §63

Co i . 63d Bautechnische Nachwei 65
Die Liste der Buldgeldtatbestande in § 86 Abs. 1 § au e_c usche Tachweise §
wurde erweitert. Neu hinzugekommen sind die | § 83¢ Abweichungen § 66
Tatbestande in § 86 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 2 | § 64 Bauantrag und Bauvorlagen § 67
Nr. 2 und Nr. 3 ThirBO. So kann z. B. die nicht | § 65 Bauvorlageberechtigung §64
barrierefreie Ausfuihrung von ge.pehmigyngsfrei— § 67 Behandlung des Bauantrages §68
en Anlagen entgegen § 50 ThurBO kunftig mit § 68 Beteligung der Nachbarn 569
GeldbulRe geahndet werden. — .

§ 69 Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens §70

5. Ubergangsbestimmungen (§ 92 ThirBO) | g 70 Baugenehmigung und Baubeginn § 71
Verfahren, die vor Inkrafttreten der ThirBO 2014 | § 71 Teilbaugenehmigung §73
fbrmligh eilngeleitet worden sind, werden nac.:'h § 72 Geltungsdauer der Baugenehmigung §72
den bisherigen Regelungen abgesc':.hlogsen. Fur § 73 Vorbescheid 574
den Bauherrn nach neuem Recht glinstigere Re- _
gelungen sind auch fiir schon vor Inkrafttreten | 3 78 Baueinstellung §78
der ThirBO 2014 eingeleitete Verfahren anzu- § 77 Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung §79

wenden (§ 92 Abs. 1 ThirBO).

21 s. Begriindung zum Gesetzentwurf, LT-Drucksache 5/5768
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Eine griine Oase vor der Tlir - die Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Innenhof des Landratsamtes llm-Kreis in Arnstadt am Tag der Lehr-

A

gangserdéffnung mit Erich Bruckner, stellv. Direktor der TVS. Links aul3en: Frau Schimanke vom Personalamt des Landkreises, die den Lehr-
gang vor Ort betreut, und Herr Dr. Kattenbeck, Dozent in den Fédchern Einfiihrung in das Recht und Biirgerliches Recht.

Sitzungssaal wird zum Klassenzimmer

Angehende Verwaltungsfachwirte besuchen FL llI-Lehrgang als Inhouse-Veranstaltung in Arnstadt

(db) Auf Initiative der Landratin des lim-Kreises, Frau Petra Enders, und Frau Schimanke vom dortigen Personal-
amt richtete die TVS am Standort Arnstadt den FLII-Lehrgang 127 als Inhouse-Veranstaltung fir die Bediensteten
des limkreises ein. Auch Beschéftigte der Stadtverwaltungen limenau und Arnstadt sowie der Verwaltungsgemein-

schaft Riechheimer Berg nutzen die Gelegenheit, den Unterricht im Landrat-
samtsgebaude in Arnstadt ortsnah zu besuchen. Der Landkreis stellt hierflir
den groRRen Sitzungssaal zur Verfigung.

Die insgesamt zwolf Lehrgangsteilnehmerinnen und -teilnehmer werden dort
jeweils Freitag nachmittags und einmal im Monat auch am Samstag Gber zwei-
einhalb Jahre von haupt- und nebenamtlichen Dozentinnen und Dozenten
der Thiringer Verwaltungsschule unterrichtet. Die insgesamt 720 Unterrichts-
stunden sind verteilt auf 13 Unterrichtsfacher. Bis zum voraussichtlich letzten
Unterrichtstag am 25. Februar 2017 sind auferdem zwolf Lehrgangsarbeiten,
darunter eine Hausarbeit, anzufertigen. Auch die Bearbeitung der Lehrgangs-
arbeiten mit einem Notendurchschnitt von mind. ,ausreichend® zahlt zu einer
ordnungsgemaflen Teilnahme am Lehrgang. Diese wiederum ist Vorausset-
zung fur die Zulassung zur Fortbildungsprifung zum/zur Verwaltungsfachwirt/
in. Die sieben schriftlichen Prifungsarbeiten und eine fachpraktische Priifung
erwarten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer voraussichtlich im Marz 2017.

Der [Im-Kreis

Fliche: 843 km?

Bevolkerung: 109.105 Einwo
(Stand: 30.06.2013)

Hochste Erhebungen: Grofier
Beerberg (983 m) und Schneek
(978 m)

Anteil Waldflichen: 43 %

7 Stidte (Ilmenau, Arnstadt,
Stadtilm, Langewiesen, Geh-
ren, Grofibreitenbach, Plaue), 6
Verwaltungsgemeinschaften, 1
Gemeinden mit mehr als 1.000
Einwohnern

Landréatin: Petra Enders
Quelle: www.ilm-]
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Fachkrafte gesucht - maRgeschneiderte Fortbildung an der TVS

heute:

Betriebswirt/in - Public Management (TVS)

Der Lehrgang zum/zur ,Betriebswirt/in - Public Management (TVS) vermittelt den Teilnehmerinnen und Teilnehmern
die betriebswirtschaftlichen Kenntnisse, die fiur das neue Steuerungsmodell in der 6ffentlichen Verwaltung erforder-
lich sind. Sie werden befahigt, die Erweiterung der traditionellen Kameralistik bis zum Ubergang zur Buchfiihrung
in der Doppik zu bewaltigen. Darlber hinaus werden Sie in die Lage versetzt, die Kosten- und Leistungsrechnung
einzusetzen und mit der Funktion des Controlling vertraut gemacht. Zusatzlich findet sich das moderne Verwal-

tungsmanagement vom Marketing tber das Perso-
nalmanagement bis hin zum Projektmanagement im
Stundenkontingent wieder.

Der Lehrgang wendet sich vornehmlich an Leitungs-
und Flhrungskrafte, Kdmmerer und Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Finanzverwaltung. Er erstreckt
sich Uber 420 Unterrichtsstunden und wird in vier Mo-
dule gegliedert. Zugelassen werden Beamte des ge-
hobenen nichttechnischen Verwaltungsdienstes und
Beschaftigte mit dem Abschluss ,Verwaltungsfachwirt"
aus der offentlichen Verwaltung. Weiterhin kénnen
Beamte des mittleren nichttechnischen Verwaltungs-
dienstes, Verwaltungsfachangestellte, Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter mit dem Abschluss ,Geprifte/r
Verwaltungsangestellte/r und Bewerber mit vergleich-
barer, insbesondere kaufmannischer Ausbildung mit
jeweils mindestens dreijahriger Verwaltungspraxis zu-
gelassen werden, sowie Beschaftigte ab vergleichba-
rer Entgeltgruppe 6 und kommunalpolitisch aktive Be-
werber bei Vorlage des entsprechenden Nachweises
Uber das Wahlamt.

Der Fortbildungslehrgang zum/zur ,Betriebswirt/in -
Public Management (TVS)® ist eine anerkannte Fort-
bildung nach dem BBIiG und schlie3t mit einer Priifung
am Ende des Lehrgangs ab. Sie umfasst vier schrift-
liche Prifungsarbeiten. Wahrend des Lehrgangs ist

Fortbildungslehrgang ,Betriebswirt/in - Public Management (TVS)

Lehrinhalte ] Stunden
l. Grundlagenmeodul
- Elemente der modernen Yenwaltungssteuerung 20
- Walkswirtschaftliche Bedeutung des Staates 18
- Grundzige der Betriehswirtschaft 8
- Buchfihrung im MNKF 40
- Jahresabschluss und Auswertung 28
- Projektarbeit 4
118
Il. Gesellschaftsrecht, Investition und Finanzierung
- Rechtsformen affentlicher Betriebe 24
- Unternehmenshesteuerung 36
- Investitionen und Finanzierung 3B
96
lll. Kostenorientierte Steuerung und Budgetierung
- Kosten- und Leistungsrechnung 44
- Controlling 40
- Budgetierung und Finanzplanung 16
- Projektarbeit 4
104
Y. Management in der éffentlichen Yerwaltung
- Marketing in der dffentlichen Venwaltung und eGovernment 40
- Personalmanagement 28
- Organisation und Projektmanagement 3o
- Praojektarbeit 4
102
Gesamtstundenzahl 420

aulerdem eine Projektarbeit anzufertigen, deren Ergebnis zu 15
% in das Prufungsergebnis einflie3t. Die Lehrgangskosten betra-
gen 2.730,-- Euro, die Prufungsgebuhr betragt 950,-- Euro. Unter
S bestimmten  Voraussetzungen
\ besteht die Moglichkeit der staat-
, lichen Forderung.

. Der Lehrgang findet voraussicht-
5 lich im 14-tdgigen Rhythmus je-

weils Freitag/Samstag statt. Die genauen Unterrichtstermine und

der Lehrgangsort werden je nach Teilnehmeranmeldungen noch

festgelegt. Nahere Auskinfte finden Sie auch auf unserer Internet-

seite www.tvs-weimar.de. Gerne berat Sie Frau Romstedt,

Tel. 03643 207-137.

TVS-INFO 2/2014
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B Prifung

,Gebildet ist, wer weil}, wo er findet, was er nicht weiR*
Ein Bericht zur Zeugnisfeier von Anke Loitsch und Christian Forbrig, FL Il 116 Weimar

Am Grundonnerstag, dem 17. April 2014 starrten 28 Augenpaare gespannt und voller Vorfreude auf einen Mann:
Erich Bruckner, stellvertretender Direktor der Tharinger Verwaltungsschule in Weimar. 28 Mal pure Freude Uber die
bestandene Prifung zum Verwaltungsfachwirt (FL I1)!

Getreu dem Zitat ,Gebildet ist, wer weil}, wo er findet, was er nicht weilR* von Georg Simmel (dt. Philosoph und
Soziologe), haben wir in unendlich harten und langen Wochenenden, die dann doch wie im ,Fluge® vergingen und
in den im Anschluss absolvierten 80 Stunden Konsultation, in der VSV Thiringen ,gewuhlt’, um das zu finden, was
wir noch nicht wussten.

Nach sieben schriftlichen und einer fachpraktischen Prifung erhielten wir alle unsere Zeugnisse. Herr Bruckner
und Frau Dauer vom Thuringer Landesverwaltungsamt begriiRten und beglickwilnschten uns zu der groRartigen
Leistung, die wir in den 2 %2 Jahren vollbracht haben. Herr Bruckner erzahlte, dass ihm der ein oder andere Lehr-
gangsteilnehmer besonders im Gedachtnis bleiben wird. Er untermalte seine Erinnerungen sehr anschaulich, so
dass vor lauter Lachen kaum ein Auge trocken blieb. Auch Herr Bruckner wird uns allen gut im Gedachtnis
bleiben — er bereicherte unseren Unterricht mit vielen sehr lus- = i tigen Geschichten.

GEDANKEN"ZQ

Gabi Rexhauser tbergab Herrn Bruckner, stellvertretend fir ‘f‘ M*‘\E\S(zérférﬁ_’;%
alle Dozenten bei denen wir Unterricht hatten, ein Gedicht = | Wir haben gebiz
[ 78

Viel vehy gy Telt ung gepaukt,

Mit einem Gesamtnotendurchschnitt von 2,41 kénnen wir ver- ‘f“ Freizett pap, Man <o glaypr
n w, )

dammt stolz auf uns sein. Eine Weiterbildung neben dem Be- |
ruf ist wahrlich kein Zuckerschlecken, aber getreu unserem |
Motto ,Ja — wir schaffen das®, zogen wir von Anfang an durch | Aufzustehey,
und nun halten wir den Lohn fir unsere Mahen in Handen.

Unsere vier Klassenbesten wurden durch die TVS mit
einem besonderen Prasent geehrt:

Robert Nautsch, Stadtverwaltung Jena |
Christian Forbrig, Landratsamt Hildburghausen | Afuﬁ Sehen, UNSere
David Werkmeister, Landratsamt Eichsfeld | W wnd auen g
Nicole Klotzke, VG GreuRen ‘

< Jubel hewte _
€ anderen Loy
e, dVQC}QtEVL

" Wiinsche, ben
egl
gut weite, geht, s

r lnsere ZLuRunfr steht

Le, die e die
MLt Viele, Jute
Aamir es <p

damit der EVTIOL@ )

Unser Dank

gilt jedoch nicht nur den Dozenten,

sondern auch den Mitarbeitern der Verwaltungsschule,
die immer ein offenes Ohr fur uns hatten!
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Die Klasse FL Il 116 am Tag ihrer Zeugnistiberreichung in Weimar. Alle 28 Teilnehmer haben die Fortbildungspriifung Il bestanden.

TVS-INFO gratuliert allen Verwaltungsfachwirtinnen und -wirten und wiinscht eine erfolgreiche berufliche Zukunft!

Foto:Sascha Reimann

2,41

. - . S -_: - k“m_\.l_. " .

FpP - Fachprak-
tische Priifung;
SozialR - Sozia-
le Sicherung;
OrdR - Ord-
nungsrecht;
PrivatR - Privat-
recht;

KommR -
Kommunalrecht;
OFi/VBwL/

VbL - Offentliche
Finanzwirtschaft/
Volks- und
Betriebswirt-
schaftslehre/
Verwaltungs-
betriebslehre;
PersW - Perso-
nalwesen;

AVR - Allge-
meines Verwal-
tungsrecht;
StVR - Staats—
und Verfas-
sungsrecht

* Wahlfach
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Zeugnisse fir die ,,Externen

(db) Am 17. April 2014 erhielten neun Teilnehmer der Klasse VFA-
extern 224 ihre Prifungszeugnisse. Sie hatten an der Abschluss-
prufung zum/zur ,Verwaltungsfachangestellten“ als sog. Externe
teilgenommen. Diese Mdglichkeit bietet § 45 Abs. 2 des Berufsbil-
dungsgesetzes fiir Beschaftigte, die Uber eine langere Zeit auch

ohne Ausbildung die Tatigkeit eines Verwaltungsfachangestellten

praktisch wahrnehmen bzw. einschlagige Vorausbildungen absol-
viert haben. In dem 520 Unterrichtsstunden umfassenden Lehr-
gang an der Thiringer Verwaltungsschule haben sich die zehn
Lehrgangsteilnehmerinnen und -teilnehmer auf die Abschlusspri-
fung vorbereitet, neun von ihnen wurden nun mit der Uberreichung
des Zeugnisses ganz offiziell zu ,Verwaltungsfachangestellten®.

Die besten Priifungsergebnisse erzielten:

Gerburg KrauRBe, Diakonieverein Orlatal e. V.
Susanne Kummer, Stadtverwaltung Hohenleuben und
Kati Mockel, Stadtverwaltung Tanna.

TVS-INFO gratuliert den Teilnehmerinnen und Teilnehmern zur
bestandenen Prifung und wiinscht weiterhin viel Erfolg und alles
Gute fur die Zukunft!

Stellv. Direktor Erich Bruckner rechts mit den Lehrgangsbesten
(es fehlt Gerburg Krau3e); unten mit der kleinen Gruppe des VFA-ex-
tern 224, so konnte der Unterricht unter ,ldealbedingungen” stattfinden.

= Varw
anget

- Verwalt

VFA-extern 224

sbildung —H Fortbil |dung

Ausbildung -2 Fortbil dung

fach-

- Verwaltungsfach- - Betriebswirt/in -

angestellte/r (extern)

"
- Betriebswirt/in - ,P
Public Management (TVS) 1

- Kommunale/r
Bilanzbuchha
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* mit Ordnungsrecht

Bestmarke wurde erneut geknackt

Bei der diesjahrigen Abschlusspriifung der Verwaltungsfachangestellten wurde wieder ein Spitzenergeb-
nis erzielt.

(db) Die 116 Teilnehmer an der diesjahrigen Abschlusspriifung im Ausbildungsberuf ,Verwaltungsfachangestellte/r
konnten mit einem Gesamtergebnis von 2,60 die Spitzenleistung ihrer Vorganger sogar noch ubertreffen. Zwar lag
mit einer Quote von 5,17 % der Anteil der Auszubildenden, die die Prifung nicht bestanden haben, etwas héher
als im Vorjahr, die restlichen
Teilnehmer erzielten jedoch
insgesamt so gute Ergeb-
nisse, dass diese Spitzen-
platzierung im Ranking
der Vorjahre moglich wur-
de. Gewertet wurden alle
Prifungsergebnisse  seit
Einfihrung der neuen Aus-

bildungsordnung, die zum -
erstem Mal Grundlage fur
die Prufung 2001 war. , 263 260

Bei einer Betrachtung der
einzelnen Prifungsgebiete
kann man feststellen, dass
auch die praktische Priifung

TVS-INFO 2/2014 25
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mit einem Gesamtdurchschnitt von 2,03 so gut wie noch nie abgelegt wurde, wenn auch die Werte der Vorjahre
mit 2,05 und 2,08 nicht wesentlich schlechter waren. Jeweils das zweitbeste Ergebnis seit 2001 wurde in den
Prifungsfachern ,Verwaltungsrecht und Verwaltungsverfahren® (dieses Jahr verbunden mit dem Ordnungsrecht)
und ,Wirtschafts- und Sozialkunde® erreicht. Schlusslicht war auch in diesem Jahr wieder das erste Prifungsfach
,Verwaltungsbetriebswirtschaft, das mit einem Gesamtnotendurchschnitt von 3,39 deutlich von den anderen Pru-
fungsleistungen abweicht und dennoch im Vergleich mit den anderen Jahren im Normbereich liegt.

Betrachtet man die Prufungsergebnisse der einzelnen Klassen, so liegt der Durchschnitt des Gesamtprufungser-
gebnisses zwischen 2,31 und 3,03 - eine sicherlich nicht allzu gravierende Differenz. Insgesamt haben von den 116
Priflingen nur 6 sechs nicht bestanden, ein Auszubildender legte aufgrund der Notenkonstellation das Ergéanzungs-
geprach ab und konnte dadurch die Prifung letztendlich ebenfalls bestehen.

Die besten Platzierungen bei der diesjahrigen Abschlussprifung erzielten:

Platz | Name

1
2

Franziska Thomas

Jessica Benndorf
Laura Leyva-Crespo
Maren Friede

Robert Griibner

Anika Hurtig

Dana Jahnke
Maria-Theresa Kielholz
Anika Maiwald
Christian Richter
Dorett Sagner

Behorde
Landratsamt Weimarer Land

Stadtverwaltung Weimar

Landratsamt Weimarer Land
Stadtverwaltung Erfurt
Stadtverwaltung Rudolstadt
Stadtverwaltung Sondershausen
Landratsamt Schmalkalden-Meiningen
Technische Universitédt imenau
Landratsamt Kyffhauserkreis
Stadtverwaltung Kahla
Stadtverwaltung Gotha

Klasse
VFA 025 Wei

VFA 025 Wei
VFA 025 Wei
VFA 025 Wei
VFA 157 Goth
VFA 155 Sond
VFA 156 Meini
VFA 026 Wei
VFA 026 Wei
VFA 025 Wei
VFA 159 Goth

Gesamtpriifung 2 5 60
VFA159 Gotha 2,72
VFA158 Weimar 3,13
VFA157 Gera 2,66
VFA156 Meiningen 2,38
VFA155 Sondershausen 2,98
VFA026 Weimar (2jahrig) 2,72
VFA025Weimar (2jahrig) 2,08
: :
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Abschlussprufung VFA 2014
Notendurchschnitt der einzelnen Priifungsgebiete

6 ’ 00 Verwaltungsbetriebswirtschaft

m Personalwesen

Verwaltungsrecht und -verfahren

5,00

m Wirtschafts und Sozialkunde

Prakt.Priifung

4,00

3,92

3,00

2,00

1,00

0,00

©
£l
]
(U]
@
o
<
w
>

(2jahrig)
VFA026 We mar
(2jahrig)

VFA155
Sondershausen
VFA156 Me ningen
VFA157 Gera
VFA158 We mar
Gesamtdurchschnitt
der Aufgabe

5
£
)
=
o
8
S
<
o
>

B Ausbildung

Bericht zum 6. Kommunalen Ausbildungskongress in Potsdam

Die Brandenburgische Kommunalakademie, das’Niedersachsische Studieninstitut, das Sachsische Kommunale
Studieninstitut Dresden, das Studieninstitut firckommunale Verwaltung Sachsen-Anhalt e. V. und die Thiringer
Verwaltungsschule bieten im 2-jahrigen Rhythmus einen Ausbildungskongress fur ihre Kommunalverwaltungen
an. Am 20. und 21. Mai 2014 traf man sich’diesmal in-der.Landeshauptstadt Brandenburgs Potsdam.

Um Anregungen fur die tagliche "Arbeit ‘mit Auszubildenden"mitzunehmen und sich tber aktuelle Themen. der
Ausbildung auszutauschen, reisten 110:interessierte Personal- und-Ausbildungsverantwortliche an den.Templiner
See. Nach den Workshops und Vortragen'des ersten Tages konnten'die Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf
einer Schiffstour Potsdam vom Wasser aus kennenlernen.

14 Auszubildende des Landkreises-Teltow-Flaming und der Landeshauptstadt Potsdam begléiteten den, Kon=
gress und stellten am zweiten Tag die Auswertung einer von ihnen durchgefiihrten Umfrage vor.

Im Frihjahr 2016 soll der 7.‘-Kommunale Ausbildungskongress in Weimar stattfinden."Die Thuringer Verwaltungs-
schule wird Sie zu gegebener Zeit naherinformieren.

Nadine Kriiger,
Sachbearbeiterin in der Ausbildungsorganisation

TVS-INFO 2/2014
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Fachexkursion der Beamtenanwarterinnen und -anwarter zum Bundesarbeitsgericht
Bericht der Gruppe mD 42

Wir, die Anwarter des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes der Klasse mD 42 der TVS, besuchten am
8. Mai 2014 mit Herrn Linnert, dem Dozenten flr Dienst- und Arbeitsrecht, das Bundesarbeitsgericht in Erfurt. Die
Fachexkursion sollte uns die praktische Anwendung des Tarif- und Arbeitsprozessrechts naher bringen.

Das Bundesarbeitsgericht in Erfurt urteilt Uber Fragen des deutschen Arbeitsrechts und trégt durch seine Recht-
sprechung zu dessen Weiterentwicklung wesentlich bei. Es ist die 3. und letzte Instanz (1. Instanz - Arbeitsgerichte,
2. Instanz - Landesarbeitsgerichte) sowie oberstes Gericht der Arbeitsgerichtsbarkeit und damit einer der obersten
Gerichtshofe Deutschlands. Die Prasidentin des Bundesarbeitsgerichtes ist seit dem 1. Mai 2005 Ingrid Schmidt.
Seit 1999 ist der Sitz des BAG auf dem Gelande des ehemaligen Hornwerks der Zitadelle Petersberg in Erfurt.

/

Am Prozesstag des 2. Senats des Bundesarbeitsgerichtes
| wurden insgesamt sechs Falle verhandelt. An vier Féllen durf-
| tenwirals Zuhorer teilnehmen. Vor Beginn der Verhandlungen
3 gab es durch einen wissenschaftlichen Mitarbeiter des BAG
eine kurze Einfuhrung in die an diesem Tag zu verhandelnden

Steckbrief \
Bundesarbeitsgericht

* besteht seit 1954

+ Oberster Gerichtshof des Bundes e Fille.

+ ehemals Sitz in Kassel, 1999 Aufnahme des Dlenstbetrlebes
in Erfurt

* Aufgabe: Wahrung der E|nhe|tI|chke|t der Rechtsprechung
zum Arbeitsrecht, Herstellung der-Rechtssicherheit und_
Fortbildung des Arbeitsrechts | ]

+ Gliederung in 10 Senate, besetzt jeweils mit drei Berufsrleh-
tern und je einem ehrenamtllchen Richter aus den Krelsen
derArbeltgeber und Arbeitnehmer|

IrEAmtstracht bestehend aus einer karmesinroten Robe mit

einer breiten weilten Halsbinde und herabhangenden En-

+ Geschaftsjahr 2013: 2.684 Eingange, davon 877 zur
Beendigung von Arbeitsverhaltnissen, 369 zum Tarifver-
tragsrecht und zur Tarifauslegung, 350 zum Arbeitsentgelt,
223 zu Ruhegeld und Altersteilzeit, 123 zur Betriebsverfas-
sung und Personalvertretung und 742 zu Sonstigem

N

den (Besatz abhéngig von der Funktion) sowie einem Barett ]

(Quelle: Bundesarbeitsgericht, Foto: Bundesarbeitsgericht) /

Inhalt der behandelten Streitigkeiten war die Rechtma-
Rigkeit von ordentlichen bzw. auRerordentlichen Kiindigungen.

Im ersten Fall ging es um einen Mikrobiologen eines flhren-
den Chemieunternehmens im Bereich Lebensmitteltechnik,
welcher in Folge einer Umstrukturierung des Unternehmens
ablehnte, sich in eine geschaffene Auffangstruktur (QUEST)
zu begeben. Streitig hierbei war, ob eine Anderungskiindigung
in die vorhandene Auffangstruktur nicht vorrangig zur aus-
gesprochenen ordentlichen Beendigungskindigung sei. Ein
angestrebter Vergleich in Hohe von 450.000 € zwischen den
beiden Parteien wurde innerhalb der Verhandlung als nicht er-
folgversprechend abgetan.

Im zweiten Fall ging es um die Prufung der Beteiligung des
Personalrates bei der ordentlichen Kindigung eines Indust-
riereinigers. Dieser widersprach der Ubernahme durch eine
neue Unternehmensfluhrung. Fraglich hierbei war, ob der Per-
sonalrat Uberhaupt hatte beteiligt werden miussen, da sich der

Klager mdglicherweise durch seinen Widerspruch aus dem Schutzbereich des neuen Personalrates heraus genom-
men hat.

Um eine fristlose Kindigung eines Angestellten ging es bei der dritten Verhandlung. Diskutiert wurde hierbei, ob
die angegebenen Pflichtverletzungen des Arbeitnehmers Uberhaupt tragend fur die ausgesprochene fristlose Kin-
digung seien und ob jene Uberhaupt stattgefunden haben. Die Parteien einigten sich darauf, dass die fristlose Kun-
digung in eine ordentliche betriebsbedingte Kiindigung umgewandelt wird und eine Abfindungssumme in Héhe von
1.500 € vom ehemaligen Arbeitgeber gezahlt werden muss.

Die letzte Verhandlung beschéftigte sich mit der Gestaltung des Arbeitsvertrages eines Arbeithehmers innerhalb ei-
nes weltweit tatigen Konzerns. Laut Klager hatte die beklagte Firma die ordentliche Kiindigung nicht allein durch die
deutsche Tochterfirma aussprechen dirfen, sondern hatte auch den Arbeitsvertrag durch die Mutterfirma kiindigen
missen. Unklar hierbei war, wer GUberhaupt Vertragsparteien des angesprochenen Vertrages seien. Ein angebotener
Vergleich konnte nicht zustande kommen, da die beiden Parteien sich nicht Uber die Héhe der Vergleichssumme
einigen konnten. Die Urteilsverkiindungen wurden am Nachmittag gesprochen.

Wir danken unserem Dozenten, Herrn Linnert, fr die Organisation der Exkursion und den interessanten Einblick in
die Arbeit des Bundesarbeitsgerichtes.

28
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Erster Schultag
fur die ,,Neuen*

Am 18. August 2014 begann
fir 33 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer die theoretische

. Ausbildung an der Thiringer

Verwaltungsschule.

(db) Die 15 staatlichen und 18
kommunalen Anwarter flr die
Laufbahn des mittleren nichttech-
nischen Verwaltungsdienstes ha-
ben nun in zwei Klassen den 1.
Fachlehrgang mit insgesamt 600
Unterrichtsstunden und sechs
Lehrgangsarbeiten vor sich.

Am ersten Unterrichtstag wur-
den sie vom stellv. Direktor Erich
Bruckner und der zustandigen
Sachbearbeiterin der Aus- und
Fortbildungsabteilung, Claudia
Kammer, an der TVS in Weimar
begruft und durch eine allgemei-
ne Einweisung auf die Ausbildung
an der Schule vorbereitet.

Grafik: Entwicklung der Anwérterzahlen

der letzten zehn Jahre im mittleren nicht-
technischen Dienst in Thiringen.

\Gruppe mD 449

TVS-INFO
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Zeugnisse in der verkirzten Ausbildung zum/zur Verwaltungsfachangestellten

In diesem Jahr beendeten 51 Auszubildende, davon 25 Umschiler, ihren Unterricht in der verkurzten Ausbildung
zum/zur Verwaltungsfachangestellten.

Am 17. April 2014 erhielten sie ihre Zeugnisse und Teilnahmebescheinigungen zum Abschluss des Berufsersatz-
schulunterrichts und der dienstbegleitenden Unterweisung an der TVS.

Nachdem sich am Vormittag die Teilnehmer/innen des FLI 224 und FLII 116 Gber ihre Prifungszeugnisse freuen
konnten, mussten die Auszubildenden der Klassen VFA 025 und VFA 026 bis zum Unterrichtsschluss auf ihre Zeug-
nisse warten. Der stellvertretende Direktor, Erich Bruckner, Uberreichte ihnen die Zeugnismappen mit dem Ergebnis
der Leistungen der letzten zwei Jahre und wiinschte viel Erfolg fiir die bevorstehende Prifung.

Naheres zur diesjahrigen Abschlussprifung finden Sie im Bericht auf Seite 25.

Nadine Kriiger,
Sachbearbeiterin in der Ausbildungsorganisation
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Besuch im Miihlhauser Gerberviertel

Die Auszubildenden der Klasse VfA 160-1/12 in Sondershausen berichten (iber ihre Exkursion in Mdihl-
hausen.

Im Rahmen unseres Unterrichts im Fach ,Offentliches Baurecht“ organisierte unsere Dozentin, Frau Durstewitz, fiir
den 9. Mai 2014 eine Exkursion in das Muhlhauser Gerberviertel.

Wir begannen unseren Ausflug in dem |
Buro ,die Bauhutte® des Architekten-
teams Herrn Formann und Herrn Danz,
die uns vorerst ihre Mitarbeiter vorstell-
ten und ihre Tatigkeiten erlauterten. Zu
ihren Spezialgebieten zahlen die histori-
sche Bauforschung sowie die moderne
Architektur in allen Leistungsphasen.
Nach der Sichtung der Bauplane gin-
gen wir zusammen in die Mihlhauser
Innenstadt zu dem historischen Objekt,
welches umgebaut werden soll. Dieses
steht im historischen Gerberviertel.

Im Jahre 1297 erfolgte die urkundliche
Ersterwahnung von Gerbereien in der
Stadt Mihlhausen. Diese zentrierten
sich rund um die Kuttelgasse und die
Schwemmotte, wo man heute noch die
urspriingliche Bausubstanz und die darauf folgenden Erweiterungen der Gerberbauten vorfinden kann.

Mittlerweile sind bis auf ein Gebaude alle ehemaligen Gerbereibetriebe zu Wohnhausern umgebaut worden. Das
Zielobjekt unserer Exkursion soll seinen historischen Kern beibehalten und gleichzeitig mit moderner Architektur zu
Wohnungen umfunktioniert werden. Grolie Glaselemente sollen hierbei das Highlight sein und definieren somit die
moderne Baukunst.

Nach einer kurzen Besichtigung des
Gebaudes gingen wir weiter in die
~ Jakobikirche, die im Jahre 2001 eine
Nutzungsanderung zu einer modernen
Stadtbibliothek erfuhr. Auch hier absol-
vierten wir einen Rundgang, bei dem
uns die historischen Fakten sowie die
besonderen  Brandschutzvorkehrun-
gen der Jakobikirche nahergebracht
-~ wurden.

Abschliefend bedanken wir uns bei
L | allen, die uns diese Exkursion ermog-
L licht haben.

Unterricht auBerhalb des Klassenzimmers: die
angehenden Verwaltungsfachangestellten bei
| ihrem Ausflug in das historische Gerberviertel in
| Miihlhausen.
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B Padagogik

so lauteten die Schwer-
punkte des Dozentense-
minars am 28. und 29.
Juli 2014 in Apolda.

Bereits im vergangenen [
Jahr fand ein Dozen- |
tenseminar zum Thema
»otérungen im Unterricht'
statt. Dieses Thema st |
sehr komplex und wurde |
auf Wunsch der Dozenten [ +i"
auch in diesem Jahr in ei- {#

nem zweitdgigen Seminar g
behandelt.

Zwolf nebenamtliche Dozenten und ein Auszubildender, der zur Zeit die Ausbildung zum Verwaltungsfachangestell-
ten an der Thiringer Verwaltungsschule absolviert, haben sehr offen tber auftretende Unterrichtsstérungen gespro-
chen und Lésungsansatze diskutiert.

Naturlich war die ,Nutzung des Handys im Unterricht” ein Diskussionsschwerpunkt. Einig war man sich darUber,
dass eine klare Regelung hierzu vonseiten der Thiringer Verwaltungsschule nétig ist, damit die Dozentinnen und

Dozenten entsprechend reagieren kénnen. Die Thuringer Verwaltungsschule hat sich zum Thema Mo-
biltelefon im Unterricht bereits positioniert: Die Handys sind wahrend des Unterrichts auszu-
schalten und in der Tasche zu verstauen, denn in den Pausen gibt es ausreichend Gelegenheit

das Handy zu nutzen. In sehr dringenden Féllen kann der/die Lehrgangsteilnehmer/in iber die Verwaltungsmit-
arbeiter der TVS bzw. der jeweiligen Unterrichtseinrichtung erreicht werden.

Die Dozenten bekamen interessante Hinweise und Anregungen von Herrn Dr. Hofer, wie sie den unterschiedlichen
Stérungen begegnen und die Aufmerksamkeit der Teilnehmer zurlickgewinnen kénnen.

Die Seminarteilnehmer berich-
teten Uber eigene wirkungsvolle
und bereits erprobte Methoden,
mit Stérungen umzugehen oder
diese zu vermeiden.

Ein reger Erfahrungsaustausch
lieR die zwei Seminartage in
Apolda wie im Fluge vergehen.

Bericht von Marita Romstedt,
Sachgebietsleiterin Aus- und
Fortbildung
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O Offentlichkeitsarbeit

e
Thiiringer Verwaltungsschula

Ministerprasidentin
Christine Lieberknecht _ I
besucht den Info-Stand , Fortbil|dung

L e ——r

Innenministerda tim*Gesprach mitil§ . \ il Das ThUringent_e_lgs-Paar.2015
dem stellv. DifreKtor & Erich Brucknel ) ) 3 ladt"mach Polneck ein
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For Glrls and

(db) Ausnahmswelse be
relts e Mirz fand die
ses Jahr der Girls’- bzw.
Boys’ Pay  statt Dle
Thiringer Verwaltungs
schule  priisentiete  lm
Foyer des Thivinger n
nenministeriums die Ausbildungsberufe tn
der bffentlichen verwaltung und regte die 70
Midehen und Jungen ab Klassenstufe 7 mit
"2 Rleinen Denksportaufgaben zum Mitmachen |
- an. Wie man steht, war
der potentielle Verwal
tungsnachwuehs  wit
Eifer bel der Sache. Ne |-
bewn dem e Milrz noch
amtlerenden  Dlrektor
Axel Schwnetder wurden
die "BoYsS and  Glrls'
von Viktoria Setdl vuno
Susanne Schrober, den
Sachbearbetterinmnen tm
Bereich  Ausbildung,
sowlie der Verwaltungs
i Leiterin der TVS, Clau
dia weise, gut lnfor
miert und betreut.

B TVS-Intern

TVS on the RUN - Unternehmenslauf 2014

(db) Nach dem Debiit im letzten Jahr wollten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der [
Thuringer Verwaltungsschule ihre Erfolgsstory fortsetzen
und wieder beim Erfurter Unternehmenslauf dabei sein.

Zur Organisation und Gewinnung von Mitlaufern erklar-

te sich Alexandra Renft, Sachbearbeiterin in der Aus- und
Fortbildung, sofort bereit. Sie Ubernahm die Anmeldefor-
malitdten und sorgte vor allem flr die Unterstitzung des
TVS-internen Laufteams durch Lehrgangsteilnehmer und
Dozenten. So konnte sie neben dem Beamtenanwarter aus
der Klasse mD 43, Michael Meier, auch den nebenamtlichen
Dozenten Friedrich Semmler als Verstarkung gewinnen.
Doch das beste Team kommt ohne gute Mannschaftbetreu- -
ung nicht aus - hierfir sorgten Oliver Karls, hauptamtlicher ‘waren auf den Start

6
das Team TVS unter 6.300 Teilnehmern.
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Dozent, und Herr Dr. Hoffmann, nebenamtlicher Dozent der
TVS, ganz ausgezeichnet.

AuRerdem verstarkten die beiden Poppich-Tochter Verena

L und Emily das Verwaltungsschulteam hervorragend.

Herr Dr. Hoffmann und Herr Karls sorgten zusammen fiir die
Team- und Materialbetreuung.

Am Tag der Veranstaltung am 4. Juni 2014 reihten sich so die
zwOIf TVS-Vertreter in die knapp 6.300 anderen Lauferinnen

j und Laufer zum Start auf dem Erfurter Domplatz mit ein. Un-

ter angenehmen Bedingungen und von Regenschauern ver-

schont absolvierte man die knapp 5 km lange Strecke durch

Erfurts Altstadt.

Die beiden Herren Meier und Semmler liefen im Wettbewerb
,Manner Einzel“, die zehn Damen der TVS in zwei Gruppen
fur die Wertung ,,Team Frauen®. In Gruppe 1 waren die Lau-
ferinnen, in Gruppe 2 die Walkerinnen vertreten. Und erfreu-
licher Weise konnte das Ergebnis des letzten Jahres sogar
noch verbessert werden. Unter den 109 Frauen-Teams er-
reichte die Laufergruppe der TVS mit einer Zeit von 01:50:52

den 43. Platz und konnte sich so im Vergleich zum Vorjahr um sieben Platze nach vorne schieben. Bei der Wertung
,Manner Einzel“ sorgte Friedrich Semmler mit einer Zeit von 19:59 min. fir einen tollen 311. Platz von 2.186 gewer-
teten Teilnehmern und Michael Meier landete bei seinem ersten Lauf im respektablen Mittelfeld.

Den sportlichen Abend lie® man diesmal standesgemaf beim Essen in einem Erfurter Lokal ausklingen, die verlore-
nen Kalorien mussten schlieBlich wieder zugefuhrt werden! Und alle waren sich einig - néchstes Jahr sind wir wieder
dabei, vielleicht mit weiterer Verstarkung durch Dozenten und Lehrgangsteilnehmer, Nebgrdem gesundh%tlichen
Effekt und der Teambildung unterstiitzte die TVS durch die Teilnahme am Unternehmenslauf indirekt auch soziale
Projekte; ein Teil der Einnahmen des Veranstalters ging an Sportvereine und an die Thiringer Kinderkrebshilfe.

Allen, die an dieser super Teamleistung mitgewirkt haben, auf diesem Wege nochmals herzlichen Dank!

Das TVS-Team beim Erfurter Unterneh-
menslauf 2014 (v. links):

\ Michael Meier, Doris Bruckner, Marita
Romstedt, Claudia Weise, Alexandra
Renft, Katrin Gerhardt, Viktoria Seidl,
Heike Graf, Friedrich Semmler, Emily
Péppich, Verena Pdppich und Monika
Péppich.
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B INFO-ECKE
LEHRBUCHREIHE DER TVS

L9 Staatsrecht 20 €
L2 Verfassung des Freistaates Thiiringen 18 €
L3 Einflhrung in das Recht aufiage 2013 23 €
L4 Birgerliches Recht 23 €
L5 Allgemeines Verwaltungsrecht Aufiage 2014 23 €
L6 Kommunalrecht (erscheint demnachsi) 23 €
L8 Beamtenrecht 20 €
L9 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen aufiage 2013 23 €
L10 Soziale Sicherung (erscheint demnschst) 23 €
L 11 Offentliches Baurecht 23 €
L12 Allgemeines Ordnungs- und Polizeirecht

(einschl. Ordnungswidrigkeiten-,

Pass- u. Melderecht) aufiage 2013 23 €
L q&) Gewerberecht 23 €
L14 Organisation, Fuhrung, Verwaltungstechnik 20 €
L15 Tarifrecht im offentlichen Dienst Aufiage 2014 20€
L16 Betriebswirtschaftslehre in der offentl. Verwaltung 32€
LAl Volkswirtschaft 20 €
S3 Aufsichts- und Prifungsarbeiten

(Band 4, 2013) 15 €

Ihre Bestellung richten Sie bitte-an Frau Gerhardt,
Tel. 03643 207-134.

Weitere Informationen unter: WWW.tvs-weimar.de

Sehtusstioht

,Zeit haben nur diejenigen, die es zu n
gebracht haben. Und damit haben sie es
gebracht als alle ande

Giovanni Gu

italienischer Jow

Karikaturist und Schriftsteller, 19

u. a. Autor der Geschichten von ,,Don Camillo und

Ihre Ansprechpartner:

Ausbildung
Verwaltungsfachangestellte/

Fachangestelite fiir Bliirokommunikation/
Kaufleute fur Biiromanagement

Frau Kriiger (VFA) 03643 207-135
Frau Renft (VFA) 03643 207-114
Frau Seidl (VFA) 03643 207-124
Frau Schréber  (VFA) 03643 207-148
Frau Thiers (FAB, KBiM) 03643 207-111

Beamtenanwarter mittlerer Dienst
Frau Kdmmer 03643 207-133

Fortbildung

Verwaltungsfachangestellte/r extern (FL I)
Verkehrsiiberwachung

Frau Thiers 03643 207-111

Verwaltungsfachwirt/in (FL II)
Frau Kdmmer
Frau Schroéber

03643 207-133
03643 207-148

Betriebswirtschaftliche Lehrgédnge:
Betriebswirt/in - Public Management (TVS),

Kommunale/r Finanzbuchhalter/in,
Kommunale/r Bilanzbuchhalter/in,
Controller/in, Personalmanager/in (TVS),
Projektmanager/in (TVS), Kosten- u. Leis-
tungsrechnung-Speziallehrgang;
Dozentenseminare

Frau Romstedt (SG-Leiterin) 03643 207-137

Ausbildung der Ausbilder (AdA-Lehrgange)
Frau Romstedt (SG-Leiterin) 03643 207-137

Fachbezogene Kurzseminare

Frau Sambale 03643 207-136

Priufungsangelegenheiten
Frau Franke (SG-Leiterin)

Frau Anger-Schneider
Frau Blathner
Frau Glanz

03643 207-138
03643 207-139
03643 207-131
03643 207-121

Bestellung Lehrbiicher

Frau Gerhardt 03643 207-134

Abrechnung der Lehrgangsgebiihren
Frau Graf 03643 207-145
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	Figure
	Ab jetzt Regierungs­sekretäre - der In­nenminister ernennt die Nachwuchskräf­te höchstpersönlich. 
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	ren und ausführen. Die Ausbildung der Thüringer Beamtenanwärter habe sich in den letzten 20 Jahren bewährt. 
	Eine qualifizierte Ausbildung dürfe nicht zur Disposition stehen. Mit der Überreichung der Zeugnisse würden die 
	Anwärterinnen und Anwärter nun für ihren Fleiß und ihre Bemühungen belohnt. Sie stünden jetzt am Beginn ihres Berufslebens – und hier warten viele spannende Aufgaben – jeder Einzelne werde gebraucht! 
	Zu der Festveranstaltung hatte die Thü­ringer Verwaltungsschule, vertreten durch die Vorsitzende des Verwaltungsrates, Frau Ministerialdirigentin Rita Hartmann, und den stellvertretenden Direktor der Schule, Herrn Erich Bruckner, geladen. Mit großer Freude konnten die Gastgeber den Thüringer Innenminister in Weimar begrüßen, auch deshalb, weil Jörg Gei­bert bereits in früheren Jahren als Mitglied des Verwaltungsrates der Thüringer Ver­waltungsschule die Belange der Einrich­tung mit diplomatischem Geschick u
	Figure
	Der stellvertretende Direktor betonte in seiner Eingangsrede unter anderem auch die Bedeutung einer guten Ausbildung. Der Rechtsstaat stehe nicht nur im Grund­gesetz und in der Thüringer Verfassung, 
	sondern finde sich gerade auch in seiner 
	praktischen Umsetzung dann im Arbeits­einsatz als wichtige Grundlage für die kon­sequente und richtige Rechtsanwendung wieder. Erich Bruckner erinnerte sich un­ter anderem auch an die erste Zeugnisfei­er der Beamten des mittleren Dienstes im 
	Figure
	Oben: Regina Blüthner, Sachbearbeiterin Prüfungsangelegenheiten, und stellv. Di­rektor Erich Bruckner zusammen mit der Verwaltungsratsvorsitzenden der TVS, Frau Ministerialdirigentin Rita Hartmann. Links: Das Musikduo Sophie de Vries, das die 
	Oben: Regina Blüthner, Sachbearbeiterin Prüfungsangelegenheiten, und stellv. Di­rektor Erich Bruckner zusammen mit der Verwaltungsratsvorsitzenden der TVS, Frau Ministerialdirigentin Rita Hartmann. Links: Das Musikduo Sophie de Vries, das die 
	Veranstaltung mit flotten Songs musikalisch umrahmte. 


	Figure
	Jahre 1993, bei der eben­falls der Thü­ringer Innen­minister an­wesend war. 
	Figure
	Auch der Vi­zepräsident des Thüringer Landesverwaltungsamtes, Dr. Klaus Bär, der Leiter der Abteilung 3 der Landespolizeidi­rektion, Rudolf-Hermann Huhn, sowie Axel Apel-Geßner von der Stadtverwaltung Erfurt waren neben weiteren Ver­tretern der Ausbildungsbehörden erschienen, um den 28 staatlichen und 4 kommunalen Beamtenanwärterinnen und -anwärtern zum erfolgreichen Abschluss der Ausbildung zu gratulieren. 
	Ausbildung ▪ Fortbildung INFO
	So erhielten 21 junge Frauen und Männer im Anschluss an die Zeugnisüberreichung ihre Ernennungsurkunden für die künftige Tätigkeit beim Thüringer Landesverwaltungsamt bzw. bei der Landespolizeidirektion. Auch die Stadt­verwaltung Erfurt nutzte die Gelegenheit und überreichte ihren drei Anwärterinnen im Rahmen der Festveranstal­tung die Ernennungsurkunden. 
	Die besten Ergebnisse bei der diesjährigen Laufbahnprüfung er­zielten: 
	Silke Hartmann, Thüringer Landesverwaltungsamt, Jo­
	sefin Müller, Saale-Orla-Kreis, 
	Sebastian Rätsch, Antje Linz, Christian Bergmann und Tim Liebergesell, alle Thüringer Landesverwaltungsamt. 
	Die Thüringer Verwaltungsschu­le bereitete seit 1992 insgesamt 831 Anwärter des mittleren nicht­technischen Dienstes auf die Laufbahnprüfung vor. Der Vorbe­reitungsdienst dauert zwei Jahre, wobei der Unterricht an der TVS von praxiserfahrenen haupt- und nebenamtlichen Dozentinnen und Dozenten übernommen wird. 
	Neben der praktischen Ausbildung in den Behörden werden die theoretischen Kenntnisse über insgesamt 1.500 Unterrichtsstunden in vier Fachlehrgängen vermittelt. Schwerpunkt der Ausbildung sind staatsrechtliche Grundla­gen, das allgemeine und besondere Verwaltungsrecht, das Bürgerliche Recht sowie die Grundlagen der öffentli­chen Finanzwirtschaft und der Verwaltungsbetriebswirtschaft. 
	Innenminister Jörg Geibert gratulierte zusammen mit der Vorsitzenden des Verwaltungsrates der TVS, Frau Ministerialdirigentin Rita Hartmann, und dem stellv. Direktor der Schule, Erich Bruckner, zu den  guten Prüfungsergebnissen. 
	Foto: Marcus Scheidel 
	Das Zeugnis direkt aus den Händen des Innenministers - die künftigen Beamten des Freistaates freuten sich über diesen würdigen Abschluss ihres zweijährigen Vorbreitungsdienstes. Neben zwölf Lehrgangsarbeiten an der TVS waren auch noch Belegarbeiten während der Behörden­praktika und sechs schriftliche und eine praktische Prüfungsaufgabe zu bewältigen. So wurden aus den Beamtenanwärtern Verwaltungswirte. 
	Ausbildung ▪ Fortbildung INFO 
	Die Lehrgangssprecher der beiden Gruppen blickten auf die vergangenen zwei Jahre zu­rück. Schnell verging die Zeit von der „Einschulung“ am 20. August 2012 bis zum Tag der Zeugnisüberreichung, so Christian Gast, Gruppe mD 41. „Die Zeit war geprägt von Höhen und Tiefen, aber wir hatten das eine oder andere Mal auch mächtig Spaß!“. Außerdem machte er darauf aufmerksam, dass die Prüfung während der gewonnenen Fußball-Welt­meisterschaft stattfand, so würde sie wohl für alle Zeit im Gedächtnis bleiben. Sein Dank
	Christian Gast, Lehrgangssprecher mD 41 
	gewesen! 
	Foto: Marcus Scheidel 
	Der Freistaat Thüringen übernahm 21 seiner 28 Anwärter in den Verwaltungsdienst. Die Ernennung erfolgte zusammen mit dem Vizepräsiden­ten des Landesverwaltungsamtes, Dr. Klaus Bär, und dem Leiter der Abteilung 3 der Landespolizeidirektion, Rudolf-Hermann Huhn, gleich im Anschluss an die Zeugnisüberreichung. 
	Der Freistaat Thüringen übernahm 21 seiner 28 Anwärter in den Verwaltungsdienst. Die Ernennung erfolgte zusammen mit dem Vizepräsiden­ten des Landesverwaltungsamtes, Dr. Klaus Bär, und dem Leiter der Abteilung 3 der Landespolizeidirektion, Rudolf-Hermann Huhn, gleich im Anschluss an die Zeugnisüberreichung. 


	Dennis Ruthenberg, Lehrgangssprecher mD 42 
	Strahlende Gesichter - die Verwaltungssekretäre und -sekretärinnen freuen sich auf ihre künftige Tätigkeit im Dienste des Freistaates Thüringen. 
	Ausbildung ▪ Fortbildung INFO
	Figure
	Auch die drei Beamtinnen der Stadtverwaltung Erfurt erhielten ihre Ernennungsurkunden. Ordnungsamtsleiter Axel Apel-Geßner und Frau Gäb­ler vom Personalamt der Stadt nutzen die Gelegenheit und übernahmen ihre künftigen Außendienstkräfte unter den Augen des Thüringer Innen­ministers Jörg Geibert gleich an Ort und Stelle in den Dienst. Foto: Marcus Scheidel 
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	Lehrbuch Tarifrecht im öffentlichen Dienst druckfrisch ge­liefert 
	Lehrbuch Tarifrecht im öffentlichen Dienst druckfrisch ge­liefert 
	(db) Das Lehrbuch der Thüringer Verwaltungsschule „Tarifrecht im öffentli­chen Dienst einschließlich Arbeitsrecht“, L15, ist neu erschienen. Mit dem Rechtsstand Mai 2014 bietet es auf insgesamt 259 Seiten in bewährter Weise einen ausführlichen und praxistauglichen Einblick in das allgemeine Arbeits­recht und die tarifrechtlichen Vorgaben des TVöD und TV-L. 
	Die beiden Autoren Heinz-Peter Bergauer und Steffen Linnert behandeln ein­prägsam und verständlich das Individualarbeitsrecht von der Anbahnung und Begründung des Arbeitsverhältnisses bis hin zu dessen Beendigung, das Ar­beitsschutzrecht, das kollektive Arbeitsrecht sowie die Arbeitsgerichtsbarkeit. An den Bedürfnissen der Praxis orientiert, nimmt das individuelle Arbeitsrecht in Kapitel zwei den größten Anteil ein, allein das Thema Entgelt erstreckt sich über gut 50 Seiten. 
	Zahlreiche Beispiele, Zusammenfassungen und Kontrollfragen runden das Werk ab und veranschaulichen den Inhalt sehr praxisnah. Das Lehrbuch ist bei Langzeitlehrgängen Teil des zur Verfügung gestellten Unterrichtsmateri­als, kann jedoch auch bei der TVS, Frau Gerhardt, Tel. 03643 207-134, zu einem Preis von 20,-- Euro bestellt werden. 
	Figure
	Neue Kurzseminare (Auswahl) Grundlagen und Durchführung der Gebührenkalkulation für Kindertages­einrichtungen 23.10.2014 Kosten- und Leistungsrechnung in gemeindlichen Bauhöfen 23. - 24.09.2014 Personalressourcen erkennen und entwickeln - Aufbauseminar 16.09.2014 Wie führe ich als Ausbilder/in Auszubildende an die Gesprächsführung mit dem Bürger her­an? Methodenseminar für Ausbilder/innen 29.09.2014 Ja, ich will - Karrieretraining für Frauen 17. - 18.11.2014 Bürgerbeteiligung auf kommunaler Ebene 13.11.2014
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	Fachliches. 
	Fachliches. 
	Die Rechtsprechung (Judikative) -wer entscheidet bei Rechtsstreitigkeiten? 
	Die Rechtsprechung (Judikative) -wer entscheidet bei Rechtsstreitigkeiten? 
	Aufsatz von Erich Bruckner, stellvertretender Direktor und hauptamtlicher Dozent der Thüringer Ver­waltungsschule
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	1. Nationale Gerichte 
	1. Nationale Gerichte 
	Das Grundgesetz bestimmt dazu in Art. 92, dass die rechtsprechende Gewalt den Richtern anvertraut ist und dass sie durch das Bundesverfassungsgericht durch die im Grundgesetz vorgesehenen Bundesgerichte und durch die Gerichte der Länder ausgeübt wird. Art. 95 Abs. 1 GG zählt die fünf Gerichtszweige auf, die es neben der Ver­fassungsgerichtsbarkeit gibt und bestimmt, welcher oberste Gerichtshof des Bundes an der Spitze der jeweiligen Gerichtsbarkeit steht. 
	Nach Art. 20 Abs. 3 GG ist die Rechtsprechung (nur) an Gesetz und Recht gebunden (vgl. auch Art. 97 Abs. 1 GG, Art. 86 Abs. 2 Thüringer Verfassung, wonach die Richter unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen sind). Ge­richte sind keine "Behörden“ im Sinne der Verwaltungsverfahrensgesetze und Richter sind keine "Beamte“, sondern eben „Richter“. 
	Um sicherzustellen, dass Bundesrecht in der Bundesrepublik Deutschland einheitlich ausgelegt wird, hat sich der Bund die Einrichtung der Bundesgerichte vorbehalten. ln der Regel befassen sich diese Gerichte mit dem Rechts­
	mittel der Revision. 
	mittel der Revision. 
	mittel der Revision. 

	Ordentliche Gerichtsbarkeit: 
	Ordentliche Gerichtsbarkeit: 
	Bundesgerichtshof 
	Sitz: Karlsruhe (§ 123 GVG) 

	Verwaltungsgerichtsbarkeit:  
	Verwaltungsgerichtsbarkeit:  
	Bundesverwaltungsgericht 
	Sitz: Leipzig (§ 2 VwGO) 

	Finanzgerichtsbarkeit: 
	Finanzgerichtsbarkeit: 
	Bundesfinanzhof 
	Sitz: München (§ 2 FGO) 

	Arbeitsgerichtsbarkeit: 
	Arbeitsgerichtsbarkeit: 
	Bundesarbeitsgericht 
	Sitz: Erfurt (§ 40 Abs. 1 ArbGG) 

	Sozialgerichtsbarkeit: 
	Sozialgerichtsbarkeit: 
	Bundessozialgericht 
	Sitz: Kassel (§ 38 Abs. 1 SGG)  


	§ 12 GVG schreibt vor, dass die ordentliche Gerichtsbarkeit durch Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandesgerichte 
	Die Länder sind zuständig für die Einrichtung der ers­ten Instanz (Klageinstanz) und zweiten Instanz (Be­rufungsinstanz), (vgl. Art. 47 Abs. 3, 86 Abs. 1 Thür-Verf). Die Organisation der Gerichte ergibt sich im Einzelnen aus dem Gerichtsverfassungsgesetz, den einzelnen Prozessordnungen und den dazu ergange­nen Ausführungsgesetzen der Länder. 

	2. Ordentliche Gerichtsbarkeit 
	2. Ordentliche Gerichtsbarkeit 
	und durch den Bundesgerichtshof (den obersten Gerichtshof des Bundes für das Gebiet der ordentlichen Gerichts­barkeit) ausgeübt wird. Nach § 13 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) gehören vor die ordentlichen Gerichte vorbehaltlich der Zuständigkeit anderer Gerichte die Zivilsachen und die Strafsachen. Zivilsachen sind, wie sich aus § 13 GVG ergibt:
	 •
	 •
	 •
	 die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, 

	•
	•
	 die Familiensachen und 

	•
	•
	 die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


	Beispiele für „bürgerliche Rechtsstreitigkeiten“ findet man in § 23 GVG und § 2 ArbGG. Was zu den „Familiensachen“ 
	gehört, ergibt sich aus §§ 111 und 112 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen­heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). Das Amtsgericht erledigt diese in ausschließlicher Zuständigkeit als Familiengericht (§ 23a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 GVG). Familiensachen sind z. B. Ehesachen, Adoptionssachen und Unterhaltssachen. ln § 23 a Abs. 2 GVG sind die „Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ aufgezählt. 
	siehe Lehrbuch Bruckner/Linhart, Einführung in das Recht, Stand Januar 2013 
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	Dazu gehören u. a. Betreuungssachen, Nachlasssachen, Registersachen und Grundbuchsachen. Diese Sachen erledigt das Amtsgericht als Betreuungsgericht, Nachlassgericht, Registergericht und Grundbuchamt. ln Familien­sachen und den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gibt es keine „Parteien“, sondern „Beteiligte“. Das Verfahren wird entweder auf Antrag oder von Amts wegen eingeleitet (§§ 23, 24 FamFG). Nach § 26 FamFG hat das Gericht von Amts wegen die zur Feststellung der entscheidungserheblichen 

	3. Verwaltungsgerichtsbarkeit 
	3. Verwaltungsgerichtsbarkeit 
	ln §§ 1, 2 VwGO wird bestimmt, 
	•.
	•.
	•.
	 dass die Verwaltungsgerichtsbarkeit durch unabhängige, von den Verwaltungsbehörden getrennte Gerichte ausgeübt wird, 

	•. 
	•. 
	dass die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit in den Ländern die Verwaltungsgerichte und je ein Oberverwal­tungsgericht sind, 

	•.
	•.
	 dass das Gericht der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Bund das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig ist. 


	Nach § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO ist der Verwaltungsrechtsweg in allen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nicht-verfassungsrechtlicher Art gegeben, soweit die Streitigkeiten nicht durch Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrücklich zugewiesen sind. Unter den ..“soweit“ -Satz fällt insbesondere die Zuweisung öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten an die „besonderen Verwaltungsgerichte“ (Finanzgerichte, Sozialgerichte). 

	4. Finanzgerichtsbarkeit 
	4. Finanzgerichtsbarkeit 
	Nach §§ 1, 2 FGO wird die Finanzgerichtsbarkeit durch unabhängige, von den Verwaltungsbehörden getrennte, be­sondere Verwaltungsgerichte ausgeübt; Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit sind in den Ländern die Finanzgerichte 
	als obere Landesgerichte und im Bund der Bundesfinanzhof mit dem Sitz in München. 
	ln § 33 der FGO sind verschiedene Streitigkeiten aufgezählt, in denen der Finanzrechtsweg gegeben ist. Die größte praktische Bedeutung hat § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO; danach ist der Finanzrechtsweg gegeben in öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über Abgabenangelegenheiten, soweit die Abgaben der Gesetzgebung des Bundes unterliegen und 
	durch Bundesfinanzbehörden oder Landesfinanzbehörden verwaltet werden. 

	5. Arbeitsgerichtsbarkeit 
	5. Arbeitsgerichtsbarkeit 
	Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen wird durch die Arbeitsgerichte, die Landesarbeitsgerichte und das Bundesar­beitsgericht ausgeübt (§ 1 ArbGG). Nach § 14 Abs. 1, § 33 ArbGG werden die Arbeitsgerichte und die Landesar­beitsgerichte in den Ländern errichtet. Das Bundesarbeitsgericht hat seinen Sitz in Erfurt (§ 40 Abs. 1 ArbGG, s. auch Steckbrief auf Seite 28, Anm. d. Red.). 
	In § 2 und § 2a ArbGG sind verschiedene Rechtsstreitigkeiten aufgezählt, in denen der Weg zu den Gerichten für Arbeitssachen gegeben ist. Die größte praktische Bedeutung haben die Nummern 1 und 3 des § 2 Abs. 1 ArbGG so­wie die Nummer 1 des § 2a Abs. 1 ArbGG; danach sind die Gerichte für Arbeitssachen ausschließlich zuständig für 
	•.
	•.
	•.
	 bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien oder zwischen diesen und Dritten aus Tarifverträgen oder über das Bestehen oder Nichtbestehen von Tarifverträgen; 

	•. 
	•. 
	•. 
	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern 

	-
	-
	-
	 aus dem Arbeitsverhältnis, 

	-
	-
	 über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Arbeitsverhältnisses, 

	-
	-
	 aus Verhandlungen über die Eingehung eines Arbeitsverhältnisses und aus dessen Nachwirkungen, 

	-
	-
	 aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeitsverhältnis im Zusammenhang stehen, 



	•. 
	•. 
	Angelegenheiten aus dem Betriebsverfassungsgesetz. 
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	6. Sozialgerichtsbarkeit 
	6. Sozialgerichtsbarkeit 
	Nach §§ 1, 2 SGG wird die Sozialgerichtsbarkeit durch unabhängige, von den Verwaltungsbehörden getrennte. be­sondere Verwaltungsgerichte ausgeübt; Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit sind in den Ländern die Sozialgerichte und die Landessozialgerichte, im Bund ist es das Bundessozialgericht, das nach § 38 Abs. 1 SGG seinen Sitz in Kassel hat. 
	ln § 51 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) sind enumerativ verschiedene Streitigkeiten aufgezählt, in denen der Weg zu den Sozialgerichten gegeben ist. Die größte praktische Bedeutung hat Absatz 1 der Vorschrift; danach entscheiden die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten u. a. 
	•.
	•.
	•.
	 in Angelegenheiten der gesetzlichen Rentenversicherung (SGB VI), 

	•.
	•.
	 in Angelegenheiten der gesetzlichen Krankenversicherung (SGB V), der sozialen Pflegeversicherung (SGB XI) und der privaten Pflegeversicherung, 

	•. 
	•. 
	in Angelegenheiten der gesetzlichen Unfallversicherung (SGB VII), 

	•.
	•.
	 in Angelegenheiten der Arbeitsförderung (SGB Ill) einschließlich der übrigen Aufgaben der Bundesagentur für Arbeit, 

	•.
	•.
	 in sonstigen Angelegenheiten der Sozialversicherung, 

	•.
	•.
	 in Angelegenheiten der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB lI), der Sozialhilfe (SGB XII) und des Asylbewerberleistungsgesetzes, 
	-


	•.
	•.
	 bei der Feststellung von Behinderungen und ihrem Grad sowie weiterer gesundheitlicher Merkmale, ferner der 


	Ausstellung, Verlängerung, Berichtigung und Einziehung von Ausweisen nach § 69 SGB IX. 

	7. Verfassungsgerichtsbarkeit 
	7. Verfassungsgerichtsbarkeit 
	7.1 Verfassungsgerichtsbarkeit des Bundes 
	7.1 Verfassungsgerichtsbarkeit des Bundes 
	Zu den die rechtsprechende Gewalt ausübenden Gerichten des Bundes gehört nach Art. 92 GG in erster Linie das Bundesverfassungsgericht. Es ist nach § 1 Abs. 1 und 2, § 2 Abs. 1 BVerfGG ein allen übrigen Verfassungsorganen gegenüber selbstständiger und unabhängiger Gerichtshof des Bundes mit Sitz in Karlsruhe und besteht aus zwei Senaten. 
	ln Art. 93 GG und § 13 BVerfGG sind die Fälle aufgezählt, in denen das Bundesverfassungsgericht entscheidet. Die größte praktische Bedeutung haben die in Art. 93 Abs. 1 Nrn. 2 und 4a GG genannten Fälle; danach entscheidet das Bundesverfassungsgericht 
	•. bei Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln über die förmliche und sachliche Vereinbarkeit von Bundesrecht
	Antrag der Bundesregierung, einer Landesregierung oder eines 
	Drittels der Mitglieder des Bundestages (sog. „abstrakte Nor­
	menkontrolle“), 
	•. über Verfassungsbeschwerden, die von jedermann mit der Be­  hauptung erhoben werden können, durch die öffentliche Gewalt   in einem seiner Grundrechte oder in einem seiner in Artikel 20 Abs. 4, Art. 33, 38, 101, 103 und 104 GG enthaltenen Recht verletzt zu sein. 
	  oder Landesrecht mit dem Grundgesetz oder die Vereinbarkeit von Landesrecht mit sonstigem Bundesrecht auf 

	7.2 Verfassungsgerichtsbarkeit des Freistaats Thüringen 
	7.2 Verfassungsgerichtsbarkeit des Freistaats Thüringen 
	ln Art. 80 Thüringer Verfassung und § 11 ThürVerfGHG sind die Fälle aufgezählt, in denen der Thüringer Verfas­sungsrichtshof entscheidet. Die größte praktische Bedeutung haben die in Art. 80 Abs. 1 Nr. 1 und Art. 80 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 Thüringer Verfassung genannten Fälle; danach entscheidet der Thüringer Verfassungsgerichtshof 
	•.
	•.
	•.
	 über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen nach Art. 80 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 Thüringer Verfassung, 

	•.
	•.
	 über die Verfassungsbeschwerde von jedermann nach Art. 80 Abs. 1 Nr. 1 Thüringer Verfassung. 
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	8. Gerichtshof der Europäischen Union 
	8. Gerichtshof der Europäischen Union 
	Zu den in Art. 13 Abs. 1 Satz 2 EUVaufgezählten Organen der Europäischen Union gehört als rechtsprechendes Organ der Gerichtshof der Europäischen Union. Er hat seinen Sitz in Luxemburg (vgl. Art. 341 AEUV) und umfasst nach Art. 19 Abs. 1 Satz 1 EUV 
	2 
	3

	•
	•
	•
	 den Gerichtshof, der nach Absatz 2 Satz 1 der Vorschrift aus einem Richter je Mitgliedstaat besteht, 

	•
	•
	 das Gericht, das nach Absatz 2 Satz 3 der Vorschrift aus mindestens einem Richter je Mitgliedstaat besteht, 

	• 
	• 
	die Fachgerichte. 


	Nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2 EUV sichert der Gerichtshof der Europäischen Union die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung der Verträge. Er entscheidet nach Maßgabe der Verträge über Klagen eines Mitglied­staats, eines Organs oder natürlicher oder juristischer Personen und außerdem im Wege der Vorabentscheidung auf Antrag der einzelstaatlichen Gerichte über die Auslegung des Unionsrechts oder über die Gültigkeit der Hand­lungen der Organe (Art. 19 Abs. 3 EUV). 
	Das Nähere über den Gerichtshof der Europäischen Union regeln Art. 251 bis 281 AEUV. Von den dort vorgese­henen Verfahrensarten haben das Vertragsverletzungsverfahren und das Vorabentscheidungsverfahren (vgl. Art. 258 ff. und Art. 267 AEUV) besondere praktische Bedeutung. Zu einem Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 258 AEUV kann es kommen, wenn ein Unionsbürger der Kommission seine Auffassung mitteilt, dass sein Heimat­
	staat gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen habe. Falls sich die Kommission dieser Auffassung 
	anschließt, gibt sie nach Anhörung des Heimatstaates eine mit Gründen versehene Stellungnahme zu der von ihr angenommenen Vertragsverletzung ab. Kommt der Heimatstaat dieser Stellungnahme innerhalb der ihm von der Kommission gesetzten Frist nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen. 
	In einem Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 267 AEUV geht es um die verbindliche Antwort auf Auslegungs­fragen, die ein Gericht eines Mitgliedstaates an den Gerichtshof der Europäischen Union stellt. 

	9. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
	9. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
	Der vorstehend behandelte Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) wird häufig mit dem Europäischen Ge­richtshof für Menschenrechte (EGMR) verwechselt. Der Letztere ist kein Organ der EU, sondern eine vom Europa­rat ins Leben gerufene Institution mit dem Sitz in Straßburg. 
	Der Kreis der Mitgliedstaaten der EU ist nicht deckungsgleich mit dem Kreis der Mitgliedstaaten des Europarats. Anders als der EU gehören dem Europarat z. B. auch die Schweiz, die Russische Föderation, die Ukraine und die Türkei an. Am 4. November 1950 haben die damaligen Mitglieder des Europarats die Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) unterzeichnet. Nach Art. 19 Satz 1 EMRK wurde der Europäi­sche Gerichtshof für Menschenrechte errichtet, „um die Einhaltung der von den Vertr
	on übernommenen Verpflichtungen sicherzustellen“, also die Verpflichtung zur Achtung der Menschenrechte nach 
	Maßgabe von Art. 2 bis 18 der Konvention. Nach Art. 20 EMRK entspricht die Zahl der Richter des Gerichtshofes derjenigen der Vertragsparteien. Die Wahl der Richter ist in Art. 22 EMRK geregelt. Der Gerichtshof tagt nach Art. 27 Abs. 1 EMRK in Ausschüssen mit drei Richtern, in Kammern mit sieben Richtern (den sog „Kleinen Kammern“) und in einer Großen Kammer mit siebzehn Richtern. Die Urteile der "Kleinen Kammern“ sind zunächst nicht endgültig, können es aber nach Maßgabe des Art. 44 Abs. 2 EMRK werden. Das 
	haben sich die Vertragsparteien verpflichtet, in allen Rechtssachen, in denen sie Partei sind, das endgültige Urteil 
	des Gerichtshofes (Art. 44 EMRK) zu befolgen. 
	Vertrag über die Europäische Union Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
	2
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	Die „neue“ ThürBO vom 13. März 2014 ist nach ihrer Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt2, bis auf wenige Ausnahmen am 29. März 2014 in Kraft getreten. Auch die Vollzugsbekanntmachung zur ThürBO (VollzBekThürBO) wurde neu ge­. Die Thüringer Bauordnung 2014 – was ist neu? Ein Überblick von Doris Bruckner, hauptamtliche Dozentin an der Thüringer Verwaltungsschule 
	Nach zehn Jahren hat der Thüringer Gesetzgeber die ThürBO neu erlassen. Damit löst die ThürBO in der Fas­sung 2014 die ThürBO 2004 ab. Die damals grundlegen­den Änderungen haben sich in der Praxis grundsätzlich bewährt, allerdings wurden nun bestimmte Vorschriften konkretisiert, an die Erfahrungen der Praxis angepasst und einige weitere Erleichterungen aufgenommen. Nach der Begründung zum Gesetzentwurf sah man vom Erlass eines Änderungsgesetzes ab, da die im Jahr 2004 einge­leiteten Änderungen des Systems b
	1

	fasst und neue Formblätter für das bauaufsichtliche Verfahren eingeführt
	3
	4

	Diese Übersicht soll die wichtigsten Änderungen gegenüber den bisherigen Regelungen im Überblick darstellen. Einige für die Aus- und Fortbildung weniger relevante Punkte werden zugunsten der Übersichtlichkeit weggelassen. Die Abkürzung ThürBO bezieht sich jeweils auf die Thüringer Bauordnung in der Fassung vom 13. März 2014, zi­tierte Vorschriften der ThürBO 2004 sind entsprechend gekennzeichnet. 
	1. Materiell-rechtliche Neuerungen 
	1. Materiell-rechtliche Neuerungen 
	1.1 Einordnung in Gebäudeklassen (§ 2 Abs. 3 ThürBO) 
	1.1 Einordnung in Gebäudeklassen (§ 2 Abs. 3 ThürBO) 
	Die für die Einordnung von Gebäuden in Gebäudeklassen maßgebliche Höhe ist jetzt das Maß der Fußbodeno­berkante des höchstgelegenen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich und zulässig ist, über der Gelän­
	deoberfläche im Mittel (§ 2 Abs. 3 Satz 2 ThürBO). Damit passt die Regelung gegenüber des bisherigen § 2 Abs. 
	3 Satz 2 ThürBO 2004 auch für Gebäude, bei denen ein Anleitern durch die Feuerwehr nicht vorgesehen ist. Eine Änderung der Gebäudeklasse kann auch nicht durch punktuelle Aufschüttung erreicht werden. Entscheidend ist die Geländeoberfläche im Mittel nach Fertigstellung des Bauvorhabens. Maßgeblich für die Ermittlung der relevanten Fußbodenoberkante ist, ob nach den Bauvorlagen eine Nutzung als Aufenthaltsraum im höchst gelegenen Ge­schoss nach Rechtsvorschrift zulässig und nach Bauvorlagen vorgesehen ist. Is
	5
	6

	    3.4.2014 (ThürStAnz Nr. 17/2014 S. 452-474) 5  s. Ziff. 2.3.6 VollzBekThürBO 6  s. Ziff. 2.3.4 VollzBekThürBO 

	1.2 Sonderbauten (§ 2 Abs. 4 ThürBO) 
	1.2 Sonderbauten (§ 2 Abs. 4 ThürBO) 
	In § 2 Abs. 4 Nr. 3 ThürBO werden jetzt neben Wohngebäuden auch Garagen mit mehr als 1.600 mGrundfläche des Geschosses der größten Ausdehnung von der Einordnung als Sonderbau ausgenommen. 
	2 

	In § 2 Abs. 4 Nr. 7 b ThürBO werden Tribünen, die keine fliegenden Bauten sind und insgesamt mehr als 1.000 Be­sucher fassen, neu als Sonderbauten eingestuft, ebenso wie Gaststätten mit mehr als 1.000 Gastplätzen im Freien (§ 2 Abs. 4 Nr. 8 ThürBO). 
	Ausbildung ▪ Fortbildung INFO 
	Eine wesentliche Änderung des Katalogs der Sonderbauten stellt die Aufnahme des „Pflegewohnens“ in § 2 Abs. 4 Nr. 9 ThürBO dar. Dabei handelt es sich um Gebäude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreu­ung von Personen mit Pflegebedürftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt ist, wenn 
	die Nutzungseinheiten
	 ■
	 ■
	 ■
	 einzeln für mehr als sechs Personen oder

	 ■
	 ■
	 für Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt sind oder 


	■ einen gemeinsamen Rettungsweg haben und für insgesamt mehr als zwölf Personen bestimmt sind. Bei den Nutzungseinheiten im Sinne des § 2 Abs. 4 Nr. 9 ThürBO handelt es sich um solche, die von Anfang an 
	für eine solche Nutzung geschaffen werden. So wird z. B. eine Wohnung, in der ein pflegebedürftig gewordener Ehepartner weiter lebt, nicht zum Sonderbau, auch nicht, wenn zur Aufnahme des Pflegebedürftigen besondere Einrichtungen geschaffen werden. Pflegeheime in der herkömmlichen Form fallen unter § 2 Abs. 4 Nr. 11 ThürBO. 
	1  LT-Drucksache 5/5768 2  Nr. 3, S. 49 3  Bekanntmachung des Ministeriums für Bau, Landesentwicklung und Verkehr zum Vollzug der Thüringer Bauordnung vom 3.4.2014 (ThürStAnz Nr. 17/2014 S. 475-505) 4  Bekanntmachung über den Vollzug der Thüringer Bauordnung und der Verordnung über bautechnische Prüfungen; Einführung von Formblättern für das bauaufsichtliche Verfahren vom 

	1.3 Begriff der „Barrierefreiheit“ (§ 2 Abs. 9 ThürBO) 
	1.3 Begriff der „Barrierefreiheit“ (§ 2 Abs. 9 ThürBO) 
	Der Begriff „barrierefrei“ wurde in die Liste der Legaldefinitionen in § 2 Abs. 9 ThürBO aufgenommen. Demnach sind 
	bauliche Anlagen barrierefrei, soweit sie für Menschen mit Behinderung in der allgemein üblichen Weise, ohne be­sondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind. Der Begriff wurde aus dem Behindertengleichstellungsgesetz übernommen. Er geht über die Rollstuhlgeeignetheit hinaus. 
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	1.4 Barrierefreie Wohngebäude (§ 50 ThürBO) 
	1.4 Barrierefreie Wohngebäude (§ 50 ThürBO) 
	§ 50 Abs. 1 ThürBO ersetzt den bisherigen § 53 Abs. 1 ThürBO 2004. Wie bisher müssen in Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen die Wohnungen mindestens eines Geschosses barrierefrei erreichbar sein. Diese Verpflichtung kann jedoch jetzt auch durch eine entspre­chende Zahl barrierefrei erreichbarer Wohnungen in mehreren Geschossen erfüllt werden. 
	Die Barrierefreiheit für bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, muss nur noch in den Teilen erfüllt werden, die dem allgemeinen Besucher-und Benutzerverkehr (Benutzer sind z. B. Schüler in Schulgebäuden oder Studenten in der Universität) dienen. 
	Die Liste der öffentlich zugänglichen baulichen Anlagen in § 50 Abs. 2 Satz 2 ThürBO ist in der Nr. 5 um Gast- und Beherbergungsstätten erweitert. Für die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Räume und Anlagen genügt es, wenn sie in dem erforderlichen Umfang barrierefrei sind (§ 50 Abs. 2 Satz 3 ThürBO). 
	Figure

	1.5 Sprachmodule in Aufzügen (§ 39 ThürBO) 
	1.5 Sprachmodule in Aufzügen (§ 39 ThürBO) 
	Die in den Gebäuden mit einer Höhe von mehr als 13 m (Ermittlung der Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 ThürBO) vor­geschriebenen Aufzüge müssen nun mit Sprachmodulen ausgerüstet sein. 
	1.6 Abstandsflächen (§ 6 ThürBO) 
	a) Abstandsflächen vor den Außenwänden von Gebäuden richten sich im unbeplanten Innenbereich i. S. des § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB nun nach der umgebenden Bebauung (§ 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 ThürBO). Es gilt also das 
	bauplanungsrechtliche Einfügegebot. Maßgeblich ist somit grundsätzlich in diesem Fall die Grundstücksfläche, die 
	überbaut werden soll. Diese muss sich nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB in die nähere Umgebung einfügen und bestimmt damit auch die notwendige Abstandsflächentiefe. Die Grenze der Zulässigkeit von geringen bzw. fehlen­den Abstandsflächen ergibt sich aus § 34 Abs. 1 Satz 2 BauGB, wonach gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
	gewahrt werden müssen.. b) Die Tiefe der Abstandsflächen kann durch städtebauliche Satzung oder örtliche Bauvorschrift (s. § 88 ThürBO) .größer oder kleiner zugelassen oder vorgeschrieben werden, als nach § 6 Abs. 5 Satz 1, 2 oder 3 ThürBO ermittelt. .
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	In der Satzung kann jedoch auch die Geltung des § 6 Abs. 5 Satz 1 bis 3 ThürBO angeordnet werden (§ 6 Abs. 5 .Satz 4 ThürBO). .c) In § 6 Abs. 6 ThürBO wird nunmehr klarstellend geregelt, dass bei Gebäuden an der Grundstücksgrenze die Sei­
	tenwände von Vorbauten und Dachaufbauten bei der Bemessung der Abstandsfläche außer Betracht bleiben, auch 
	wenn diese Vorbauten und Dachaufbauten nicht direkt an der Grundstücksgrenze errichtet werden. Damit ist es bei Grenzbauten ohne Bedeutung, wie weit diese Seitenwände von der Grundstücksgrenze entfernt sind. 
	Ausbildung ▪ Fortbildung INFO
	d) In § 6 Abs. 7 ThürBO wird nunmehr die nachträgliche Wärmedämmung sowie die nachträgliche Anbringung 
	von Solaranlagen an Außenwänden von Gebäuden abstandsflächenrechtlich privilegiert, d. h. diese Maßnahmen 
	an bestehenden Gebäuden bleiben außer Betracht, wenn sie eine Stärke von nicht mehr 25 cm aufweisen und mindestens 2,50 m von der Nachbargrenze zurückbleiben. Bei der Neuerrichtung von 
	Gebäuden müssen die „regulären“ Abstandsflächen eingehalten 
	werden.. e) Die maximal zulässige Gesamtlänge der Grenzbebauung bzw. grenznahen Bebauung im Sinne des § 6 Abs. 8 .ThürBO durch Garagen, Nebengebäude und gebäudeunabhängige Solaranlagen unter den in § 6 Abs. 8 Nr. 1 und .2 ThürBO genannten Voraussetzungen auf einem Grundstück wurde von 15 m auf 18 m angehoben. .
	1.7 Definition des Vollgeschosses (§ 92 Abs. 2 ThürBO) 
	Die Definition des Vollgeschosses ist weiterhin als Übergangsvorschrift geregelt, nun jedoch in § 92 Abs. 2 ThürBO. 
	Weggefallen ist die Sonderregelung für Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 und 2, so dass nun (wieder) eine 
	einheitliche Definition des Vollgeschosses für alle Gebäudearten gilt. 
	7 Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen v. 27. April 2002 (BGBl. I. S. 1467, 1468), zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes v. 19. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3024) 8  so in der Gesetzesbegründung zu § 6 ThürBO, LT-Drucksache 5/5768    

	1.8 Örtliche Bauvorschriften (§ 88 ThürBO) 
	1.8 Örtliche Bauvorschriften (§ 88 ThürBO) 
	Bei den Inhalten von örtlichen Bauvorschriften haben sich einige kleine Änderungen ergeben. In § 88 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO (vormals § 83 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 2004) wurde die Möglichkeit, die Nutzung von Vorgärten als Stell­
	platz für Kraftfahrzeuge, Arbeits- oder Lagerflächen zu untersagen, gestrichen. Grund hierfür 
	ist eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, welches eine solche Regelung als bodenrechtliche Vorschrift einstuft, die deshalb mit Instrumenten des Bauplanungsrechts zu erfolgen hat. 
	9

	In § 88 Abs. 1 Nr. 5 ThürBO (früher § 83 Abs. 1 Nr. 5 ThürBO 2004) bezüglich der Regelung von Abstandsflächen, die von § 6 ThürBO abweichen, wurden einige Textpassagen gestri­chen, die sich z. T. bereits aus anderen Vorschriften der ThürBO ergeben, bzw. jetzt in § 6 ThürBO geregelt sind. 
	9  v. 31. Mai 2005, Az. 4 B 14.05  

	1.9 Brandschutzvorschriften 
	1.9 Brandschutzvorschriften 
	a) Zweiter Rettungsweg (§ 33 ThürBO) 
	Gemäß § 33 Abs. 3 Satz 2 ThürBO (bisher § 31a Abs. 3 ThürBO 2004) ist nunmehr geregelt, dass auch bei Re­gelbauten und nicht nur bei Sonderbauten zu prüfen ist, ob als zweiter Rettungsweg die Rettung über Geräte der Feuerwehr möglich ist. Dies ist nur zulässig, wenn keine Bedenken wegen der Personenrettung bestehen. Kriterien können insbesondere die Personenzahl oder die Art der Nutzer sein. 
	b) Rauchwarnmelderpflicht (§ 48 Abs. 4 ThürBO)
	§ 48 Abs. 4 ThürBO beinhaltet einige Änderungen zur Raumwarnmelderpflicht (bisher § 46 Abs. 4 ThürBO 2004). Zum einen wurde klargestellt, dass die Pflicht zum Einbau von Rauchwarnmeldern dem Schutz von Leben und 
	Gesundheit, nicht dem Sachschutz dient, zum anderen handelt es sich bei dem laut Gesetz erforderlichen 1 Rauch­warnmelder pro Schlafraum, Kinderzimmer und Flur, über den Rettungswege von Aufenthaltsräumen führen, um eine Mindestzahl. Neu ist vor allem die Verpflichtung, alle Wohnungen, also auch die bestehenden, bis zum 31.12.2018 mit Rauch­warnmeldern nachzurüsten. 
	c) Weitere Vorschriften
	Einige Änderungen zum Brandschutz enthalten auch die §§ 29, 30 und 34 ThürBO, auf die an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden soll. 
	2. Verfahrensrechtliche Neuerungen 
	Die verfahrensrechtlichen Vorschriften sind in der ThürBO nun in den §§ 57 ff. geregelt. 
	2.1 Aufbau und Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden (§ 57 ThürBO) 
	Beim Aufbau der Bauaufsichtsbehörden hat sich materiell keine Änderung ergeben, jedoch ist der bisherige § 61 ThürBO 2004 nun in § 57 Abs. 2 und 3 ThürBO aufgegangen. So bestimmt nunmehr § 57 Abs. 2 ThürBO grund­
	Figure
	Figure
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	sätzlich die untere Bauaufsichtsbehörde als sachlich zuständige Behörde, das Selbst­eintrittsrecht der Fachaufsichtsbehörde fin­det sich nun in § 57 Abs. 3 ThürBO. 
	2.2 Aufgaben und Befugnisse der Bauauf­sichtsbehörden (§ 58 ThürBO) 
	Figure
	Der bisherige § 60 ThürBO 2004 wurde zu § 58 ThürBO, wobei der bereits seit längerem aufgehobene § 60 Abs. 1 ThürBO 2004 jetzt ganz entfallen ist und somit die bisherigen Absätze 2 bis 5 zu den Absätzen 1 bis 4 des § 58 ThürBO wurden. 
	2.3 Genehmigungsfreiheit – Pflicht zur Einhaltung des materiellen 
	Rechts (§ 59 ThürBO) 
	In § 59 Abs. 2 ThürBO ist klargestellt, dass die Baugenehmigungsfreiheit 
	nach den §§ 60, 61, 75 oder 76 ThürBO nicht auch von der Verpflichtung 
	zur Einhaltung der Anforderungen, die durch öffentlich-rechtliche Vor­schriften, insbesondere des Bauplanungsrechts, an Anlagen gestellt wer­den, befreit. Außerdem erfolgte eine Aktualisierung im Hinblick auf den Verweis auf das Hochbaustatistikgesetz. 
	2.4 Verfahrensfreie Vorhaben (§ 60 ThürBO) 
	Die Liste der verfahrensfreien Vorhaben (ehemals § 63 ThürBO 2004) wurde erweitert bzw. klargestellt. Hier sind die wichtigsten Neuerungen – nicht abschließend – dargestellt. 
	a) Verfahrensfrei sind nun auch Gebäude und Gewächshäuser, die einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung i. S. des § 35 Abs. 1 Nr. 2 BauGB dienen, sofern die in § 60 Abs. 1 Nr. 1 c und d ThürBO genannten Voraus­setzungen bezüglich Größe etc. eingehalten werden. 
	b) Ebenfalls verfahrensfrei sind weiterhin Terrassenüberdachungen - au­ßer im Außenbereich - mit einer Fläche bis zu 30 m und einer Tiefe (neu) bis zu 4 m (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 g ThürBO). 
	2

	c) Neu verfahrensfrei sind vor der Außenwand eines Gebäudes aus licht­durchlässigen Baustoffen errichtete unbeheizte Wintergärten mit nicht mehr als 20 mGrundfläche und 75 mumbauten Raum (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 h ThürBO). Die Privilegierung gilt nicht für „Wintergärten“, die Bestand­teil der Wohnung sind, also als normale Aufenthaltsräume dienen. Der Wintergarten im Sinne von § 60 Abs. 1 Nr. 1 h ThürBO stellt somit einen energetischen Puffer zwischen Wohnräumen und Außenluft dar. Zwischen Wintergarten und Gebäud
	2 
	3 

	Wand vorhanden, in der sich Glasflächen befinden. Ein „Wohnzimmer mit 
	Glaswänden" ist deshalb kein Wintergarten im Sinne dieser Vorschrift. d) Klargestellt wurde, dass Wochenendhäuser in genehmigten Wochen­
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	endhausgebieten unter bestimmten Voraussetzungen verfahrensfrei sind (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 j ThürBO). e) Die Verfahrensfreiheit von kleinen Windenergieanlagen bis zu 10 m 
	Höhe in § 60 Abs. 1 Nr. 3 c ThürBO ist jetzt im Außenbereich nur insoweit ausgeschlossen, als es sich um geschützte Teile von Natur und Land­schaft im Sinne des § 20 Abs. 2 BNatSchGoder des § 26 Abs.2 Thür­NatG handelt. 
	11 
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	10  Ziff. 60.1.1h VollzBekThürBO. 11  Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), .
	      zuletzt geändert durch Artikel 4 Absatz 100 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) 12 Thüringer Gesetz für Natur und Landschaft in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. August 2006 (GVBl. 2006
	 S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Oktober 2011 (GVBl. S. 273, 282) 
	Stichwort 
	Bauordnung 
	Das Bauordnungsrecht ist Teil des öffent­lichen Baurechts. Es regelt - vereinfacht ausgedrückt - wie gebaut werden darf und befasst sich in erster Linie mit dem einzel­nen Baugrundstück und -vorhaben unter sicherheitsrechtlichen Aspekten, wie z. B. Fragen des Brandschutzes, der Stand­sicherheit, des gesunden Wohnens, des Nachbarschutzes und der Erschließung. Zusätzlich sind in den Bauordnungen die Regelungen zum Baugenehmigungsver­fahren enthalten. Die Wurzeln des Bauordnungsrechts ge­hen auf den mittelalte
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	f) Nach § 60 Abs. 1 Nr. 7 b ThürBO dürfen nun auch Betriebe der gartenbaulichen Erzeugung im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 2 BauGB offene, sockellose Einfriedungen auf dem Betrieb dienenden Grundstücken verfahrensfrei errichten, sowie nach § 60 Abs. 1 Nr. 14 a verfahrensfrei unbefestigte Lager- und Abstellplätze für solche Betriebe errichten. 
	g) Außenwandverkleidungen einschließlich Maßnahmen der Wärmedämmung (ausgenom­men bei Hochhäusern), Verblendungen und Verputz baulicher Anlagen, sowie die Beda­chung einschließlich Maßnahmen der Wärmedämmung (ausgenommen bei Hochhäusern), sind nunmehr nach § 60 Abs. 1 Nr. 11 e und f ThürBO verfahrensfrei. Zur Bedachung gehört jedoch nicht die Dachkonstruktion (Dachstuhl). 
	h) Klarstellend wird in § 60 Abs. 1 Nr. 12 ThürBO bestimmt, dass die dort genannten Werbe­anlagen, sowie, soweit diese in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren Gestalt der Anlage, verfahrensfrei sind. In § 60 Abs. 1 Nr. 12 e ThürBO werden nunmehr Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren Sondergebieten mit einer Höhe bis zu 10 m verfahrensfrei gestellt, auch wenn sie nicht a
	i) Verfahrensfrei sind nun auch nicht der Land- oder Forstwirtschaft oder einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeu­gung dienende Lager- und Abstellplätze mit einer Fläche bis zu 100 m, allerdings nicht im Außenbereich (§ 60 Abs. 1 Nr. 14 b ThürBO), sowie nicht überdachte Stellplätze mit einer Fläche bis zu insgesamt 100 mje Grundstück (§ 60 Abs. 1 Nr. 14 c ThürBO). 
	2
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	j) § 60 Abs. 1 Nr. 15 a ThürBO stellt jetzt auch nicht überdachte Fahrradabstellanlagen mit einer Fläche bis zu ins­gesamt 100 m je Grundstück und überdachte Fahrradabstellanlagen mit einer Fläche bis zu insgesamt 40 m je Grundstück einschließlich deren Zufahrten verfahrensfrei. 
	2
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	k) Die verfahrensfreie Nutzungsänderung ist in § 60 Abs. 2 ThürBO geregelt. Neu aufgenommen ist lediglich die Klarstellung, dass keine anderen öffentlich-rechtlichen Anforderungen nach § 63 i. V. m. § 65 ThürBO in Betracht kommen dürfen. Maßstab ist also Bauplanungsrecht, Bauordnungsrecht, aufgedrängtes Fachrecht. 
	Auch solche Nutzungsänderungen sind verfahrenspflichtig, bei denen sich aus der neuen Nutzung Folgen für bautechnische Nachweispflichten nach § 65 ThürBO ergeben (z. B. durch andere Anforderungen an die Standsi­cherheit). 
	2.5 Abbruch von Gebäuden (§ 60 Abs. 3 ThürBO) 
	Bei nicht freistehenden Gebäuden muss die Standsicherheit des Gebäudes oder der Gebäude, an die das zu be­
	seitigende Gebäude angebaut ist, durch einen qualifizierten Tragswerksplaner i. S. des § 65 ThürBO beurteilt und im erforderlichen Umfang nachgewiesen werden; die Beseitigung ist durch den qualifizierten Tragwerksplaner nun 
	auch zu überwachen. 
	2.6 Genehmigungsfreistellungsverfahren (§ 61 ThürBO) 
	Figure
	Figure
	Bisher waren neben Sonderbauten grundsätzlich auch Parkplätze mit einer Größe von mehr als 0,5 ha vom Genehmigungsfreistellungsverfahren ausgeschlossen, auch wenn die sons­tigen Voraussetzungen des § 63a Abs. 1 und Abs. 2 ThürBO 2004 erfüllt waren. 
	Der Gesetzgeber hat nunmehr in § 61 Abs. 1 ThürBO bestimmt, dass Sonder­bauten und alle Anlagen, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltver­träglichkeitsprüfung oder einer Vorprüfung nach dem UVPG  oder ThürUPVGunterliegen, vom Genehmigungsfreistellungsverfahren ausgenommen sind, auch wenn die sonstigen Voraussetzungen hierfür vorliegen würden. 
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	2.7 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren (§ 62 ThürBO) 
	Auch hier nimmt der Gesetzgeber von den in Nr. 1 bis 4 genannten Vorhaben nicht mehr – wie bisher in § 63 b ThürBO 2004 - nur die Sonderbauten und Parkplätze über 0,5 ha aus, sondern jetzt in § 62 Abs. 1 Satz 1 HS 2 
	ThürBO die Sonderbauten und alle Anlagen, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
	oder einer Vorprüfung nach dem UVPG oder dem ThürUVPG unterliegen. 
	13 . Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 
	14 Thüringer Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung v. 20. Juli 2007 (GVBl. 2007 S. 85), zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. Dezember 2013 (GVBl. S. 321), berichtigt (GVBl. 2014
	 S. 12) 
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	Figure
	2.8 Umfassendes Baugenehmigungsverfahren (§ 63 ThürBO) 
	Es wird klargestellt, dass der Prüfumfang des § 63 ThürBO 
	die Prüfungspflichten bautechnischer Nachweise nach § 65 
	ThürBO unberührt lässt. Die durch eine Umweltprüfung er­mittelten, beschriebenen und bewerteten Umweltauswirkun­gen sind weiterhin nach den hierfür geltenden Vorschriften zu berücksichtigen, allerdings ist diese Regelung aufgrund der fehlenden materiell-rechtlichen Ausdehnung der Anfor­derungen an Bauvorhaben in § 71 Abs. 1 Satz 2 ThürBO gewandert. 
	2.9 Nachbarbeteiligung (§ 69 ThürBO) 
	Das Verfahren zur Nachbarbeteiligung wurde zum Teil neu geregelt. Eine Nachbarbeteiligung im Baugenehmi­gungsverfahren soll vor Erteilung der Baugenehmigung weiterhin dann erfolgen, wenn Abweichungen oder Befrei­ungen erteilt werden sollen, die erwarten lassen, dass öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Belange berührt werden. Einwendungen können nach wie vor innerhalb von zwei Wochen vorgebracht werden. Diese Regelungen sind nun in § 69 Abs. 1 ThürBO enthalten (früher § 68 Abs. 2 ThürBO 2004). 
	Wie bisher ist den Nachbarn, die nicht zugestimmt haben, die Baugenehmigung zuzustellen. Neu ist allerdings, dass bei mehr als 20 (bisher 50) Nachbarn, denen eine Baugenehmigung zuzustellen ist, eine Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. Einzelheiten hierzu regelt § 69 Abs. 3 Satz 2 HS 2 ThürBO. 
	Mit § 69 Abs. 4 ThürBO wurde für die Bauaufsichtsbehörden die Möglichkeit geschaffen, bei baulichen Anlagen, die augrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet sind, die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, zu benachteiligen oder zu belästigen, auf Antrag des Bauherrn das Bauvorhaben in ihrem amtlichen Veröffentlichungsblatt und außerdem in örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des Standortes der Anlage ver­breitet sind, öffentlich bekannt zu machen. Aus dem Umstand, dass eine gr
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	Nach Ablauf einer Frist von einem Monat ab der öffentlichen Bekanntmachung sind alle öffentlich-rechtlichen Ein­wendungen gegen das Bauvorhaben ausgeschlossen (§ 69 Abs. 4 Satz 2 ThürBO). 
	In der öffentlichen Bekanntmachung ist gem. § 69 Abs. 4 Satz 4 ThürBO darauf hinzuweisen 
	■ 
	■ 
	■ 
	wo und wann die Akten des Verfahrens eingesehen werden können,

	 ■
	 ■
	 wo und wann Einwendungen gegen das Bauvorhaben vorgebracht werden können,

	 ■
	 ■
	 welche Rechtsfolgen mit Ablauf der Monatsfrist nach § 69 Abs. 4 Satz 2 ThürBO eintreten und

	 ■
	 ■
	 dass die Zustellung der Baugenehmigung, wie in § 69 Abs. 3 ThürBO vorgeschrieben, durch eine                 öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann (§ 69 Abs. 4 Satz 3 ThürBO). 


	§ 69 Abs. 4 ThürBO trägt dem Umstand Rechnung, dass die Durchführung der Nachbarbeteiligung bei der Er­richtung von Anlagen, deren Auswirkungen sich auf einen größeren Umkreis erstrecken, für den Bauherrn und die Bauaufsichtsbehörde mit der Schwierigkeit verbunden ist, dass der Kreis der durch das Vorhaben eventuell in ihren Rechten berührter Dritter (Nachbarn) im Vorfeld nur schwer überschaubar ist. Auch im Hinblick darauf, dass 
	eine Vielzahl solcher Vorhaben zwar nicht der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht unterliegt, aber 
	materielles Immissionsschutzrecht mit der Folge berührt, dass der immissionsschutzrechtliche Nachbarbegriff zum Tragen kommt, wurde mit der Vorschrift eine Regelung geschaffen, die eine rechtssichere Drittbeteiligung auch in diesen Fällen ermöglicht und dem Bauherrn durch die Präklusionswirkung eine gewisse Investitionssicherheit ge­währleistet. Sie ist deshalb vom Antrag des Bauherrn abhängig. Allerdings entscheidet die Bauaufsichtsbehörde 
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	im Rahmen der pflichtgemäßen Ermessensausübung, ob das Verfahren nach § 69 Abs. 4 ThürBO durchgeführt 
	wird. Die Kosten des Verfahrens nach § 69 Abs. 4 ThürBO hat der Bauherr der Bauaufsichtsbehörde zu erstatten. 
	2.10 Zulassung von Abweichungen (§ 66 ThürBO) 
	a) In § 66 Abs. 1 Satz 4 ThürBO wird nun klargestellt, dass es der gesonderten Zulassung einer Abweichung nicht bedarf, soweit bautechnische Nachweise bauaufsichtlich geprüft werden. Sind die Abweichungen also Inhalt eines 
	15  Ziff. 69.4.1 VollzBekThürBO 16  so die Begründung zum Gesetzentwurf, LT-Drucksache 5/5768 
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	Figure
	zu prüfenden bautechnischen Nachweises (z. B. eines Brandschutzkonzeptes), sind diese Abweichungen ohne 
	gesonderten Antrag und ohne spezielle Verbescheidung mitgenehmigt. b) Bei nicht verfahrensfreien Vorhaben entscheidet die Bauaufsichtsbehörde über Abweichungen von örtlichen Bauvorschriften nun im Einvernehmen mit der Gemeinde (§ 66 Abs. 3 Satz 2 ThürBO). § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGBgilt entsprechend, d. h. wenn die Gemeinde das Einvernehmen nicht innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens der Bauaufsichtsbehörde verweigert, tritt die Fiktion der Erteilung des gemeindlichen Ein­vernehmens
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	2.11 Baugenehmigung und Baubeginn (§ 71 ThürBO) 
	Wie bisher ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entge­genstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfah­ren zu prüfen sind (§ 71 Abs. 1 Satz 1 HS 1 ThürBO). Der Prüfumfang ergibt sich aus § 62 bzw. § 63 ThürBO. 
	Neu ist allerdings, dass die Bauaufsichtsbehörde den Bauantrag auch ab­lehnen darf, wenn das Bauvorhaben gegen sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften verstößt, die also nicht im Prüfumfang enthalten sind (§ 71 Abs. 1 Satz 1 HS 2 ThürBO). Das betrifft vor allem die - nicht zwingend - zu prü­fenden bauordnungsrechtlichen Vorschriften im vereinfachten Baugeneh­migungsverfahren nach § 62 ThürBO. Die Bauaufsichtsbehörde hat damit 
	allerdings keine Verpflichtung zur systematischen Gesamtprüfung, sie hat 
	jedoch die Möglichkeit, aufgrund von z. B. durch „Zufallsfund“ erkannten Rechtsverstößen die Baugenehmigung abzulehnen und muss nicht – wie bisher – sozusagen „sehenden Auges“ die Baugenehmigung erteilen, ob­wohl das Vorhaben gegen bauordnungsrechtliche Vorschriften verstößt, und gleichzeitig bei Verwirklichung des Vorhabens die Baueinstellung androhen. 
	Die Neuregelung ist auch in den Fällen von Bedeutung, in denen bereits Nachbarbeschwerden vorliegen, denen nunmehr auch dann im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachgegangen werden kann, wenn an sich nicht zu prüfende Vorschriften berührt werden. 
	18

	Nach wie vor muss vor Baubeginn die Grundfläche der baulichen Anlage abgesteckt und ihre Höhenlage festgelegt 
	sein. In § 71 Abs. 7 Satz 2 ThürBO ist klarstellend neu geregelt, dass die Bauaufsichtsbehörde verlangen kann, dass Absteckung und Höhenlage von ihr abgenommen oder die Einhaltung der festgelegten Grundfläche und Hö­henlage nachgewiesen wird. Der Nachweis der Absteckung muss nicht durch einen öffentlich bestellten Vermes­sungsingenieur erfolgen, sondern kann durch jeden im Vermessungswesen Fachkundigen erbracht werden. 
	19

	2.12 Vorbescheid (§ 74 ThürBO) 
	Im Bauvoranfrageverfahren kann nun auf Antrag des Bauherrn von einer Nachbarbeteiligung nach § 69 ThürBO abgesehen werden (§ 74 Satz 3 HS 2 ThürBO). Ein entsprechendes Interesse kann z. B. vorliegen, wenn der An­tragsteller vor einem eventuellen Grundstückserwerb Nutzungsmöglichkeiten prüfen will. Werden Nachbarn nicht beteiligt, hat der Vorbescheid im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren ihnen gegenüber keine Wirkung. 
	20

	2.13 Fliegende Bauten (§ 75 ThürBO) 
	Der Ausnahmekatalog von der Ausführungsgenehmigungspflicht in § 75 Abs. 2 Satz 2 ThürBO wurde geändert 
	bzw. erweitert. Nunmehr sind erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstände, die Fliegende Bauten sind, mit jeweils einer Grundfläche bis 75 m von der Ausführungsgenehmigung befreit. 
	2

	Außerdem sind neu auch aufblasbare Spielgeräte (z. B. sog. Hüpfburgen) mit einer Höhe des betretbaren Bereichs von bis zu 5 m oder mit überdachten Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht mehr als 3 m, bzw. sofern ein Absinken der Überdachung konstruktiv verhindert wird, nicht mehr als 10 m beträgt, von der Ausfüh­rungsgenehmigung befreit. 
	17  Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2014 (BGBl. I S. 954) 18  Begründung zum Gesetzentwurf, LT-Drucksache 5/5768 19  Ziff. 71.7.1 VollzBekThürBO 20  Ziff. 74.4 VollzBekThürBO 
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	Wo finde ich was? von Baulücken) ergeben. Ein privates Interesse kann gegeben sein, wenn eine spätere Nutzung beabsichtigt ist und der Eigentümer erkennbar entsprechende Vorbereitungen trifft21. Betreten der Baustelle verboten! 
	3. Neuerungen bei den bauaufsichtlichen Maßnahmen 
	3.1 Beseitigung von „Schrottimmobilien“ (§ 79 Abs. 2 ThürBO) 
	Zusätzlich zur auch schon bisher bestehenden Möglichkeit der Anordnung der Beseitigung von baulichen Anlagen, die im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet wurden und bei denen auch auf andere Weise keine rechtmäßigen Zustände hergestellt werden können (vormals § 77 Satz 1 ThürBO 2004, nun § 79 Abs. 1 Satz 1 ThürBO), bietet jetzt § 79 Abs. 2 ThürBO eine Befugnis, die Beseitigung einer Anlage auch dann anzuordnen, wenn diese nicht genutzt wird und zu verfallen droht und ein öffentliches
	Die Vorschrift ermöglicht die Beseitigung von rechtmäßig errichteten Anlagen, deren Zustand zwar noch nicht zu Gefahren für Dritte führt (dann kämen Maßnahmen nach § 58 Abs. 1 Satz 2 ThürBO in Betracht), die aber aufgrund des fortschreitenden Verfalls einen Missstand darstellen. Öffentliche Interessen am Erhalt der Anlage können sich insbesondere aus den Belangen des Denkmalschutzes oder aus städtebaulichen Gesichtspunkten (Vermeidung 
	3.2 Bauüberwachung (§§ 80, 81 ThürBO) 
	Hier wurden kleinere Änderungen - i. d. R. Klar­stellungen - vorgenommen, die jedoch an dieser Stelle keiner näheren Erläuterung bedürfen. 
	3.3 Anordnungen für bestehende bauliche Anlagen (§ 89 ThürBO) 
	Entgegen der bisherigen Möglichkeit in § 84 Abs. 1 ThürBO 2004, die Anpassung von bestehen-
	Synopse zu den wichtigsten Verfahrensregelungen und Regelungen zu 
	den oder genehmigten und bereits begonnenen 
	bauaufsichtlichen Maßnahmen der Thüringer Bauordnung 
	baulichen Anlagen an Anforderungen aufgrund neuer Rechtsvorschriften anordnen zu können, wenn dies zum Schutz des Straßen-, Orts- oder Landschaftsbildes vor Verunstaltung notwendig ist, sieht die Neuregelung in § 89 Abs. 1 ThürBO diesen Tatbestand nicht mehr vor. Nunmehr darf eine Anpassung einer solchen baulichen Anlage an neue Rechtsvorschriften nur noch gefordert werden, wenn dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leben und Gesundheit notwendig ist. 
	4. Ordnungswidrigkeiten (§ 86 ThürBO) 
	Die Liste der Bußgeldtatbestände in § 86 Abs. 1 wurde erweitert. Neu hinzugekommen sind die Tatbestände in § 86 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 ThürBO. So kann z. B. die nicht barrierefreie Ausführung von genehmigungsfrei­en Anlagen entgegen § 50 ThürBO künftig mit Geldbuße geahndet werden. 
	5. Übergangsbestimmungen (§ 92 ThürBO) 
	Verfahren, die vor Inkrafttreten der ThürBO 2014 förmlich eingeleitet worden sind, werden nach den bisherigen Regelungen abgeschlossen. Für den Bauherrn nach neuem Recht günstigere Re­gelungen sind auch für schon vor Inkrafttreten der ThürBO 2014 eingeleitete Verfahren anzu­wenden (§ 92 Abs. 1 ThürBO). 
	ThürBO 2004 
	ThürBO 2004 
	ThürBO 2004 
	ThürBO 2014 

	§ 59 Aufbau der Bauaufsichtsbehörden 
	§ 59 Aufbau der Bauaufsichtsbehörden 
	§ 57 

	§ 60 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden 
	§ 60 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden 
	§ 58 

	§ 61 Sachliche Zuständigkeit 
	§ 61 Sachliche Zuständigkeit 
	s. § 57 Abs. 2, 3 

	§ 62 Genehmigungsbedürftige Vorhaben 
	§ 62 Genehmigungsbedürftige Vorhaben 
	§ 59 

	§ 63 Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen 
	§ 63 Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen 
	§ 60 

	§ 63a Genehmigungsfreistellungsverfahren 
	§ 63a Genehmigungsfreistellungsverfahren 
	§ 61 

	§ 63b Vereinfachtes Bauenehmigungsverfahren 
	§ 63b Vereinfachtes Bauenehmigungsverfahren 
	§ 62 

	§ 63c Baugenehmigungsverfahren 
	§ 63c Baugenehmigungsverfahren 
	§ 63 

	§ 63d Bautechnische Nachweise 
	§ 63d Bautechnische Nachweise 
	§ 65 

	§ 63e Abweichungen 
	§ 63e Abweichungen 
	§ 66 

	§ 64 Bauantrag und Bauvorlagen 
	§ 64 Bauantrag und Bauvorlagen 
	§ 67 

	§ 65 Bauvorlageberechtigung 
	§ 65 Bauvorlageberechtigung 
	§ 64 

	§ 67 Behandlung des Bauantrages 
	§ 67 Behandlung des Bauantrages 
	§ 68 

	§ 68 Beteiligung der Nachbarn 
	§ 68 Beteiligung der Nachbarn 
	§ 69 

	§ 69 Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens 
	§ 69 Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens 
	§ 70 

	§ 70 Baugenehmigung und Baubeginn 
	§ 70 Baugenehmigung und Baubeginn 
	§ 71 

	§ 71 Teilbaugenehmigung 
	§ 71 Teilbaugenehmigung 
	§ 73 

	§ 72 Geltungsdauer der Baugenehmigung 
	§ 72 Geltungsdauer der Baugenehmigung 
	§ 72 

	§ 73 Vorbescheid 
	§ 73 Vorbescheid 
	§ 74 

	§ 76 Baueinstellung 
	§ 76 Baueinstellung 
	§ 78 

	§ 77 Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung 
	§ 77 Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung 
	§ 79 


	21  s. Begründung zum Gesetzentwurf, LT-Drucksache 5/5768 
	Ausbildung ▪ Fortbildung INFO
	Figure
	Fortbildung. 
	Figure
	Eine grüne Oase vor der Tür - die Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Innenhof des Landratsamtes Ilm-Kreis in Arnstadt am Tag der  Lehr­gangseröffnung mit Erich Bruckner, stellv. Direktor der TVS. Links außen: Frau Schimanke vom Personalamt des Landkreises, die den Lehr­gang vor Ort betreut, und Herr Dr. Kattenbeck, Dozent in den Fächern Einführung in das Recht und Bürgerliches Recht. 
	Sitzungssaal wird zum Klassenzimmer 
	Angehende Verwaltungsfachwirte besuchen FL II-Lehrgang als Inhouse-Veranstaltung in Arnstadt 
	(db) Auf Initiative der Landrätin des Ilm-Kreises, Frau Petra Enders, und Frau Schimanke vom dortigen Personal­amt richtete die TVS am Standort Arnstadt den FLII-Lehrgang 127 als Inhouse-Veranstaltung für die Bediensteten des Ilmkreises ein. Auch Beschäftigte der Stadtverwaltungen Ilmenau und Arnstadt sowie der Verwaltungsgemein­
	schaft Riechheimer Berg nutzen die Gelegenheit, den Unterricht im Landrat­samtsgebäude in Arnstadt ortsnah zu besuchen. Der Landkreis stellt hierfür den großen Sitzungssaal zur Verfügung. 
	Die insgesamt zwölf Lehrgangsteilnehmerinnen und -teilnehmer werden dort jeweils Freitag nachmittags und einmal im Monat auch am Samstag über zwei­einhalb Jahre von haupt- und nebenamtlichen Dozentinnen und Dozenten der Thüringer Verwaltungsschule unterrichtet. Die insgesamt 720 Unterrichts­stunden sind verteilt auf 13 Unterrichtsfächer. Bis zum voraussichtlich letzten Unterrichtstag am 25. Februar 2017 sind außerdem zwölf Lehrgangsarbeiten, darunter eine Hausarbeit, anzufertigen. Auch die Bearbeitung der L
	Der Ilm-Kreis Fläche: 843 km2 Bevölkerung: 109.105 Einwohner (Stand: 30.06.2013) Höchste Erhebungen: Großer Beerberg (983 m) und Schneekopf (978 m) Anteil Waldflächen: 43 % 7 Städte (Ilmenau, Arnstadt, Stadtilm, Langewiesen, Geh­ren, Großbreitenbach, Plaue), 6 Verwaltungsgemeinschaften, 19 Gemeinden mit mehr als 1.000 Einwohnern Landrätin: Petra Enders Quelle: www.ilm-kreis.de 
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	Fachkräfte gesucht - maßgeschneiderte Fortbildung an der TVS 
	heute: Betriebswirt/in - Public Management (TVS) 
	Der Lehrgang zum/zur „Betriebswirt/in - Public Management (TVS) vermittelt den Teilnehmerinnen und Teilnehmern die betriebswirtschaftlichen Kenntnisse, die für das neue Steuerungsmodell in der öffentlichen Verwaltung erforder­lich sind. Sie werden befähigt, die Erweiterung der traditionellen Kameralistik bis zum Übergang zur Buchführung in der Doppik zu bewältigen. Darüber hinaus werden Sie in die Lage versetzt, die Kosten- und Leistungsrechnung einzusetzen und mit der Funktion des Controlling vertraut gema
	tungsmanagement vom Marketing über das Perso­nalmanagement bis hin zum Projektmanagement im Stundenkontingent wieder. 
	Der Lehrgang wendet sich vornehmlich an Leitungs- und Führungskräfte, Kämmerer und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Finanzverwaltung. Er erstreckt sich über 420 Unterrichtsstunden und wird in vier Mo­dule gegliedert. Zugelassen werden Beamte des ge­hobenen nichttechnischen Verwaltungsdienstes und Beschäftigte mit dem Abschluss „Verwaltungsfachwirt“ aus der öffentlichen Verwaltung. Weiterhin können Beamte des mittleren nichttechnischen Verwaltungs­dienstes, Verwaltungsfachangestellte, Mitarbeiterin­nen u
	Der Fortbildungslehrgang zum/zur „Betriebswirt/in -Public Management (TVS)“ ist eine anerkannte Fort­bildung nach dem BBiG und schließt mit einer Prüfung am Ende des Lehrgangs ab. Sie umfasst vier schrift­liche Prüfungsarbeiten. Während des Lehrgangs ist außerdem eine Projektarbeit anzufertigen, deren Ergebnis zu 15 
	Fortbildungslehrgang „Betriebswirt/in - Public Management (TVS) 
	Fortbildungslehrgang „Betriebswirt/in - Public Management (TVS) 
	Fortbildungslehrgang „Betriebswirt/in - Public Management (TVS) 

	TR
	Lehrgangsbeginn:voraussichtlich im Frühjahr 2015 


	% in das Prüfungsergebnis einfließt. Die Lehrgangskosten betra­
	gen 2.730,-- Euro, die Prüfungsgebühr beträgt 950,-- Euro. Unter bestimmten Voraussetzungen besteht die Möglichkeit der staat­lichen Förderung. 
	Der Lehrgang findet voraussicht­
	lich im 14-tägigen Rhythmus je­
	weils Freitag/Samstag statt. Die genauen Unterrichtstermine und 
	Figure
	der Lehrgangsort werden je nach Teilnehmeranmeldungen noch festgelegt. Nähere Auskünfte finden Sie auch auf unserer Internet­seite . Gerne berät Sie Frau Romstedt, Tel. 03643 207-137. 
	www.tvs-weimar.de
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	Prüfung 
	Figure

	„Gebildet ist, wer weiß, wo er findet, was er nicht weiß“ 
	Ein Bericht zur Zeugnisfeier von Anke Loitsch und Christian Forbrig, FL II 116 Weimar 
	Am Gründonnerstag, dem 17. April 2014 starrten 28 Augenpaare gespannt und voller Vorfreude auf einen Mann: Erich Bruckner, stellvertretender Direktor der Thüringer Verwaltungsschule in Weimar. 28 Mal pure Freude über die bestandene Prüfung zum Verwaltungsfachwirt (FL II)! 
	Getreu dem Zitat „Gebildet ist, wer weiß, wo er findet, was er nicht weiß“ von Georg Simmel (dt. Philosoph und 
	Soziologe), haben wir in unendlich harten und langen Wochenenden, die dann doch wie im „Fluge“ vergingen und 
	in den im Anschluss absolvierten 80 Stunden Konsultation, in der VSV Thüringen „gewühlt“, um das zu finden, was 
	wir noch nicht wussten. 
	Nach sieben schriftlichen und einer fachpraktischen Prüfung erhielten wir alle unsere Zeugnisse. Herr Bruckner und Frau Dauer vom Thüringer Landesverwaltungsamt begrüßten und beglückwünschten uns zu der großartigen Leistung, die wir in den 2 ½ Jahren vollbracht haben. Herr Bruckner erzählte, dass ihm der ein oder andere Lehr­gangsteilnehmer besonders im Gedächtnis bleiben wird. Er untermalte seine Erinnerungen sehr anschaulich, so dass vor lauter Lachen kaum ein Auge trocken blieb. Auch Herr Bruckner wird u
	Gabi Rexhäuser übergab Herrn Bruckner, stellvertretend für alle Dozenten bei denen wir Unterricht hatten, ein Gedicht : 
	Mit einem Gesamtnotendurchschnitt von 2,41 können wir ver­dammt stolz auf uns sein. Eine Weiterbildung neben dem Be­ruf ist wahrlich kein Zuckerschlecken, aber getreu unserem Motto „Ja – wir schaffen das“, zogen wir von Anfang an durch und nun halten wir den Lohn für unsere Mühen in Händen. 
	Unsere vier Klassenbesten wurden durch die TVS mit einem besonderen Präsent geehrt: 
	Robert Nautsch, Stadtverwaltung Jena Christian Forbrig, Landratsamt Hildburghausen David Werkmeister, Landratsamt Eichsfeld 
	Nicole Klötzke, VG Greußen 
	tigen Geschichten. Unser Dank gilt jedoch nicht nur den Dozenten, sondern auch den Mitarbeitern der Verwaltungsschule, die immer ein offenes Ohr für uns hatten! GEDANKEN ZUM ABSCHIED…Wir haben gebüffelt und gepaukt,viel mehr als man so glaubt.Freizeit haben wir kaum gesehen,um jedes zweite Wochenende morgensaufzustehen.Das alles war und ist nicht einfach –unser Erfolg kommt dadurch zweifach.Und dieses unser Gesellenstücksei der Anfang für unser Lebensglück.Alle sehen unseren Jubel heute –wir und auch die an
	Figure
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	Figure
	Die Klasse FL II 116 am Tag ihrer Zeugnisüberreichung in Weimar. Alle 28 Teilnehmer haben die Fortbildungsprüfung II bestanden.         TVS-INFO gratuliert allen Verwaltungsfachwirtinnen und -wirten und wünscht eine erfolgreiche berufliche Zukunft!                 Foto:Sascha Reimann 
	2,32 3,18 1,39 2,89 2,54 1,86 2,94 2,40 2,36 2,41 FpP - Fachprak­tische Prüfung; SozialR - Sozia­le Sicherung; OrdR - Ord­nungsrecht; PrivatR - Privat­recht; KommR -Kommunalrecht; ÖFi/VBwL/VbL - Öffentliche Finanzwirtschaft/ Volks- und Betriebswirt­schaftslehre/ Verwaltungs­betriebslehre; PersW - Perso­nalwesen; AVR - Allge­meines Verwal­tungsrecht; StVR - Staats– und Verfas­sungsrecht * Wahlfach 
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	Zeugnisse für die „Externen“ 
	(db) Am 17. April 2014 erhielten neun Teilnehmer der Klasse VFA-extern 224 ihre Prüfungszeugnisse. Sie hatten an der Abschluss­prüfung zum/zur „Verwaltungsfachangestellten“ als sog. Externe teilgenommen. Diese Möglichkeit bietet § 45 Abs. 2 des Berufsbil­dungsgesetzes für Beschäftigte, die über eine längere Zeit auch ohne Ausbildung die Tätigkeit eines Verwaltungsfachangestellten praktisch wahrnehmen bzw. einschlägige Vorausbildungen absol­viert haben. In dem 520 Unterrichtsstunden umfassenden Lehr­gang an 
	des Zeugnisses ganz offiziell zu „Verwaltungsfachangestellten“. 
	Die besten Prüfungsergebnisse erzielten: 
	Gerburg Krauße, Diakonieverein Orlatal e. V. 
	Susanne Kummer, Stadtverwaltung Hohenleuben und 
	Kati Möckel, Stadtverwaltung Tanna. 
	TVS-INFO gratuliert den Teilnehmerinnen und Teilnehmern zur bestandenen Prüfung und wünscht weiterhin viel Erfolg und alles Gute für die Zukunft! 
	Stellv. Direktor Erich Bruckner rechts mit den Lehrgangsbesten (es fehlt Gerburg Krauße); unten mit der kleinen Gruppe des VFA-ex­
	tern 224, so konnte der Unterricht unter „Idealbedingungen“ stattfinden. 
	Figure
	VFA-extern 224 
	Ausbildung ▪ Fortbildung INFO 3,70 2,90 1,80 2,50 2,30 2,64 * mit Ordnungsrecht 
	Bestmarke wurde erneut geknackt 
	Bei der diesjährigen Abschlussprüfung der Verwaltungsfachangestellten wurde wieder ein Spitzenergeb­nis erzielt. 
	(db) Die 116 Teilnehmer an der diesjährigen Abschlussprüfung im Ausbildungsberuf „Verwaltungsfachangestellte/r“ konnten mit einem Gesamtergebnis von 2,60 die Spitzenleistung ihrer Vorgänger sogar noch übertreffen. Zwar lag mit einer Quote von 5,17 % der Anteil der Auszubildenden, die die Prüfung nicht bestanden haben, etwas höher als im Vorjahr, die restlichen Teilnehmer erzielten jedoch insgesamt so gute Ergeb­nisse, dass diese Spitzen­platzierung im Ranking 
	der Vorjahre möglich wur­de. Gewertet wurden alle Prüfungsergebnisse seit Einführung der neuen Aus­bildungsordnung, die zum erstem Mal Grundlage für die Prüfung 2001 war. 
	Bei einer Betrachtung der einzelnen Prüfungsgebiete kann man feststellen, dass auch die praktische Prüfung 
	Bei einer Betrachtung der einzelnen Prüfungsgebiete kann man feststellen, dass auch die praktische Prüfung 
	mit einem Gesamtdurchschnitt von 2,03 so gut wie noch nie abgelegt wurde, wenn auch die Werte der Vorjahre mit 2,05 und 2,08 nicht wesentlich schlechter waren. Jeweils das zweitbeste Ergebnis seit 2001 wurde in den Prüfungsfächern „Verwaltungsrecht und Verwaltungsverfahren“ (dieses Jahr verbunden mit dem Ordnungsrecht) und „Wirtschafts- und Sozialkunde“ erreicht. Schlusslicht war auch in diesem Jahr wieder das erste Prüfungsfach „Verwaltungsbetriebswirtschaft“, das mit einem Gesamtnotendurchschnitt von 3,39
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	Betrachtet man die Prüfungsergebnisse der einzelnen Klassen, so liegt der Durchschnitt des Gesamtprüfungser­gebnisses zwischen 2,31 und 3,03 - eine sicherlich nicht allzu gravierende Differenz. Insgesamt haben von den 116 Prüflingen nur 6 sechs nicht bestanden, ein Auszubildender legte aufgrund der Notenkonstellation das Ergänzungs­gepräch ab und konnte dadurch die Prüfung letztendlich ebenfalls bestehen. 
	Die besten Platzierungen bei der diesjährigen Abschlussprüfung erzielten: 
	Platz 
	Platz 
	Platz 
	Name 
	Behörde 
	Klasse 

	1 
	1 
	Franziska Thomas 
	Landratsamt Weimarer Land 
	VFA 025 Weimar 

	2 
	2 
	Jessica Benndorf Laura Leyva-Crespo 
	Stadtverwaltung Weimar Landratsamt Weimarer Land 
	VFA 025 Weimar VFA 025 Weimar 

	3 
	3 
	Maren Friede Robert Grübner Anika Hurtig Dana Jahnke Maria-Theresa Kielholz Anika Maiwald Christian Richter Dorett Sagner 
	Stadtverwaltung Erfurt Stadtverwaltung Rudolstadt Stadtverwaltung Sondershausen Landratsamt Schmalkalden-Meiningen Technische Universität Ilmenau Landratsamt Kyffhäuserkreis Stadtverwaltung Kahla Stadtverwaltung Gotha 
	VFA 025 Weimar VFA 157 Gotha VFA 155 Sondershausen VFA 156 Meiningen VFA 026 Weimar VFA 026 Weimar VFA 025 Weimar VFA 159 Gotha 


	2,08 2,72 2,98 2,38 2,66 3,13 2,72 2,60 VFA025Weimar (2jährig) VFA026 Weimar (2jährig) VFA155 Sondershausen VFA156 Meiningen VFA157 Gera VFA158 Weimar VFA159 Gotha Gesamtprüfung 
	Ausbildung ▪ Fortbildung INFO 5,00 6,00 Abschlussprüfung VFA 2014 Notendurchschnitt der einzelnen Prüfungsgebiete Verwaltungsbetriebswirtschaft Personalwesen Verwaltungsrecht und -verfahren Wirtschafts und Sozialkunde 
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	VFA025 We mar.(2jährig).
	VFA026 We mar.(2jährig).
	VFA155.Sondershausen.
	VFA156 Me ningen
	VFA157 Gera
	VFA158 We mar
	VFA159 Gotha
	Gesamtdurchschnittder Aufgabe 
	Ausbildung Bericht zum 6. Kommunalen Ausbildungskongress in Potsdam Die Brandenburgische Kommunalakademie, das Niedersächsische Studieninstitut, das Sächsische Kommunale Studieninstitut Dresden, das Studieninstitut für kommunale Verwaltung Sachsen-Anhalt e. V. und die Thüringer Verwaltungsschule bieten im 2-jährigen Rhythmus einen Ausbildungskongress für ihre Kommunalverwaltungen an. Am 20. und 21. Mai 2014 traf man sich diesmal in der Landeshauptstadt Brandenburgs Potsdam. Um Anregungen für die tägliche Ar
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	Steckbrief Bundesarbeitsgericht • besteht seit 1954 • Oberster Gerichtshof des Bundes • ehemals Sitz in Kassel, 1999 Aufnahme des Dienstbetriebes in Erfurt • Aufgabe: Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung    zum Arbeitsrecht, Herstellung der Rechtssicherheit und    Fortbildung des Arbeitsrechts • Gliederung in 10 Senate, besetzt jeweils mit drei Berufsrich­tern und je einem ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen    der Arbeitgeber und Arbeitnehmer • Amtstracht bestehend aus einer karmesinroten Robe
	Fachexkursion der Beamtenanwärterinnen und -anwärter zum Bundesarbeitsgericht 
	Bericht der Gruppe mD 42 
	Wir, die Anwärter des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes der Klasse mD 42 der TVS, besuchten am 
	8. Mai 2014 mit Herrn Linnert, dem Dozenten für Dienst- und Arbeitsrecht, das Bundesarbeitsgericht in Erfurt. Die Fachexkursion sollte uns die praktische Anwendung des Tarif- und Arbeitsprozessrechts näher bringen. 
	Das Bundesarbeitsgericht in Erfurt urteilt über Fragen des deutschen Arbeitsrechts und trägt durch seine Recht­sprechung zu dessen Weiterentwicklung wesentlich bei. Es ist die 3. und letzte Instanz (1. Instanz - Arbeitsgerichte, 
	2. Instanz - Landesarbeitsgerichte) sowie oberstes Gericht der Arbeitsgerichtsbarkeit und damit einer der obersten Gerichtshöfe Deutschlands. Die Präsidentin des Bundesarbeitsgerichtes ist seit dem 1. Mai 2005 Ingrid Schmidt. Seit 1999 ist der Sitz des BAG auf dem Gelände des ehemaligen Hornwerks der Zitadelle Petersberg in Erfurt. 
	Am Prozesstag des 2. Senats des Bundesarbeitsgerichtes wurden insgesamt sechs Fälle verhandelt. An vier Fällen durf­ten wir als Zuhörer teilnehmen. Vor Beginn der Verhandlungen gab es durch einen wissenschaftlichen Mitarbeiter des BAG eine kurze Einführung in die an diesem Tag zu verhandelnden Fälle. Inhalt der behandelten Streitigkeiten war die Rechtmä­ßigkeit von ordentlichen bzw. außerordentlichen Kündigungen. 
	Im ersten Fall ging es um einen Mikrobiologen eines führen­den Chemieunternehmens im Bereich Lebensmitteltechnik, welcher in Folge einer Umstrukturierung des Unternehmens ablehnte, sich  in eine geschaffene Auffangstruktur (QUEST)zu begeben. Streitig hierbei war, ob eine Änderungskündigung in die vorhandene Auffangstruktur nicht vorrangig zur aus­gesprochenen ordentlichen Beendigungskündigung sei. Ein angestrebter Vergleich in Höhe von 450.000 € zwischen den beiden Parteien wurde innerhalb der Verhandlung a
	Im zweiten Fall ging es um die Prüfung der Beteiligung des Personalrates bei der ordentlichen Kündigung eines Indust­riereinigers.  Dieser widersprach der Übernahme durch eine neue Unternehmensführung. Fraglich hierbei war, ob der Per­sonalrat überhaupt hätte beteiligt werden müssen, da sich der 
	Kläger möglicherweise durch seinen Widerspruch aus dem Schutzbereich des neuen Personalrates heraus genom­men hat. 
	Um eine fristlose Kündigung eines Angestellten ging es bei der dritten Verhandlung. Diskutiert wurde hierbei, ob die angegebenen Pflichtverletzungen des Arbeitnehmers überhaupt tragend für die ausgesprochene fristlose Kün­digung seien und ob jene überhaupt stattgefunden haben. Die Parteien einigten sich darauf, dass die fristlose Kün­
	digung in eine ordentliche betriebsbedingte Kündigung umgewandelt wird und eine Abfindungssumme in Höhe von 
	1.500 € vom ehemaligen Arbeitgeber  gezahlt werden muss. 
	Die letzte Verhandlung beschäftigte sich mit der Gestaltung des Arbeitsvertrages eines Arbeitnehmers innerhalb ei­nes weltweit tätigen Konzerns. Laut Kläger hätte die beklagte Firma die ordentliche Kündigung nicht allein durch die 
	deutsche Tochterfirma aussprechen dürfen, sondern hätte auch den Arbeitsvertrag durch die Mutterfirma kündigen 
	müssen. Unklar hierbei war, wer überhaupt Vertragsparteien des angesprochenen Vertrages seien. Ein angebotener Vergleich konnte nicht zustande kommen, da die beiden Parteien sich nicht über die Höhe der Vergleichssumme einigen konnten. Die Urteilsverkündungen wurden am Nachmittag gesprochen. 
	Wir danken unserem Dozenten, Herrn Linnert, für die Organisation der Exkursion und den interessanten Einblick in die Arbeit des Bundesarbeitsgerichtes. 
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	Gruppe mD 45 
	Am 18. August 2014 begann für 33 Teilnehmerinnen und Teilnehmer die theoretische Ausbildung an der Thüringer Verwaltungsschule. 
	Am 18. August 2014 begann für 33 Teilnehmerinnen und Teilnehmer die theoretische Ausbildung an der Thüringer Verwaltungsschule. 


	Erster Schultag für die „Neuen“ 
	Figure
	(db) Die 15 staatlichen und 18 kommunalen Anwärter für die Laufbahn des mittleren nichttech­nischen Verwaltungsdienstes ha­ben nun in zwei Klassen den 1. Fachlehrgang mit insgesamt 600 Unterrichtsstunden und sechs Lehrgangsarbeiten vor sich. Am ersten Unterrichtstag wur­den sie vom stellv. Direktor Erich Bruckner und der zuständigen Sachbearbeiterin der Aus-und Fortbildungsabteilung, Claudia Kämmer, an der TVS in Weimar begrüßt und durch eine allgemei­ne Einweisung auf die Ausbildung an der Schule vorbereit
	Grafik: Entwicklung der Anwärterzahlen 
	der letzten zehn Jahre im mittleren nicht­technischen Dienst in Thüringen. 
	Gruppe mD 44 
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	Zeugnisse in der verkürzten Ausbildung zum/zur Verwaltungsfachangestellten 
	In diesem Jahr beendeten 51 Auszubildende, davon 25 Umschüler, ihren  Unterricht in der verkürzten Ausbildung zum/zur Verwaltungsfachangestellten. 
	Am 17. April 2014 erhielten sie ihre Zeugnisse und Teilnahmebescheinigungen zum Abschluss des Berufsersatz­schulunterrichts und der dienstbegleitenden Unterweisung an der TVS. 
	Nachdem sich am Vormittag die Teilnehmer/innen des FLI 224 und FLII 116 über ihre Prüfungszeugnisse freuen konnten, mussten die Auszubildenden der Klassen VFA 025 und VFA 026 bis zum Unterrichtsschluss auf ihre Zeug­nisse warten. Der stellvertretende Direktor, Erich Bruckner, überreichte ihnen die Zeugnismappen mit dem Ergebnis der Leistungen der letzten zwei Jahre und wünschte viel Erfolg für die bevorstehende Prüfung. 
	Näheres zur diesjährigen Abschlussprüfung finden Sie im Bericht auf Seite 25. 
	Nadine Krüger,. Sachbearbeiterin in der Ausbildungsorganisation. 
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	Besuch im Mühlhäuser Gerberviertel 
	Die Auszubildenden der Klasse VfA 160-1/12 in Sondershausen berichten über ihre Exkursion in Mühl­hausen. 
	Im Rahmen unseres Unterrichts im Fach „Öffentliches Baurecht“ organisierte unsere Dozentin, Frau Durstewitz, für den 9. Mai 2014 eine Exkursion in das Mühlhäuser Gerberviertel. 
	Wir begannen unseren Ausflug in dem 
	Büro „die Bauhütte“ des Architekten­teams Herrn Formann und Herrn Danz, die uns vorerst ihre Mitarbeiter vorstell­ten und ihre Tätigkeiten erläuterten. Zu ihren Spezialgebieten zählen die histori­sche Bauforschung sowie die moderne Architektur in allen Leistungsphasen. Nach der Sichtung der Baupläne gin­gen wir zusammen in die Mühlhäuser Innenstadt zu dem historischen Objekt, welches umgebaut werden soll. Dieses steht im historischen Gerberviertel. 
	Im Jahre 1297 erfolgte die urkundliche Ersterwähnung von Gerbereien in der Stadt Mühlhausen. Diese zentrierten sich rund um die Kuttelgasse und die Schwemmotte, wo man heute noch die 
	ursprüngliche Bausubstanz und die darauf folgenden Erweiterungen der Gerberbauten vorfinden kann. 
	Mittlerweile sind bis auf ein Gebäude alle ehemaligen Gerbereibetriebe zu Wohnhäusern umgebaut worden. Das Zielobjekt unserer Exkursion soll seinen historischen Kern beibehalten und gleichzeitig mit moderner Architektur zu 
	Wohnungen umfunktioniert werden. Große Glaselemente sollen hierbei das Highlight sein und definieren somit die 
	moderne Baukunst. 
	Nach einer kurzen Besichtigung des Gebäudes gingen wir weiter in die Jakobikirche, die im Jahre 2001 eine Nutzungsänderung zu einer modernen Stadtbibliothek erfuhr. Auch hier absol­vierten wir einen Rundgang, bei dem uns die historischen Fakten sowie die besonderen Brandschutzvorkehrun­gen der Jakobikirche nähergebracht wurden. 
	Abschließend bedanken wir uns bei allen, die uns diese Exkursion ermög­licht haben. 
	Unterricht außerhalb des Klassenzimmers: die angehenden Verwaltungsfachangestellten bei 
	ihrem Ausflug in das historische Gerberviertel in 
	Mühlhausen. 
	Figure
	Figure
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	Pädagogik 
	Figure

	Störungen vorbeugen, Störungen wahrnehmen, auf Störungen reagieren , ... 
	so lauteten die Schwer­punkte des Dozentense­minars am 28. und 29. Juli 2014 in Apolda. 
	Bereits im vergangenen Jahr fand ein Dozen­tenseminar zum Thema „Störungen im Unterricht“ statt. Dieses Thema ist sehr komplex und wurde auf Wunsch der Dozenten auch in diesem Jahr in ei­nem zweitägigen Seminar behandelt. Zwölf nebenamtliche Dozenten und ein Auszubildender, der zur Zeit die Ausbildung zum Verwaltungsfachangestell­ten an der Thüringer Verwaltungsschule absolviert, haben sehr offen über auftretende Unterrichtsstörungen gespro­chen und Lösungsansätze diskutiert. 
	Figure
	Natürlich war die „Nutzung des Handys im Unterricht“ ein Diskussionsschwerpunkt. Einig war man sich darüber, dass eine klare Regelung hierzu vonseiten der Thüringer Verwaltungsschule nötig ist, damit die Dozentinnen und Dozenten entsprechend reagieren können. Die Thüringer Verwaltungsschule hat sich zum Thema Mo­biltelefon im Unterricht bereits positioniert: Die Handys sind während des Unterrichts auszu­
	schalten und in der Tasche zu verstauen, denn in den Pausen gibt es ausreichend Gelegenheit das Handy zu nutzen. In sehr dringenden Fällen kann der/die Lehrgangsteilnehmer/in über die Verwaltungsmit­arbeiter der TVS bzw. der jeweiligen Unterrichtseinrichtung erreicht werden. 
	Die Dozenten bekamen interessante Hinweise und Anregungen von Herrn Dr. Höfer, wie sie den unterschiedlichen Störungen begegnen und die Aufmerksamkeit der Teilnehmer zurückgewinnen können. 
	Die Seminarteilnehmer berich­teten über eigene wirkungsvolle und bereits erprobte Methoden, mit Störungen umzugehen oder diese zu vermeiden. 
	Ein reger Erfahrungsaustausch ließ die zwei Seminartage in Apolda wie im Fluge vergehen. 
	Bericht von Marita Romstedt, Sachgebietsleiterin Aus- und Fortbildung 
	Figure
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	Figure
	Öffentlichkeitsarbeit. 
	Impressionen vom Tag deroffenen Tür im Landtag 2014 Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht besucht den Info-Stand der TVS Innenminister Jörg Geibert im Gespräch mit dem stellv. Direktor der TVS Erich Bruckner Das Thüringentags-Paar 2015 lädt nach Pößneck ein 
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	For Girls and Boys 
	(db) Ausnahmsweise be­
	reits im März fand die­
	ses Jahr der Girls‘- bzw. 
	Boys‘ Day statt. Die 
	Thüringer Verwaltungs­
	schule präsentierte im 
	Foyer des Thüringer In­
	Figure
	nenministeriums die Ausbildungsberufe in 
	der öffentlichen Verwaltung und regte die 70 
	Mädchen und Jungen ab Klassenstufe 7 mit 
	kleinen Denksportaufgaben zum Mitmachen 
	an. Wie man sieht, war der potentielle Verwal­tungsnachwuchs mit Eifer bei der Sache. Ne­ben dem im März noch amtierenden Direktor Axel Schneider wurden die "Boys and Girls" von Viktoria Seidl und Susanne Schröber, den Sachbearbeiterinnen im Bereich Ausbildung, sowie der Verwaltungs­leiterin der TVS, Clau­dia Weise, gut infor­miert und betreut. 
	Figure
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	TVS-Intern 
	Figure

	TVS on the RUN - Unternehmenslauf 2014 
	(db) Nach dem Debüt im letzten Jahr wollten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der .Thüringer Verwaltungsschule ihre Erfolgsstory fortsetzen .und wieder beim Erfurter Unternehmenslauf dabei sein. .
	Zur Organisation und Gewinnung von Mitläufern erklär­te sich Alexandra Renft, Sachbearbeiterin in der Aus- und .Fortbildung, sofort bereit. Sie übernahm die Anmeldefor­malitäten und sorgte vor allem für die Unterstützung des .TVS-internen Laufteams durch Lehrgangsteilnehmer und .Dozenten. So konnte sie neben dem Beamtenanwärter aus .der Klasse mD 43, Michael Meier, auch den nebenamtlichen .Dozenten Friedrich Semmler als Verstärkung gewinnen. .Doch das beste Team kommt ohne gute Mannschaftbetreu­
	ung nicht aus - hierfür sorgten Oliver Karls, hauptamtlicher .
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	Den sportlichen Abend ließ man diesmal standesgemäß beim Essen in einem Erfurter Lokal ausklingen, die verlore­nen Kalorien mussten schließlich wieder zugeführt werden! Und alle waren sich einig - nächstes Jahr sind wir wieder dabei, vielleicht mit weiterer Verstärkung durch Dozenten und Lehrgangsteilnehmer. Neben dem gesundheitlichen Effekt und der Teambildung unterstützte die TVS durch die Teilnahme am Unternehmenslauf indirekt auch soziale Projekte; ein Teil der Einnahmen des Veranstalters ging an Sportv
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	Dozent, und Herr Dr. Hoffmann, nebenamtlicher Dozent der TVS, ganz ausgezeichnet. 
	Außerdem verstärkten die beiden Pöppich-Töchter Verena und Emily das Verwaltungsschulteam hervorragend. 
	Am Tag der Veranstaltung am 4. Juni 2014 reihten sich so die zwölf TVS-Vertreter in die knapp 6.300 anderen Läuferinnen und Läufer zum Start auf dem Erfurter Domplatz mit ein. Un­ter angenehmen Bedingungen und von Regenschauern ver­schont absolvierte man die knapp 5 km lange Strecke durch Erfurts Altstadt. 
	Die beiden Herren Meier und Semmler liefen im Wettbewerb „Männer Einzel“, die zehn Damen der TVS in zwei Gruppen für die Wertung „Team Frauen“.  In Gruppe 1 waren die Läu­ferinnen, in Gruppe 2 die Walkerinnen vertreten. Und erfreu­licher Weise konnte das Ergebnis des letzten Jahres sogar 
	Herr Dr. Hoffmann und Herr Karls sorgten zusammen für die 
	Team- und Materialbetreuung.. noch verbessert werden. Unter den 109 Frauen-Teams er­reichte die Läufergruppe der TVS mit einer Zeit von 01:50:52 
	den 43. Platz und konnte sich so im Vergleich zum Vorjahr um sieben Plätze nach vorne schieben. Bei der Wertung 
	„Männer Einzel“ sorgte Friedrich Semmler mit einer Zeit von 19:59 min. für einen tollen 311. Platz von 2.186 gewer­
	teten Teilnehmern und Michael Meier landete bei seinem ersten Lauf im respektablen Mittelfeld. 
	Figure
	Das TVS-Team beim Erfurter Unterneh­menslauf 2014 (v. links): Michael Meier, Doris Bruckner, Marita Romstedt, Claudia Weise, Alexandra Renft, Katrin Gerhardt, Viktoria Seidl, Heike Graf, Friedrich Semmler, Emily Pöppich, Verena Pöppich und Monika Pöppich. 
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	Figure
	Lehrbuchreihe der TVS L 1 Staatsrecht 20 € L 2 Verfassung des Freistaates Thüringen 18 € L 3 Einführung in das Recht Auflage 2013 23 € L 4 Bürgerliches Recht 23 € L 5 Allgemeines Verwaltungsrecht  Auflage 2014 23 € L 6 Kommunalrecht (erscheint demnächst) 23 € L 8 Beamtenrecht 20 € L 9 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen Auflage 2013 23 € L 10 Soziale Sicherung (erscheint demnächst) 23 € L 11 Öffentliches Baurecht 23 € L 12 Allgemeines Ordnungs- und Polizeirecht (einschl. Ordnungswidrigkeiten-, Pass- u. M
	INFO-ECKE 
	Ihre Ansprechpartner: 
	Ihre Ansprechpartner: 

	Ausbildung 
	Ausbildung 

	Verwaltungsfachangestellte/ Fachangestellte für Bürokommunikation/ 
	Kaufleute für Büromanagement 
	Frau Krüger    (VFA) 03643 207-135. Frau Renft    (VFA) 03643 207-114. Frau Seidl (VFA)  03643 207-124 .Frau Schröber (VFA)  03643 207-148. Frau Thiers  (FAB, KBüM)  03643 207-111. 
	Beamtenanwärter mittlerer Dienst 
	Frau Kämmer 03643 207-133. 
	Fortbildung 
	Fortbildung 

	Verwaltungsfachangestellte/r extern (FL I) Verkehrsüberwachung 
	Frau Thiers 03643 207-111. 
	Verwaltungsfachwirt/in (FL II) 
	Frau Kämmer 03643 207-133. Frau Schröber 03643 207-148. 
	Betriebswirt/in - Public Management (TVS), Kommunale/r Finanzbuchhalter/in, Kommunale/r Bilanzbuchhalter/in, Controller/in, Personalmanager/in (TVS), Projektmanager/in (TVS), Kosten- u. Leis­tungsrechnung-Speziallehrgang; Dozentenseminare 
	Betriebswirtschaftliche Lehrgänge: 

	Frau Romstedt (SG-Leiterin) 03643 207-137. 
	Ausbildung der Ausbilder (AdA-Lehrgänge) 
	Frau Romstedt (SG-Leiterin) 03643 207-137. 
	Fachbezogene Kurzseminare 
	Frau Sambale 03643 207-136. 
	Prüfungsangelegenheiten 
	Prüfungsangelegenheiten 

	Frau Franke (SG-Leiterin) 03643 207-138. Frau Anger-Schneider 03643 207-139. Frau Blüthner 03643 207-131. Frau Glanz 03643 207-121. 
	Bestellung Lehrbücher 
	Bestellung Lehrbücher 

	Frau Gerhardt 03643 207-134. 
	Abrechnung der Lehrgangsgebühren 
	Abrechnung der Lehrgangsgebühren 

	Frau Graf 03643 207-145. 
	Schlusslicht 
	„Zeit haben nur diejenigen, die es zu nichts gebracht haben. Und damit haben sie es weiter gebracht als alle anderen.“ 
	Giovanni Guareschi. italienischer Journalist, .Karikaturist und Schriftsteller, 1908-68,.
	 u. a. Autor der Geschichten von „Don Camillo und Pepone“ 










